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Gemeinderat 11.12.2024 

Protokoll 
Über die am Mittwoch, den 11.12.2024 um 18:30 Uhr im Bräuhaus/Lenausaal stattgefundene 

Sitzung des Gemeinderates. 
 

Anwesend: 
Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl ÖVP 

1. Vizebgm. Mag. Martin Falb ÖVP 

2. Vizebgm. Heinz Scheele SPÖ 

STR Gerhard Dummer ÖVP 

STR Ing. Mag. Herwig Hödl ÖVP 

STR Mag. Felix Koll ÖVP 

STR Dr. Christian Moser ÖVP 

STR Admir Osmanovic SPÖ 

STR Markus Rosenberger SPÖ 

STR DI Dietmar Pfeiler GRÜNE 

GR Dkfm. Johannes Bartosch ÖVP 

GR Martin Franta, BEd  ÖVP 

GR Siegfried Gaida ÖVP 

GR Monika Handschuh ÖVP 

GR Setki Ibraimi ÖVP 

GR Peter Samer ÖVP 

GR Eleonore Kopf ÖVP 

GR Margit Weiss ÖVP 

GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl ÖVP bis 20:19 Uhr 

GR Matthias Zagler ÖVP 

GR Iris Ludl  ÖVP 

GR Daniel Pollak SPÖ 

GR Michael Polly SPÖ 

GR Mag. Alexandra Rester SPÖ 

GR Thomas Salway SPÖ 

GR Jürgen Ruzicka SPÖ 

GR Mag. Regina Fless-Klinger  GRÜNE 

GR Mag. Matthias Kubat GRÜNE 

GR DI Thomas Muth GRÜNE 

STR Herbert Pohl FPÖ 

GR Alen Ćorković FPÖ 

GR Wolfgang Mayer FPÖ 
 

Entschuldigt:  

GR Christian Rester SPÖ  
GR Jürgen Strahammer SPÖ 

GR Gregor Hetzendorfer ÖVP 

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR OStR Mag. Walter Klinger GRÜNE  
 

Vorsitzende: Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl 
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Schriftführer: StADir. Mag. Christina Pinggera 

 

Namensnennungen im Folgenden ohne Titel  
 

Tagesordnung 
Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Genehmigung des Protokolls vom 06.11.2024 

1. Bericht Prüfungsausschuss vom 22.11.2024 

2. Initiativantrag nach § 16 NÖ 1973 – nachhaltige Lehren aus dem Hochwasser 

Antrag Bürgermeisterin 

3. Wahlentschädigung 

Ref. 03 – Anträge Stadtrat Finanzen 

4. Voranschlag 2025 mit mittelfristigem Finanzplan 2026-2029 

5. Reduktion – Darlehensaufnahme 2024 Volksschulen 

Ref. 01 – Anträge Stadtrat Bauwesen und Stadtentwicklung  

6. Beauftragung – Rechtsberatung Baurechtsangelegenheiten 

7. Beauftragung – Beratung Raumordnungsfragen 

8. Gestaltungsbeirat – Bestellung eines neuen Mitgliedes 

9. Beauftragung – Gestaltungsbeirat 

Ref. 02 – Anträge Stadtrat Beteiligungen und Liegenschaften  

10. Grundbenützung Netz NÖ EVN Gruppe – Ed.-Rösch-Straße bis R.-Hirsch-Straße 

11. Grundbenützung Netz NÖ EVN Gruppe – Dr.-Emmerich-Czermak-Straße 

12. Grundkauf – Radweg Renaturierung Göllersbach 

13. Sondernutzungsvertrag Bewässerungsleitung – Ergänzung und Zusammenführung 

14. Aufnahme und Entlassung – Öffentliches Gut Bereich Körnerplatz 

15. Grundkauf – Kargl 

16. Grundkauf – Öfferl Hejtmanek 

17. Nachbesserungsklausel – Stöhr 

18. Entlassung aus dem öffentlichen Gut Gst. Nr. 118/68 

Ref. 06 – Antrag Stadtrat Sport und Freizeit  

19. Basisförderung 2024 

Ref. 07 – Anträge Stadtrat Umwelt, Au, Parkanlagen und Friedhof  

20. Anpassung – Übernahmepreise Sammelplätze 

21. Abwicklung Single-Use-Plastics-Kostenersatz 

22. Vergabe von Leistung – Biologische Beikrautbekämpfung mit Heißschaum 

Ref. 08 –Anträge Stadtrat Verkehr, Infrastruktur und Straßen  

23. Entsorgung Klärschlamm 

24. Schulbus Zögernsee 

25. Vertrag Giromedias 

26. Vertrag Bike & Ride Anlage Stockerau 

27. Beauftragung – Planungsleistung – Erneuerung Schaltkästen Hebeanlagen 

Ref. 09 – Anträge Stadtrat Verwaltung und Digitalisierung 

28. Dienstpostenplan 2025 

29. Funktionsdienstpostenverordnung 

Ref. 10 – Anträge Stadtrat Wirtschaft und Tourismus  

30. Verlängerung – Einkaufsmagazin Treffer 

31. Anpassung – Richtlinie Mietzinsunterstützung 

32. Beauftragung – integrierte Quartiersentwicklung 
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Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Völkl: Einen herzlichen guten Abend an alle Mitglieder des Gemeinderates, an unsere Zuhörer, die 

heute da sind und auch an alle Menschen, die vor den Geräten zuhause sitzen. Es ist heute die 

letzte Sitzung in dieser Periode. Ich bin sicher, so wie diese fünfeinhalb Jahre waren, werden wir 

uns wieder eifrig austauschen. Wir haben viele Gemeinderatssitzungen gemeinsam bestritten, viele 

Stunden da herinnen verbracht. Jedem Gemeinderat sind natürlich die Ausschüsse vorangegangen, 

die Arbeitskreise mit vielen Themen, die gelöst werden mussten, von der Schutzzone angefangen, 

diverse Krisen bis Corona und jetzt im heurigen Jahr das Hochwasser. Ich möchte mich schon jetzt 

vor Eintritt in die Sitzung bei allen wirklich herzlich bedanken, dass ihr immer bei den Sitzungen da 

wart, dass ihr euch mit den Themen beschäftigt habt und dass wir so einen Austausch hatten. Auf 

den Tischen findet ihr einen kleinen Weihnachtsgruß für jeden und dann werden wir nach der 

Sitzung auch, wie wir es immer getan haben, noch anstoßen. Dann treten wir in die Sitzung ein.  

Ich darf die Sitzung eröffnen, die Beschlussfähigkeit feststellen, eingeladen wurde ordnungsgemäß, 

die Tagesordnung ist rechtzeitig kundgemacht worden und keine Einwendungen erfolgten. 

Entschuldigt zur heutigen Sitzung sind GR Gregor Hetzendorfer, GR Christian Rester, GR Manuel 

Kurzmann, GR Jürgen Strahammer und GR Walter Klinger. Es liegen drei Dringlichkeitsanträge vor. 

Der erste Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung ist von Herrn Stadtrat Koll. 

Herr Stadtrat, bitte. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 

„Grundbenützung – EVN Wärme GmbH Rudolf-Hirsch-Straße“  
 

Koll: Guten Abend allerseits. Ich darf ihnen den Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ 

Gemeindeordnung zur Verlesung bringen. Es geht um den Antrag auf Grundbenützung von der EVN 

Wärme GmbH in der Rudolf-Hirsch-Straße. Dort beabsichtigt die Netz NÖ eine 

Fernwärmehauptleitung nach Spillern zu errichten und ersucht um die Benutzung für diese Leitung 

der Netz NÖ, dass wir das jetzt noch beschließen.  

 

Begründung der Dringlichkeit 

Die wollen Anfang Februar 2025 beginnen mit den Arbeiten. Wir haben den Antrag erst am 

09.12.2024 bekommen, darum konnte ich ihn auch nicht im Ausschuss behandeln und wir wollen 

denen nicht im Weg stehen. Wir wollen für die Fernwärme alle Möglichkeiten offenlassen. Darum 

ersuche ich um die Zustimmung der Dringlichkeit. 

 

Völkl: Wir stimmen ab und ich ersuche Sie, diesem Antrag die Dringlichkeit zu geben. Dankeschön, 

einstimmig.  

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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Völkl: Der zweite Dringlichkeitsantrag wurde von der FPÖ eingebracht. Bitteschön. 

 

Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 

„Aufhebung des Radfahrverbotes im Naturschutzgebiet Stockerauer Au“  
 

Pohl: Einen guten Abend auch von meiner Seite meinen Kolleginnen und Kollegen, Zuschauern hier 

und im Fernsehen. Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung. Die Gemeinderäte 

der FPÖ Stockerau stellen den Antrag, die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung am 11.12.2024 

um folgenden Tagesordnungspunkt zu erweitern „Aufheben des Radfahrverbotes im 

Naturschutzgebiet Stockerauer Au“. 

 

In verschiedenen Schreiben mit dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Naturschutz, wird 

immer darauf hingewiesen, dass laut Verordnung über die Naturschutzgebiete in den Gebieten B 

und C das Betreten der öffentlichen Wege, mit Ausnahme der Gebiete A, zulässig ist, nicht aber ein 

Befahren mit dem Fahrrad. Nachdem dieses Verbot aber in krassen Widerspruch zu bestehenden, 

unter anderem von NÖ Tourismus Werbung GmbH empfohlenen Radwegenetzen und der vom Amt 

der NÖ Landesregierung, Naturschutzabteilung herausgegebenen Kurzdarstellung „Naturschutz-

gebiet Stockerauer Au“ steht.  

 

Begründung der Dringlichkeit 

Das Naturschutzgebiet Stockerauer Au ist für die Stockerauer Bevölkerungen ein hervorragendes 

Naherholungsgebiet. Es wird zu jeder Jahreszeit von zahlreichen Spaziergängern, Wanderern und 

auch Radfahrern genutzt. Ein Bekanntwerden des Radfahrverbotes würde wahrscheinlich zu großer 

Bestürzung und Nichtverständnis aller Benutzer führen, was dringend hintanzuhalten wäre. 

 

Antrag 

Seitens der Stadtgemeinde Stockerau ist ein dringendes Ersuchen an das Amt der NÖ 

Landesregierung, Abteilung Naturschutz, dahingehend zu richten, dass ein Radfahren auf den 

beworbenen NÖ Radwegen und den von der Stockerauer Bevölkerung seit Jahrzehnten mit dem 

Fahrrad benutzten Wegen, per Verordnung zugelassen wird. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung über die Dringlichkeit. Ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Es hat uns um 16:45 Uhr noch ein Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN erreicht, bitte. 
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Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 

„Bewerbung der Stadt Stockerau als Standort 28 

Primärversorgungszentren für NÖ“ 
 

Pfeiler: Dankeschön, Frau Bürgermeisterin und einen schönen guten Abend auch von mir an die 

Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, an unsere Gäste hier im Saal und an unsere Zuhörer 

und Zuhörerinnen zuhause. Ich darf Ihnen einen Dringlichkeitsantrag vortragen, betreffend der 

„Bewerbung der Stadt Stockerau als Standort 28 Primärversorgungszentren für NÖ“. Ich bringe nur 

den Beschlussantrag jetzt zur Verlesung. In NÖ sollen in den nächsten vier Jahren bis 2028 

insgesamt 28 zusätzliche Primär-Versorgungszentren entstehen. Die Stadtgemeinde Stockerau als 

größte Stadt im Weinviertel, bewirbt sich um die Berücksichtigung als Standortgemeinde in diesem 

landesweiten Programm und wird ein entsprechendes Schreiben an die politisch verantwortlichen 

im Land NÖ richten.  

 

Begründung der Dringlichkeit 

Aufgrund des Ärztemangels bleiben Kassenstellen auch in Stockerau häufig für längere Zeit 

unbesetzt. Aktuell zum Beispiel die Dermatologie oder/und die allgemeine Chirurgie. Dadurch 

kommt es zu Versorgungslücken, zum Beispiel im Facharztbereich und damit auch zu Mehrkosten 

für Patientinnen durch das Aufsuchen von Wahlärzten. Ich ersuche um Zuerkennung der 

Dringlichkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

 

 

Genehmigung des Protokolls vom 06.11.2024 
 

Völkl: Wir kommen zur Genehmigung des Protokolls vom 06.11.2024. Es wird der Antrag gestellt, 

das Protokoll der Gemeinderatssitzung unverlesen zu genehmigen. Die Anmerkungen vom Herrn 

GR Thomas Muth wurden durchgeführt. Ich ersuche um Zustimmung. Dankeschön, einstimmig.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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Völkl: Als nächstes haben wir den Bericht des Prüfungsausschusses vom 22.11.2024 

 

1. Bericht Prüfungsausschuss vom 22.11.2024 
 

Kubat: Einen wunderschönen guten Abend auch von meiner Seite. Ich darf Ihnen den letzten Bericht 

des Prüfungsausschusses in dieser Geschäftsperiode vorlegen. Bericht des Prüfungsausschusses 

vom 22.11.2024. 

 

1) Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Mitglieder des Prüfungsausschusses und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

2) Veranstaltungszentrum „Z2000“ 

a) Allgemeines 

Wie im letzten Bericht zum Prüfungsausschuss vom 13.09.2024 angeführt, hat sich die jetzige 

Ausschusssitzung mit dem Veranstaltungszentrum mit dem Namen „Z2000“ befasst. 

Die Stadt Stockerau hat am 26.10.1999 das Z2000 eröffnet. Das Veranstaltungszentrum beinhaltet 

den Stadtsaal mit einer Größe von ca. 500 m2, den Lenausaal mit einer Größe von ca. 250 m2 und 

zwei Seminarräumen mit je ca. 63 m2. Die Auslastung des Z2000 während des Zeitraumes Jänner 

bis September liegt für den Stadtsaal bei ca. 48%, für den Lenausaal bei 55%, bei den 

Seminarräumen bei 39%. Hierzu muss gesagt werden, dass die Sommermonate für das 

Veranstaltungszentrum aufgrund der Saison eine Art von Sommerloch darstellen. Während diesen 

Monaten wird daher der Urlaub des Personals für das Z2000 hauptsächlich abgebaut.  

 

b) Größte Positionen des Z2000 (Zeitraum 01. Jänner bis 31. Oktober 2024) 

Die Leistungserlöse aus Vermietung aller Säle des Z2000 belaufen sich auf € 127.941,51 und ist zu 

diesem Zeitpunkt um € 25.160,69 höher als im Voranschlag 2024 vorgesehen. Die Preise für das 

Veranstaltungszentrum sind in dem laufenden Wirtschaftsjahr 2024 angepasst worden und mit 

01.10.2024 gültig. Für z.B. Benefizveranstaltungen oder Kulturveranstaltungen werden die vollen 

Preise des Veranstaltungszentrums verrechnet und sind demnach unter dem Ansatz 894000 im 

Budget ausgewiesen. Aufgrund des mildtätigen oder kulturellen Charakters solcher Veranstaltungen 

werden diese subventioniert, damit nicht die vollen Kosten für die Veranstalter anfallen. Diese 

Subventionen sind im Kulturbudget ausgewiesen. Des Weiteren belaufen sich die Einnahmen aus 

der Vermietung der Geschäftslokale (Marrionnaud, Santorini und Sport Mike) auf € 91.894,13. 

Weitere Einnahmen beziehen sich aus der Gastronomie iHv € 13.045,00 (Miete Ausschank-

/Barbereich, Barelemente) und aus den sonstigen Einnahmen iHv € 5.101,75 (Weiterverrechnung 

der Heizkosten für ein Geschäftslokal aufgrund des individuellen Ablesens). Die Summe der Erträge 

beläuft sich auf € 238.283,54. Die größten Ausgabenpositionen sind die Personalkosten iHv € 

287.071,21. Laut Dienstpostenplan sind sieben Personen dem Z2000 zugeordnet; diese sieben 

Personen entsprechen aufgrund ihrer Wochenstunden in Summe fünf Vollzeitäquivalenten. Eine 

weitere hohe Ausgabe ist der Bedarf an Wärme iHv € 74.894,82 und Strom iHv € 34.693,19. 

Aufgrund einer sukzessiven Fortführung der Umstellung auf LED-Beleuchtung wird dadurch eine 

Einsparung der Stromkosten erzielt.  Das Z2000 ist im Eigentum der Stadt Stockerau. Zwei 

Darlehen, das größte mit einem voraussichtlichem Endstand iHv ca € 4,9 Millionen läuft bis Ende 

2041 und das zweite mit einem voraussichtlichem Endstand iHv ca € 133.000 läuft bis Ende 2039. 

Die Kosten der Finanzierung (Zinszahlungen) dieser zwei Darlehen belaufen sich auf € 33.136,08.  
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Für die Instandhaltung des Gebäudes sind bislang € 31.118,35 ausgegeben worden, dies betrifft die 

Wartung der Aufzugsanlagen, der Brandmeldeanlagen, der Kälteanlagen, die Reparaturen der WC-

Anlagen, die Bühnenreparatur, den Vorhang, etc.. Für die Instandhaltung der sonstigen Anlagen 

sind bis dato € 11.116,08 aufgewendet worden, dies betrifft das Kühlhaus, die Schaltschränke, die 

Brandschutzklappen, etwaige Kleingärten usw. Die Summe aller Aufwendungen belaufen sich auf 

€ 536.665,10. Demnach wird ein Geldfluss der operativen Gebarung in der Ergebnisrechnung iHv – 

298,381,56 ausgewiesen. Für die Finanzierungsrechnung muss hauptsächlich die Investitionen 

(Mischpult, Anschaffung von Mikrophonen, LED-Bühnenbeleuchtung) iHv € 57.664,03 sowie die 

Tilgungsraten für die zwei Darlehen iHv € 296.527,95 berücksichtigt werden. Somit beläuft sich der 

Geldfluss aus der voranschalgswirksamen Gebarung auf € - 666.969,94.  

 

c) Wettbewerbsfähigkeit und künftige Herausforderungen 

Das Veranstaltungszentrum Z2000 ist aufgrund seiner zentralen Lage in NÖ und des anliegenden 

Parkdecks mit einem Ausfahrticket iHv € 2,80 sehr wettbewerbsfähig. Allerdings erstellt sich die 

Suche nach einem Catering für Veranstaltungen als schwer, dies dürfte jedoch generell mit dem 

wirtschaftlichen Umfeld der Gastronomen (schwierige Suche nach Personal, etc.) geschuldet sein. 

Eine spezielle Herausforderung ist die Suche nach einer geeigneten Geschäftsleitung für das 

Z2000. Herr Ernst Weidenauer hat seinen Vertrag um ein Jahr bis Ende September 2025 verlängert, 

aber aufgrund seiner vielen Gutstunden im Ausmaß von ca. 900 Stunden, wird Herr Weidenauer mit 

April 2025 nicht mehr verfügbar sein. Zur Sicherung des Wissentransfers und -sicherung sollte 

demnächst eine Nachfolge gefunden werden. Der Ausschuss für Verwaltung und Digitalisierung hat 

aufgrund einer Ausschreibung schon zwei in Frage kommende Personen. 

 

3) Forderung und Aufstellung der Verbindlichkeiten und Forderungen der Stadt Stockerau 

Der Prüfungsausschuss überprüft in regelmäßigen Abständen die Entwicklung der Forderungen und 

Verbindlichkeiten der Stadtgemeinde. Eine genaue Aufstellung ab einer Höhe von € 5.000 und einer 

Überfälligkeit von einem Monat zu den einzelnen Schuldnern und Gläubigern wird jedes Mal von der 

Buchhaltungsabteilung den Mitgliedern des Prüfungsausschusses vorgelegt. Die Außenstände der 

Forderungen belaufen per Stichtag mit 31.10.2024 sich auf € 1.835.528,74 und ist damit zur letzten 

Überprüfung im Juni 2024 um € 778.167,75 gestiegen. Von der Gesamtforderung in Höhe von € 

1.835.528,74 machen die Forderungen einzelner Schuldner der Stadt Stockerau über € 5.000 

insgesamt € 1.370.096,23 aus. Aufgrund der ökonomischen schwierigen Situation merkt die 

Stadtgemeinde Stockerau bei der Kommunalsteuer Zahlungsverzögerungen. Die Summe der 

Verbindlichkeiten belaufen sich per Stichtag mit 31.10.2024 auf gesamt € 3.862,71 und ist seit der 

letzten Überprüfung im Juni 2024 um € 9.639,40 gesunken. 

 

4) Gebarungsprüfung 

Da verschone ich sie mit dem Zahlenwerk und komme zur Conclusio. Aus der Gegenüberstellung 

von Istbestand lt. Tagesbericht und Sollbestand ergibt sich eine vollständige Übereinstimmung. Zum 

Zeitpunkt der Prüfung haben sich 2.178,26 € in der Handkassa der Buchhaltung befunden. Der 

Betrag deckt sich mit dem ausgewiesenen Kassastand der Buchhaltung. 

 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses danken Herrn Binder, Herrn Weidenauer sowie der 

gesamten Stadtverwaltung für Ihre Mühen und die Aufarbeitung aller Zahlen, Daten und Fakten. 

Zum Schluss möchte ich auch noch einmal Dankeschön sagen, das war der letzte Bericht von 

meiner Seite als Vorsitzender des Prüfungsausschusses. Ich meine, wir haben über die sechs Jahre 

eine echt gute Arbeit geleistet. Wir haben immer sachlich und wirklich parteiübergreifend und 
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überparteilich gearbeitet. Da möchte ich der GR Eleonore Kopf, GR Hannes Bartosch, GR Sigi 

Gaida, GR Matthias Zagler, meinem Stellvertreter GR Daniel Pollak, den GR Michael Polly, GR 

Christian Rester und ihre Vorgänger, das war der nunmehrige StR Rosenberger Markus, GR 

Alexander Schuler und GR Manuel Kurzmann, GR Wolfgang Mayer und seinem Vorgänger GR 

Klaus Polacek herzlich bedanken. Es war mir eine Ehre und ein Genuss mit euch zusammen zu 

werken. 

 

Völkl: Dankeschön, ich ersuche um ein Zeichen der Kenntnisnahme. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig zur Kenntnis genommen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Wir kommen zum Tagesordnungspunkt zwei, Initiativantrag nach § 16 der NÖ 

Gemeindeordnung „Nachhaltige Lehren aus dem Hochwasser“. 

 

2. Initiativantrag nach § 16 NÖ 1973 „Nachhaltige Lehren aus dem 

Hochwasser“ 
 

Völkl: Am 05.11.2024 langte bei der Stadtgemeinde Stockerau im Rathaus, Bürgerservice, der 

Initiativantrag mit dem Thema „Nachhaltige Lehren aus dem Hochwasser ein“. Fällt ein 

Initiativantrag in den Wirkungsbereich des Gemeinderates, gerichtet an den Gemeinderat, dann hat 

die Bürgermeisterin dafür zu sorgen, dass die Behandlung unter Einhaltung der Geschäftsordnungs-

bestimmungen in die Tagesordnung der nächstmöglichen Sitzung des zuständigen Organs 

aufgenommen wird.  Der Initiativantrag entspricht den gesetzlichen Bestimmungen gemäß § 16 der 

NÖ GO und ist daher im Gemeinderat am 11.12.2024 zu behandeln. Von insgesamt 961 

Unterschriften sind 864 gültig, unsere Wahlzahl ist 222,6111. Zustellungsbevollmächtigter ist 

Gerhard Zwickl, Vertreter des Zustellungsbevollmächtigten ist Gerold Hrdlicka. Der 

Zustellungsbevollmächtigte wurde von dem Ergebnis der Behandlung des Initiativantrages durch 

die Bürgermeisterin verständigt. Ich darf Ihnen den Initiativantrag zur Kenntnis bringen. An den 

Gemeinderat der Stadtgemeinde Stockerau zu Handen Frau Bürgermeisterin Andrea Völkl. Die 

Stadtgemeinde Stockerau beabsichtigt die letzten freien Äcker zwischen den Siedlungen „Am 

Damm“ und Wiesenersiedlung“ entlang des Senningbaches verbauen zu lassen. Weiters soll eine 

Grünfläche am Senningbach neben dem Fernheizwerk für Ablagerungen umgewidmet werden. Das 

bedeutet eine weitere Versiegelung wertvoller Ackerflächen, eine Teilzerstörung eines 

Naherholungsgebietes, die Verbauung des letzten Zutrittsbereiches zum Bach für Wildtiere, eine 

weitere gefährliche Verengung des Überschwemmungsgebietes, eine weitere Belastung des 

Baches durch Zuleitungen, eine zusätzliche Verkehrsbelastung durch angrenzende Siedlungen, 

eine Einschränkung der Agrarproduktion im Nahbereich und somit weitere Anfahrtswege z. B. zur 

Biogasanlage, eine Gefährdung der neuen Bauparzellen durch Hochwasser und Hangwasser, eine 

Einschränkung der Überschwemmungsflächen im Falle von Ablagerungen oder privaten 

Schutzdämmen.  
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Antrag 

Die unterzeichneten Bürgerinnen und Bürger der Stadt Stockerau stellen daher den Antrag, der 

Gemeinderat möge beschließen, alle geplanten und weiteren Umwidmungen von unverbauten 

Grundstücken, die an Grundstücke mit Senningbachverlauf angrenzen, sowie von Grundstücken, 

die Überschwemmungsflächen enthalten, sind zu stoppen bzw. ggf. auf Grünland rückzuwidmen. 

Insbesondere Grundstück Nr. 3376/4 zwischen den Siedlungen „Am Damm“ und „Wiesener-

siedlung“. Hier ist den Wildtieren zusätzlich auf Dauer ein ausreichend breiter Zutrittskorridor von 

den Feldern zu den Bachauen bzw. Fluchtweg zu ermöglichen. Daher soll auch zumindest das 

Grundstück Nr. 2678 und wenn nötig angrenzende Grundstücke unverbaut bleiben. Umwidmungen 

von Bach-angrenzenden Grundstücken zu Bau-, Industrie- und Ablagerungsflächen, insbesondere 

Grundstück Nr. 3383/2 zwischen Fernheizwerk und Ernstbrunnerstraße sind daher auszuschließen. 

Ich bitte um Wortmeldungen. Herr Stadtrat, bitte. 

 

Rosenberger: Einen schönen guten Abend liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auch zuhause, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau Bürgermeisterin. Vorab möchte ich mich einmal bedanken 

beim Gerhard Zwickl und allen weiteren 863 Unterzeichnern dieses Initiativantrages. Ich finde das 

unheimlich wichtig, was ihr da auf die Beine gestellt habt und es ist mir ein Anliegen, eine 

Wortmeldung dazu abzugeben. Ich möchte ein bisschen ausholen. Widmungsfragen werden bei mir 

im Ausschuss abgewickelt und sind dort zuhause. Bereits im Jahr 2022 haben wir die Grundstücke 

am Senningbach oder entlang vom Damm gekauft. Es hat sich damals die Situation natürlich ein 

bisschen anders dargestellt als es sich dann im Zuge des Hochwassers im September 2024, also 

vor knapp drei Monaten, herausgestellt hat. Keiner hat mit diesem Ausmaß gerechnet, mit so einer 

Gewalt, die da zu Tage getreten ist. Wir hätten uns 2022 gedacht, dass man dort Wohnraum 

schaffen kann, Wohnraum für junge Stockeraurinnen und Stockererauer, für junge Familien. Das 

hätte auch seinen Reiz gehabt und hätte durchaus Sinn gemacht, aber dass was bei uns im Herbst 

eingetreten ist, mit dem hat man ganz einfach nicht gerechnet. Ich sage dazu, es stellt sich für mich 

auch so dar, dass Entscheidungen, die in der Vergangenheit getroffen wurden, auch entsprechend 

revidiert werden können und sich auch Veränderungen ergeben können. So viel Platz muss sein 

und wir haben auch die Pläne zu einer Umwidmung mehrfach behandelt, wir haben das erörtert. Es 

ist dann der September 2024 gekommen. Wir haben noch einmal drüber geredet. Es fehlen derzeit 

nach wie vor Unterlagen, die eingefordert wurden. Deswegen war dieser Punkt auch noch nicht 

wirklich Sache im Bauausschuss. Wie wir wissen, wird sich der Gemeinderat ja auch neu 

zusammensetzen.  

 

Antrag 

Ich stelle daher auch den Antrag gleich jetzt, dass wir diesen Initiativantrag und die Behandlung des 

Initiativantrages an den zuständigen Ausschuss für die weitere Behandlung weiter verweisen. Ich 

möchte mich aber noch einmal wirklich bedanken für die Initiative. Gerhard Zwickl, du hast intensiv 

darüber gesprochen, wir haben uns unterhalten, ich hoffe die Unterlagen, die ich dir zur Verfügung 

stellen konnte waren auch für dich interessant und haben dir auch bei der Behandlung, wie 

Umwidmungen ganz generell funktionieren, auch geholfen und dich unterstützt. Dankeschön. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, Entschuldigung. 

 

Pfeiler: Frau Bürgermeisterin, nichts passiert, ich hätte mich schon gemeldet. Dieses Hochwasser 

im September 2024, also heuer, hat ganz viele Menschen zutiefst in ihrer Existenz getroffen. Wenn 

man plötzlich das Wasser im Keller oder in den Wohnräumen hat, da zieht es einem natürlich den 

Teppich unter den Beinen weg. Es ist etwas eingetreten, mit dem man nicht gerechnet hat. Plötzlich 
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stellen sich Fragen der Sicherheit ganz anders dar. Ich glaube, es erfordert auch den Respekt, in 

so einer Situation diesen Menschen gegenüber hier inne zu halten und nachzudenken, ob man hier 

mit den geplanten Umwidmungen am richtigen Weg ist. Wie wir schon in der Vergangenheit damals 

bei den Grundstücksankäufen gesagt haben, glauben wir nicht, dass man mit diesen Umwidmungen 

am richtigen Weg ist. Das Hochwasser hat das jetzt leider noch einmal drastisch dargestellt. Ich 

möchte auf die zwei Umwidmungsbereiche ganz konkret einstellen und auch erläutern, warum wir 

es für extrem problematisch halten, hier in diesen Umwidmungen, so wie sie momentan vorgesehen 

sind auch festzuhalten. Das eine ist ein Lagerplatz im räumlichen Anschluss an das Fernheizwerk, 

direkt im Uferbereich des Senningbacheses. Es hat dort der Senningbach den schmalsten Bereich, 

wo er durch unser Stadtgebiet fließt in diesem Gewerbegebiet. Das war der aller schmalste Bereich, 

wo er sich nicht ausbreiten kann und genau dort hat sich dieser Senningbach den Platz genommen, 

dem man ihm eben irgendwann einmal genommen hat. Der Senningbach braucht durch das Heid-

Gelände mehr Platz. Er braucht dort gerade für den Hochwasserabfluss, aber auch für andere 

Funktionen mehr Platz. Genau an der Stelle, an dieser engsten Stelle ist er eben übergegangen und 

genau an dieser Stelle, soll jetzt ein Lagerplatz umgewidmet werden, wo voraussichtlich biogenes 

Material gelagert werden soll. Das Gelände liegt im HQ 100, das heißt bei dem nächsten 

hundertjährigen Hochwasser schwimmt dort dann das biogene Material mit dem Senningbach mit 

davon. Ich halte das für wirklich äußerst problematisch, weil wenige 100 Meter flussabwärts gibt es 

dann die Brücke über die LH 26 oder besser gesagt hat die LH 26 eine Brücke über den 

Senningbach und biogenes Material, das da davon schwimmt und Brücken, das verträgt sich im 

Hochwasserfall nicht wirklich gut. Was ich damit sagen möchte, ist die Gefahr, dass da Material 

abgeschwemmt wird und Verklausungen bei der Brücke erfolgen und dann wieder der Bach über 

geht. Das halte für extrem riskant und extrem wahrscheinlich. Es sind beim letzten 

Hochwasserereignis schon ganze Container von dem Fernheizwerkgelände davon geschwommen, 

also hier jetzt einen Lagerplatz zu widmen im Wissen, dass es sich im HQ 100 befindet, diese 

Fläche, das halte ich für wirklich extrem problematisch. Der Gutachter, der da ein positives Okay 

gibt, der ist glaube ich sehr gefährlich unterwegs. Ja, das ist einmal diese Passage des 

Senningbaches durch das Heid-Gelände. Der zweite Bereich ist im Bereich zwischen der LH 26 und 

der B3, diese Siedlungslücke und was uns dort als GRÜNE besonders stört ist, dass ja sogar diese 

Baulandwidmung in den Bereich des gewidmeten regionalen Grüngürtels hineingehen soll. Ich 

möchte euch erinnern, ihr seitens ÖVP habt vorgelegt, 28 Punkte Klimaprogramm für diese Stadt. 

Da ist unter anderem drinnen ein, ich zitiere, dass da nichts Falsches im Protokoll steht, Punkt acht 

Erarbeitung eines Grünflächensicherungs- und Ausweitungskonzeptes für das Stadtgebiet, 

Überarbeitung der Bebauungsvorschrift im Sinne Klima und Energiestrategie, Erhalt offener nicht 

versiegelten Flächen, wo immer möglich. So, das haben wir hier herinnen beschlossen im 

Gemeinderat. Dann passiert eigentlich genau was anderes. Es ist nicht nur so, dass wir die 

regionalen Grüngürtel ausweiten, dort wo es erforderlich wäre, wie zum Beispiel im Heid-Gelände, 

nein, dort wo wir gewidmete regionale Grüngürtel haben tun wir ins Bauland umwidmen. Also wir 

machen genau das Umgekehrte als das, was wir uns eigentlich im Jahr 2019 am 30.09.2019 

vorgenommen haben. Ich glaube es ist, lange Rede, kurzer Sinn nachvollziehbar, dass wir diesen 

Initiativantrag voll inhaltlich unterstützen. Noch einmal, ich halte es für notwendig, den Menschen, 

die da in ihrer Existenz getroffen sind, einfach den Respekt aufzubringen und hier jetzt einmal inne 

zu halten und noch einmal nachzudenken, ob man an diesen Umwidmungen in dieser Form 

festhalten möchte. Dankeschön. 

 

Völkl: Wir haben noch zwei Wortmeldungen. Der Herr Stadtrat Hödl und der Herr Stadtrat Pohl. 
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Pohl: Wenn ich zuerst darf von der Reihenfolge her. Danke. Didi es freut mich, dass du den Respekt 

vor den Bürgern gefunden hast, die vom Hochwasser betroffen waren. Wenn ich mir das Bild da 

anschaue, bei dem Video über das Hochwasser, das war ja unglücklich getroffen. Wir wollen aber 

den Bürgern auch Respekt zollen und wir sehen bei den diversen Initiativen und auch jetzt bei 

diesem Antrag, was für ein Potential wir haben und das haben wir die letzte Zeit schon gesagt, das 

wollen wir auch in Zukunft nutzen, das Potential, was wir in den Bürgern haben und darum werden 

wir gegen das Verweisen in den Ausschuss stimmen und wir schauen, dass wir das heute öffentlich 

diskutieren. 

 

Völkl: Jetzt der Reihenfolge nach. 

 

Rosenberger: Nur ganz kurz von mir. Das möchte ich nur zusammenfassen, wir reden jetzt nicht 

darum, dass es wirklich bereits um eine Umwidmung geht, sondern wir sprechen schon noch immer 

von geplanten Widmungsänderungen. Wir haben weder im Ausschuss eine Widmungsänderung 

beschlossen, noch beschließen wir heute die wirkliche Widmungsänderung, das nur 

zusammenfassend damit wir auch von dem gleichen ausgehen. Wie sich die Wünsche darstellen 

der künftigen Stadtregierung, das ist dann eine andere Geschichte. Ich kann nur betonen und so ist 

unsere Sicht in der SPÖ und ich habe das auch schon im Vorfeld dem Gerhard Zwickl gesagt, wir 

von der SPÖ sind derzeit auch nicht für eine Widmungsänderung in dem Gebiet zu haben. Das 

möchte ich nur einmal ganz strikt sagen. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Hödl, bitte. 

 

Hödl: Schönen und guten Abend auch von meiner Seite. Der Max Rosenberger hat es gerade 

angesprochen, was die künftige Stadtregierung so vor haben wird. Eins ist aus meiner Sicht ganz 

klar, ein Ereignis wie aus dem September dieses Jahres, gegen einen Petrus können wir uns nicht 

wehren, gegen die Folgen müssen wir uns auf alle Fälle wehren. Wir hatten, wenn ich es jetzt richtig 

im Kopf habe, vor drei Wochen ein Gespräch mit dem DI Rögner von der WA3, wo der Baudirektor 

Altinger und ich ein wenig erörtert haben, den Ablauf des Geschehens. Die Aufarbeitung hat sich 

ein bisschen verzögert durch einen Krankenstand der Mitarbeiterin des beauftragten 

Ingenieurbüros. Was aber für uns ganz klar ist und das haben wir auch besprochen, das Ereignis 

darf sich so nicht wiederholen mit den Auswirkungen, dass wir diese großräumigen Überflutungen 

im verbauten Siedlungsgebiet haben. Das heißt, unser Ansinnen ist es, auf möglichst schnellem 

Weg eine Hochwasserfreistellung zu machen für das Heid-Gelände, das da die Ausuferung 

rechtsufrig in das Siedlungsgebiet nicht mehr möglich ist und wenn wir rechtsufrig freistellen wollen, 

dann müssen wir auch linksufrig das in Rede stehende Gelände für den Lagerplatz freistellen, weil 

es wasserrechtlich das Verschlechterungsverbot gibt. Das heißt, ich kann nicht auf einer Seite 

besserstellen und dann auf der anderen Seite zu Verschlechterungen beitragen. Das heißt natürlich, 

der Didi Pfeiler hat es grundsätzlich angesprochen, es ist zu schauen, wie ist die 

Hochwasserabfuhrkapazität im Senningbach in diesem Bereich? Kann ich das Wasser im 

Senningbach halten? Was es bedeutet für den anschließenden Bereich, was bedeutet es für die 

Brücke? Wir haben ja beim Hochwasserereignis gesehen, dass der vorhandene Damm am Heid-

Gelände das Abfließen des Wassers behindert hat. Deswegen haben wir ja am Montag in der Früh 

auch die Bresche in den Damm hinein gemacht, unter Anwesenheit vom DI Rögner und nach einer 

Vermessung. Wir haben ja dort gesehen, dass der höchste Wasserstand im Senningbach unter der 

Dammhöhe gewesen ist. Das heißt, da braucht es noch ganz viele Fakten, es gibt viel Gefühl, es 

gibt viele Vermutungen, wir müssen auf die Fakten warten. Um jetzt noch einmal den Kreis zu 

schließen, Max, wir werden das weder heute noch in den nächsten Wochen wissen. Wir brauchen 
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eine Vorausstudie, das ist mit dem Hofrat Rögner ausgemacht worden, dass wir einmal schauen, 

ob wir mit einer schnellen Maßnahme, schnellen Schutz schaffen können. Wenn wir jetzt von großen 

Retentionsbecken und der Gleichen sprechen, dann sind wir in vielen Jahren einer Bewilligungs- 

und Bauzeit und das muss ganz einfach schneller gehen. Der Schutz der Stockerauerinnen und 

Stockerauer muss ganz einfach schnell gehen und daran arbeiten wir in dieser Regierung und das 

wird sich von der Arbeit der nächsten Regierung nicht unterscheiden. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Wir GRÜNEN stimmen auch gegen den Verweisungsantrag. Der Herr Stadtrat Pohl hat das 

schon gesagt. Die Öffentlichkeit hat ein Recht, die Diskussion mitzuverfolgen und zu erleben, wie 

die Diskussion läuft und zweitens, das ist meine persönliche Meinung, man muss dann auch Farbe 

bekennen. Die Tatsachen liegen am Tisch, also sagen wir ja oder nein. Das soll auch die 

Öffentlichkeit mitbekommen. Dankeschön. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Ja, danke. Ich bin beim Herrn Stadtrat Rosenberger inhaltlich, was also die Behandlung des 

Antrages betrifft. Mir ist nur zufällig in die Hände gefallen und das wollte ich schon auch kurz sagen. 

Ich habe es ursprünglich nicht vorgehabt, aber jetzt habe ich mir es dann doch überlegt. Es ist unter 

grüner Beteiligung, Regierungsbeteiligung hier in Stockerau ein sogenannter Masterplan von der 

TU ausgearbeitet worden für Stockerau, der auch ein langfristiges Flächenmanagement für unsere 

Stadt vorsieht. Der Masterplan hat € 6.225,- gekostet, nur damit es auch gesagt ist. Dieser 

Masterplan enthält auch genau die Fläche am Senningbach als zu schließende Baulücke. Ich will 

es nur sagen, ich positioniere mich damit nicht für eine Verbauung. Ich will nur sagen, dass es in 

dem Masterplan vorgekommen ist und mehr oder weniger der Stadtgemeinde empfohlen wurde. 

Das ist unter anderem auch in der Dorf- und Stadterneuerung dann zur Kenntnis genommen worden 

als besonders wichtig, wenn ich das Protokoll richtig interpretiere, auch positiv zur Kenntnis 

genommen. Man hat gesagt, die Kenntnis über die Inhalte des Masterplans, ich nehme an für die 

künftige Politik in Stockerau auch wichtig. Nur bei dieser Sitzung, wo genau das war und 

stattgefunden hat, lese ich bei der Anwesenheitsliste einen gewissen Herrn M. Kubat, oder Frau M. 

Kubat, jetzt weiß ich nicht ob das der heutige Gemeinderat Matthias Kubat ist, oder jemand, der 

zufällig den selben, Familiennamen hat und dessen Vorname auch mit M beginnt. Das wollte ich nur 

sagen, aber damals glaube ich noch nicht bei den GRÜNEN. Es ist nicht so, dass hier ins blinde 

Blitzblau aus irgendeiner null-Veranlassung heraus ein Projekt in Angriff genommen wurde, über 

das man tatsächlich reden kann. Ich will da gar nicht päpstlicher oder gescheiter sein als die Leute, 

die sich da auch auskennen. Tatsache ist, neu ist das nicht. Es gibt diesen Masterplan, wie gesagt, 

damals wurde er gemacht und ich glaube auch mit durchaus der Intention, dass er letztlich für die 

langfristige Entwicklung unserer Stadt auch als Grundlage herangezogen werden soll. Danke. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Scheele: Sehr geehrte Frau Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, auch von meiner Seite 

einen schönen guten Abend. Ich möchte das, was mein Kollege Markus Rosenberger gesagt hat, 

doppelt und dreifach unterstreichen. Es ist wichtig und ich kann auch für die SPÖ sagen, diese 

Hochwasserereignisse des Septembers haben bei uns einen Umdenkprozess eingeleitet und wenn 

jetzt die mangelnde Transparenz beklagt wird, wenn dieser Initiativantrag dem Ausschuss 

zugewiesen wird, das kann ich nicht nachvollziehen, weil im Ausschuss werden Diskussionen 
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geführt. Da gibt es Beratungen und dann gibt es Empfehlungen des Ausschusses für den 

Gemeinderat und im Gemeinderat wird das diskutiert, der Empfehlung Folge geleistet oder auch 

nicht und im Gemeinderat ist die Transparenz gegeben. Ich kann persönlich jetzt nicht 

nachvollziehen, wo mit Ausnahme der heutigen Sitzung die Transparenz nicht gegeben ist. 

Dankeschön. 

 

Völkl: Der Herr Gemeinderat Kubat, der Herr Stadtrat Pfeiler und der Herr Stadtrat Hödl. 

 

Kubat: Das stimmt, dass es diesen TU-Masterplan gab oder gibt, keine Frage. Eines ist ja auch klar, 

das Ereignis oder die verheerende Situation im September dieses Jahres hat uns doch was gelernt. 

Ich glaube, Konrad Adenauer hat das gesagt, ich habe doch das Recht, auch klüger zu werden. Das 

darf ich auch jedem Politiker und jeder Politikerin heute mitgeben. Lernen wir daraus aus dem, was 

passiert ist. Das andere ist, den Antrag zu verweisen in den Ausschuss. Ich darf glaube ich seit April 

oder Mai 2019 im Gemeinderat sein und da wurden öfters Anträge schon in die verschiedensten 

Ausschüsse getragen und verwiesen. Ich empfinde dann schon sehr, dass sie dann dort gerne und 

oftmals versanden und aus diesem Grund möchte ich, dass wir heute Farbe bekennen und diesen 

Initiativantrag, der von fast 1000 Stockerauer und Stockerauerinnen getragen wurde, unterschrieben 

wurde, unterstützt wurde, zur Beschlussfassung geben. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Wir haben uns jetzt in der Zwischenzeit in unser Archiv begeben, in den Keller unserer 

Datenbank. Wir haben da wirklich einen Masterplan gefunden, der ist aus 2012. Ich glaube seither 

haben sich einige klimatologischen Rahmenbedingungen wirklich fundamental geändert und ich 

glaube, da ist es auch angebracht, darüber nachzudenken, ob man an verschiedenen Dingen weiter 

festhält. Was in dem Masterplan, den der Herr Vizebürgermeister erwähnt hat, sicher nicht drinnen 

ist, ist die Umwidmung eines Lagerplatzes am Senningbach. Das ist glaube ich dort kein Thema 

gewesen. Das zweite zu dieser Siedlungslücke, das eine ist sozusagen das Schließen der 

Siedlungslücke, aber das zweite ist, dass das ja dann in der Weise erfolgt, dass ein überörtlich 

festgelegter Grüngürtel entlang des Senningbaches auch mitgenutzt werden soll für diese Bauland 

Umwidmung. Das ist glaube ich nicht in dem Masterplan drinnen und war sicher so nicht gemeint. 

Wir reden davon, dass wir eben entlang des Senningbaches zwischen der Ernstbrunnerstraße und 

der B3 eben einen in überörtlichen Planungen festgelegten Grüngürtel ausgewiesen haben, der 

natürlich sich auch in unserer örtlichen Raumplanung, Flächenwidmungsplanung abbildet und 

wiederfindet und in diesen Grüngürtel hinein soll jetzt eine Baulandwidmung erfolgen. Ich glaube, 

alle Lehren, die wir da jetzt aus diesem Hochwasser gezogen haben, sollte man da 

mitberücksichtigen und wie gesagt einen bereits vorgesehenen und gewidmeten Grüngürtel jetzt in 

Bauland umzuwidmen, ist also für uns ein grober Vorzeichenfehler. Dankeschön. 

 

Völkl: Aufgrund der vielen Diskussionen sieht man, wie gut der Antrag vom Herrn Stadtrat 

Rosenberger ist, dass hier noch eine Diskussion im Ausschuss erfolgt. Der Herr Stadtrat Hödl, bitte. 

 

Hödl: Eine Ergänzung, weil der Kollege Kubat gemeint hat, die Tatsachen liegen auf dem Tisch, das 

tun sie eben gerade nicht. Im Gespräch mit dem Hofrat Rögner, als Plan oder als Vorausschau für 

das was zu tun ist, gab es eben die Festlegung, dass erst eine Gefahrenzonenplanung für den 

Senningbach erstellt werden muss. Die gibt es jetzt schon für den Göllersbach, für den Senningbach 

noch nicht. Grundsätzlich wäre erst nach einer fertigen Gefahrenzonenplanung es auch möglich, 

sich mit den Herausforderungen auseinanderzusetzen. Das haben wir mit dem Hofrat Rögner 
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besprochen, dass wir versuchen hier schon parallel zu arbeiten, hier im Detail diesen Bereich Heid-

Gelände bis Ernstbrunnerstraße, beziehungsweise durch das Stadtgebiet sehr genau anzuschauen, 

was das Abflussvermögen des Senningbaches ist, was man da an sehr raschen Lösungen machen 

kann. Das ist die Voraussetzung für eine Entscheidung und diese Tatsachen liegen anders als es 

der Herr Gemeinderat Kubat behauptet nicht am Tisch. Danke. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung, wenn wir 

dem Antrag vom Herrn Stadtrat Rosenberger folgen und den Antrag in den Ausschuss verweisen. 

Sehe hier Zustimmung der ÖVP und der SPÖ. Dankeschön. Gegenstimmen? Fraktion der FPÖ und 

der GRÜNEN. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich in den Ausschuss verwiesen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 4 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

 

 

3. Wahlentschädigung 
 

Völkl: Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt und der betrifft die Wahlentschädigung. Ich 

darf Ihnen den Amtsbericht zur Kenntnis bringen. Die Mitarbeit in den Sprengelwahlkommissionen 

ist ein überaus wertvoller Dienst an der Demokratie und auch an den Bürgerinnen und Bürgern 

unserer Stadt. Um dieser Mitarbeit am Wahltag hier auch eine Anerkennung zu geben für diese 

ehrenvolle Tätigkeit und auch den Dank und die Anerkennung auszudrücken, sollen die Mitglieder 

der Sprengelwahlkommissionen folgende Entschädigung erhalten, der Sprengelwahlleiter und der 

Stellvertreter, je eine Stockerau-Card im Wert von € 100,-. Die Beisitzerinnen und Beisitzer, 

Ersatzbeisitzer und Beisitzerinnen und sowie die Vertrauenspersonen, je eine Stockerau-Card im 

Wert von € 50,-. Wie bisher werden alle Mitglieder der Sprengelwahlbehörde, die an der 

tatsächlichen Durchführung der Wahl beteiligt sind, bedacht.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, diese verlesenen Entschädigungen für die Sprengelwahlleiterinnen, 

Sprengelwahlleiter, Stellvertreterinnen und Stellvertreter, Beisitzerinnen und Beisitzer und Ersatz, 

Beisitzerinnen und Beisitzer zu beschließen. Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Dankeschön, einstimmig.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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Völkl: Nun ist der Herr Stadtrat für Finanzen am Wort. Er wird uns den Voranschlag 2025 und den 

mittelfristigen Finanzplan 2026 bis 2029 vorstellen. 

 

4. Voranschlag 2025 mit mittelfristigem Finanzplan 2026-2029 
 

Dummer: Einen schönen guten Abend. Wenn ich den Voranschlag präsentieren darf, dann kann 

man davon ausgehen, dass das die letzte Sitzung im Jahr ist. Wir haben es geschafft, war nicht 

einfach heuer einen Voranschlag für das folgende Jahr, der ausgeglichen ist aufzustellen. 

Letztendlich ist es gelungen. Der Voranschlag 2025 der Stadtgemeinde Stockerau wurde auf Basis 

der folgenden gesetzlichen Grundlagen erstellt, so wie es erforderlich ist. Die Voranschlag- und 

Rechnungsabschlussverordnung 2015, die VRV 2015, die NÖ Gemeindehaushaltsverordnung und 

die NÖ Gemeindeordnung, das haben wir berücksichtigt bei der Erstellung des Voranschlages und 

die wesentlichen Zahlen schauen so aus. Wir erwarten Einnahmen von € 58.782.600,- also rund € 

58.800.000,- und Ausgaben von € 58.723.900,-, also fast genauso viel. Es bleibt im laufenden 

Haushalt ein Ergebnis von € 58.700,-. Wir haben noch Rücklagen, die wir für Grundstücke und 

ähnliche Dinge entnehmen können, das sind € 1.754.00,-. Wenn wir diese Rücklagen entnehmen 

haben wir ein Ergebnis nach Rücklagen von € 1.812.700 Plus, möchte ich dazu sagen. Das ist der 

Ergebnishaushalt. Bei den laufenden Einnahmen und Ausgaben eines Jahres im 

Finanzierungshaushalt schaut es ein bisschen anders aus. Da haben wir Einnahmen von € 

57.100.000,- geplant, Ausgaben von € 53.100.000,-. Es bleiben nicht ganz € 4.000.000,- über, aus 

dem Geldfluss des laufenden Haushalts. Dann kommen die Investitionen dazu, die sind Minus € 

6.832.900,-. Dann kommt aus der Finanzierung ein Plus von € 2.221.000,-, dann ergibt sich zum 

Schluss ein Ergebnis von minus € 630,-. Minus ist nie gut, aber wir haben im Jahr 2024 ein Minus 

von € 3.600.000,- gehabt und 2025 ist es deutlich niedriger. Das ergibt sich daraus, dass wir auch 

wirtschaftlich nicht so prompt notwendige Investitionen haben, die wir entsprechend budgetiert und 

auch finanziert haben. Das Haushaltspotential ist null, ist auch nicht viel, aber es ist eben ein 

ausgeglichener Haushalt, mehr ist beim besten Willen nicht möglich. Wir haben uns bei den 

Ausgaben wirklich sehr intensiv damit auseinander gesetzt, heuer im Sommer, mit entsprechend 

emotionalen Diskussionen, aber wir haben es dann doch geschafft und da bedanke ich mich bei 

allen Abteilungsverantwortlichen, dass wir im laufenden Haushalt bei den Sachkosten einiges an 

Einsparungen erreichen konnten. In Summe sind es knapp € 1.800.000,-, € 3.000.000,- hätten wir 

gebraucht, weil sich das nicht ganz ausgegangen ist, werden wir auch im Jahr 2025 die BZ2, einen 

Zuschuss vom Land brauchen, rund € 900.000,-, das war im Vorjahr nur € 1.900.000,-. Die € 900,- 

sind durchaus realistisch. Das hindert uns zwar ein bisschen bei den Investitionen, aber damit ist es 

möglich, dass wir den Haushalt ausgeglichen darstellen können. Die größten Einnahmepositionen 

sind die eigenen Abgaben mit € 10.500.000,-, die Ertragsanteile, auch wenn sie nicht wachsen, 

sondern nur stagnieren, sind immer noch € 20.500.000,-, also das, was wir von der Ust. und von der 

Einkommensteuer und diesen Bundessteuern bekommen. An Gebühren erwarten wir Einnahmen 

von € 12.100.000,-, die Leistungen, die wir bringen sind € 7.300.000,-. Dann gibt es ein paar sonstige 

Erträge und auch Transfererträge, also Gelder, die wir vom Land und Bund bekommen sind damit 

in Summe € 5.300.000,- also € 4.400.000,- Transfer und € 900.000,- die BZ2, die ich schon erwähnt 

habe und einen geringen Finanzertrag von € 245.000,-. So kommen einmal die € 58.800.000,- 

Einnahmen zustande. Beim Aufwand ist natürlich die größte Position, wie immer das Personal. Wir 

sind ein Dienstleistungsbetrieb, wir haben über 400 Köpfe, Mitarbeiter, an rechnerischen Vollzeit 

Äquivalent haben wir 351 Mitarbeiter, aber auch viele Teilzeitkräfte. Die Personalkosten werden 

rund um € 1.000.000,- steigen gegenüber dem Vorjahr. Das hat was mit dem Lohnabschluss zu tun, 

der heuer nicht besonders hoch war mit 3,5 im Schnitt, aber es ist auch eine Schemareform 



-16- 
Gemeinderat 11.12.2024 

verordnet worden vom Land, wo eben speziell auf die jungen Mitarbeiter Rücksicht genommen wird, 

die werden in Zukunft höhere Anfangsgehälter haben. Das wirkt sich auch bei uns nicht 

unwesentlich in den Personalkosten aus. Ein großer Teil sind natürlich auch die Sachaufwendungen 

€ 18.400.000,-, da habe ich schon erwähnt, haben wir € 1.500.000,- zum Vorjahr eingespart. Bei 

der Instandhaltung, die geht natürlich nie auf null, haben wir fast € 1.700.000,- budgetiert für die 

Instandhaltungen vieler anderen, wir haben ja die Kläranlage, Pflegeheim, ein Erholungszentrum, 

Sportzentrum, Musikschule, Z2000, also eine Unmenge an Einrichtungen, die muss man natürlich 

auch auf Stand halten. Da haben wir aber auch gegenüber dem Jahr davor fast € 500.000,- 

eingespart. Die Umlagen, das ist der zweite große Kostenbrocken, der deutlich steigt, € 16.800.000,- 

sind da auszugeben. Das sind Gelder, die ans Land gehen, für das Gesundheitswesen und für die 

Sozialausgaben großteils und die steigen auch um € 1.000.000,- gegenüber 2024. Der Zinsaufwand 

wird ein bisschen sinken, so wie wir das erwarten um ungefähr 10% also € 200.000,-, weil die Zinsen 

doch begonnen haben zu sinken. Neben unseren 351 rechnerischen Mitarbeitern haben wir noch 

22 Pensionisten, die von der Gemeinde eine Pension beziehen, so weit zu dem. Das 

Investitionsbudget, auf der anderen Seite ist es nicht so, dass wir da große Sprünge machen 

können, trotzdem haben wir € 9.500.000 geplant an Investitionen. Davon sind einmal € 2.800.000,- 

für Kanal, Kläranlage, Wasser und Straßen. Das ist halt einfach notwendig, dass man das laufend 

auf Stand haltet und verbessert. Dann haben wir bei Park- und Gartenanlagen € 66.000,-, bei der 

Mülldeponie € 20.000,-. Ein großer Bedarf ergibt sich im nächsten Jahr beim Erholungszentrum. Da 

ist es wirklich so, dass wir beim Hallenbad, das jetzt 40 Jahre alt ist, viele Anlagen haben, die einfach 

erneuert gehören oder zumindest verbessert, sonst müssen wir das Hallenbad über kurz oder lang 

sperren. Da haben wir heuer einen größeren Posten eingeplant, um da halt einmal das wieder auf 

Stand bringen zu können und zu verhindern, dass da Schließungen notwendig werden. Dann haben 

wir für die Volksschule noch den Rest, das haben wir geteilt, weil die Förderabrechnung relativ spät 

fertig geworden ist. Wir haben da jetzt noch keine Entscheidung vom Land, wie es ausschaut mit 

der Endabrechnung, ob die Fördersumme aufgestockt wird, weil wir die erst Anfang November 

eingereicht haben und da schieben wir einen Teil, wenn wir wissen wie die Förderstelle da 

entschieden hat, ins Jahr 2025. Das heißt das Darlehen für heuer, das habe ich eh im nächsten 

Antrag, wird reduziert und dafür das, was für das nächste Jahr geplant war, erhöht. Für die 

Grundkäufe haben wir € 3.400.000,- vorgesehen und da kommt ein Teil aus den Rücklagen und ein 

Teil wäre eben ein neues Darlehen für die IT, da haben wir nur magere € 20.000,- übrig. Was auch 

geplant ist, ist der neue Kindergarten, der schon länger in der Parkpipeline steht und das sind einmal 

im ersten Schritt für Planung und die ersten Maßnahmen, die notwendig sind, € 886.000,- 

eingeplant. Das wird sich natürlich in den Jahren 2026 und vielleicht auch 2027 noch fortsetzen. In 

Summe diese € 9.500.000,-, davon finanzieren wir € 6.500.000,-. mit Darlehen. Aus Zuschüssen 

und Förderungen erwarten wir € 1.200.000,- und aus Rücklagen und Vorträgen haben wir noch € 

1.800.000,-. In Summe sind die Investitionen finanziert, so die Darlehensaufnahmen gelingen. Die 

Darlehensentwicklung, die ja immer ein beliebtes Thema ist, da ist es so, dass wir erwarten, dass 

wir mit den Darlehensaufnahmen, die heuer noch anstehen € 73.800.000,- Darlehensstand am Ende 

des Jahres haben. Wir werden rund € 4.300.000,- tilgen und € 6.500.000,- neu aufnehmen. Das 

heißt wir werden einen Darlehensstand von rund € 76.000.000,- haben und der Zinsdienst sind eben 

diese rund € 1.900.000,- die ich schon erwähnt habe. So viel einmal. Den Voranschlag haben wir 

natürlich rechtzeitig aufgelegt, ist auch an alle Fraktionen verteilt worden, das dicke Buch. Wenn es 

da jetzt Fragen gibt, stehe ich gerne zur Verfügung, sonst käme ich dann zum Antrag. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Stockerau ist tot, zu mindestens finanziell. 
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Koll: Könnten wir ernst bleiben? 

 

Kubat: Ja, das ist auch mein Ernst. Ich bin am Wort, soweit ich das weiß und Zwischenrufe sind 

nicht gestattet, oder? Danke. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Kubat, bitte weiter angemessen. 

 

Kubat: Das war angemessen, das ist meine freie Meinung. Warum meine ich das? Wenn man sich 

den Finanzierungshaushalt anschaut, das ist so eine Art Liquiditätsrechnung, dann hat man die 

operative Gebarung. Die operative Gebarung ist das laufende Geschäft sehr vereinfacht gesagt, wo 

aber auch die Zinsen schon mit bezahlt werden für diese Kredite. Da bleibt dann, wenn man die 

Einnahmen und die Auszahlungen herannimmt, für die operative Gebarung unter dem Strich € 

3.900.000,- über, runden wir auf, rund € 4.000.000,-. Wenn man sich jetzt aber anschaut, ohne 

einmal die Investitionen uns anzuschauen, sondern nur einmal sich anschaut, wie viel wir 

aufwenden müssen für die Tilgungsraten dieser Darlehen, liegen wir bei etwa € 4.200.000,-. Das 

heißt, ich kann aus dem operativen Geschäft eigentlich unsere Tilgungsraten dieser Darlehen, 

dieser Kredite nicht mehr zahlen. Kurz gesagt, muss man schon fast sagen, ich zahle alte Schulden 

mit neuen Schulden. Ein anderer Grund dazu sind auch die Investitionen. Natürlich kann eine 

Stadtgemeinde Stockerau nicht auf null die Investitionen schrauben. Wir haben wirklich, da hat der 

Herr Stadtrat Dummer recht, nur das notwendigste hier angedacht, an den Investitionen. Das heißt 

uns ist kein Handlungsspielraum mehr da, unsere Hände sind gebunden. Wir können keine 

Investitionen tätigen für die Weiterentwicklung, für Impulse, für die Stadt Stockerau. Wir haben 

keinen Handlungsspielraum mehr und damit können wir vielleicht den Status quo noch irgendwie 

aufrechterhalten, aber das war es dann schon. Ein weiterer Indikator für die genannte Aussage, ist 

das Haushaltspotential, das ist auf null. Der Herr Stadtrat Dummer hat schon gesagt, wir kriegen 

vom Land NÖ hoffentlich, technokratisch heißt das BZ2, das heißt eine Bedarfszuweisung 2 vom 

Land NÖ, wahrscheinlich € 900.000,-. Wenn man dann nachschaut, was BZ2, dieser 

technokratische Begriff bedeutet, heißt das eigentlich nichts anderes, und das schreibt auch die 

Landesregierung, das Land NÖ, dass es für Gemeinden zur Aufrechterhaltung ihrer Liquidität ist, 

weil sie es sonst nicht anders schaffen. Wenn man sich das im Voranschlag 2025 anschaut, sieht 

man das auch deutlich, sonst wäre unserer Haushaltspotential, sozusagen auch der 

Handlungsspielraum, wenn man das so möchte, negativ. Das hat aber auch was zur Folge, wenn 

wir diese Bedarfszuweisung 2 vom Land NÖ wollen und haben. Das Land NÖ genehmigt keine 

weiteren Darlehen mehr für die Stadtgemeinde Stockerau. Deswegen müssen wir wahrscheinlich 

auch schon Darlehenssenkungen vornehmen. Das kommt im nächsten Tagesordnungspunkt dann 

vor. Es so ist, dass ab einer gewissen Höhe eines Darlehens, ich die Genehmigung des Landes 

brauche. Da ich aber jetzt die Bedarfszuweisung 2 in Anspruch nehme, habe ich da ein Problem, 

als Stadtgemeinde Stockerau. Das sind so wirkliche Indikatoren, die eine sehr deutliche Sprache 

sprechen. Investitionen-Rückgang, Haushaltspotential nur mit Hilfe des Landes auf null und die 

Höhe unserer Tilgungsraten. Wenn man sich dann noch anschaut im Voranschlag, die mittelfristige 

Finanzplanung, heißt es dann, es gibt irgendwann einmal eine Besserung, Diese Besserung, 

irgendwann, ist sehr schön gesprochen oder geschrieben. Papier ist ja ziemlich geduldig wie wir alle 

wissen. Auch das gelingt in Wirklichkeit nur, wenn man auf einmal die Investitionen, rund € 

9.000.000,- auf € 4.500.000,- im Jahr 2029 senkt. € 4.500.000,- sind für eine Stadtgemeinde 

Stockerau, die vieles zu erhalten hat, nicht mehr sehr viel Geld. Wenn man dann noch rechnet, dass 

da in den nächsten Jahren auch sicherlich noch eine Inflation sein wird, ist es dann nochmals 

weniger Geld. All das sind wirkliche Warnhinweise. Es muss gehandelt werden. Die Politik muss 

handeln, dass ist auch sehr, sehr deutlich. Wir haben schon öfters eingefordert, dass wir einen 
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runden Tisch haben möchten, aufgrund dieser prekären finanziellen Situation, dass wirklich alle 

Fraktionen sich zusammensetzen und wie in einem Konklave, Punkt für Punkt alles durchgehen bis 

weißer Rauch aufsteigt, dass ist notwendiger denn je. Davor ist es aber auch sehr wichtig, dass wir 

das Land NÖ bitten um eine Gebarungseinschau. Wir brauchen auch einen Kassasturz, dass ist 

sehr wichtig, damit wir wirklich über Tatsachen, Fakten, die unüberschreitbar sind, sprechen, reden 

und Lösungen suchen. Ich habe begonnen mit Stockerau ist tot, zumindest finanziell. Ich möchte 

aber meine letzte Budgetrede in dieser Geschäftsperiode nicht so schlecht schließen, denn ich habe 

doch noch Hoffnung und somit sage ich nur, es lebe Stockerau. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Scheele: Frau Bürgermeisterin, danke. Ich muss jetzt gleich zu Beginn alle enttäuschen, also von 

der Dramaturgie her kann ich die Wortmeldung des Kollegen Kubat leider nicht toppen. Ich möchte 

mich aber bedanken bei allen Personen, die an dieser Entstehung, dieser Erarbeitung dieses 411 

Seiten starken Voranschlages beteiligt waren. Stellvertretend darf ich mich da beim Direktor 

Matthias Binder bedanken und darf ersuchen diesen Dank auch weiter zu geben. Ja, wir leben in 

finanziell spannenden, herausfordernden Zeiten. Das ist aber kein Einzelschicksal der 

Stadtgemeinde Stockerau, sondern diese Herausforderung, dieses Problem hat eigentlich jede 

Bürgermeisterin, jeder Bürgermeister, der 593 NÖ Gemeinden. Die Aufgaben, die auf kommunaler 

Ebene zu bewältigen sind und zu erledigen sind, werden von Jahr zu Jahr mehr. Die finanziellen 

Mittel, die dafür notwendig sind, halten mit dem nicht Schritt. Die bleiben gleich oder werden wie wir 

gehört haben, sogar weniger. Nachdem wir heute schon das eine oder andere Mal gehört haben, 

letzte Sitzung des Jahres, aber auch letzte Sitzung dieser Legislaturperiode, möchte ich an einem 

Punkt ein bisschen eine Rückschau halten und zwar die Entwicklung der Schulden. Wie hat es 2018 

ausgeschaut, wie schaut es heute aus? 2018 wenn ich alles mit einrechne und richtig gerechnet 

habe, lieber Gerhard, dann hatten wir Ende 2018 Darlehen, Leasingverpflichtungen, Haftungen von 

rund € 94.000.000,-. Heute, also mit Ende 2024, wir haben zwar fast keine Leasingverpflichtungen 

mehr, aber mit Darlehen und Haftungen sind wir weit über die € 100.000.000,-. Das heißt aus 

unserer Sicht stimmt die Richtung nicht. Wir sind uns aber bewusst, seitens der SPÖ, dass wenn 

man eine Stadt in der Größenordnung von Stockerau am Leben halten möchte und weiterentwickeln 

will, vielleicht auch nicht immer so schnell wie man das gerne möchte, dann geht es ohne Darlehen 

und ohne Schulden nicht. Das ist ein Faktum, wo sich SPÖ-Bürgermeister von der heutigen 

Bürgermeisterpartei viele Male geißeln haben lassen müssen, ganz besonders vom heutigen 

Finanzstadtrat. Ich habe mir in der Vorbereitung die Protokolle durchgelesen. Sehr spannend, muss 

ich ganz ehrlich sagen. Diese Entwicklung erfüllt uns mit Sorge. Ich möchte aber jetzt am Ende 

meiner Wortmeldung doch den Versuch unternehmen zu erklären, warum die SPÖ trotzdem diesem 

Voranschlag zustimmen wird. Es ist ja Fakt, dass man einen Voranschlag, aber auch einen 

Rechnungsabschluss entweder ganz zustimmen kann oder ganz ablehnen kann, man kann sich da 

jetzt nicht ein paar Punkte aussuchen und sagen, da bin ich dafür und da bin ich dagegen. Eine 

weitere Tatsache ist und das weiß ich als Stadtrat für Kultur und Veranstaltungswesen, es wurden 

ja heuer bereits nicht nur in meinem Bereich, sondern auch in anderen Bereichen viele Dinge 

beschlossen, die erst nächstes Jahr dann das Budget wirksam werden. Es ist also dann auch etwas 

schwierig den Beschluss zu holen, für gewisse Aktivitäten und dann dem Budget nicht zuzustimmen. 

Das wollte ich anmerken und abschließend sagen, dass die SPÖ Fraktion dem Voranschlag 2025 

zustimmen wird. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Stadtrat Pohl und der Herr Stadtrat Dummer. Wer will zuerst? Herr Pohl, 

bitte. 
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Pohl: Ein spannendes Budget am Ende der Legislaturperiode. Wo fangen wir an? Das eine ist das 

Bild, das sich ergibt und damit auch die Richtung, die wir vorgeben. Wir kaufen Grundstücke um € 

3.600.000,- und kürzen die Investitionen. Die Investitionen geben uns die Zukunft, wohin sich 

Stockerau weiterentwickelt und da einzusparen ist ein schlechtes Zeichen, aus unserer Sicht. Da 

geht es darum, dass man nicht nur verwaltet, sondern auch gestaltet. Das zweite ist aus den 

bisherigen Budgets und auch vor allem aus den Nachtragsvoranschlägen, haben wir gesehen, dass 

das, was budgetiert wurde, aus den vielfältigsten Gründen dann mit Nachtragsvoranschlägen 

bedacht werden musste, weil einfach zu wenig kalkuliert wurde und wir da jetzt wieder davon 

ausgehen, dass wir dann wieder Nachtragsvorschläge haben, wieder bei diversen Sachen Darlehen 

aufnehmen müssen, dann schaut das ganz schlecht aus. Ein runder Tisch wird sicher lustig. Einen 

runden Tisch haben wir aber, den Finanzausschuss. Da kann man sich äußern, Vorschläge und 

Wünsche bringen, dir ihr jetzt in fünfeinhalb Jahren, glaube ich nicht gebracht habt. Wir haben viele 

Sachen erreicht in dieser Legislaturperiode, die aus den verschiedensten Gründen noch mehr 

gekostet haben, wie die Volksschule und da habt ihr auch immer bei allen Entscheidungen dagegen 

gestimmt. Ihr habt sehr brav mitgearbeitet, Gemeinderäte von euch, eben im Ausschuss oder in der 

Arbeitsgruppe Volksschule und da waren diverse, sehr starke Forderungen, die auch 

budgetwirksam geworden sind und das ist für mich nicht ein ganz logisches Bild. Ich fasse mich 

kurz, wir werden dem Budget nicht zustimmen. 

 

Dummer: Gut, also fangen wir an bei der toten oder doch lebenden Gemeinde. Wir investieren, ich 

weiß nicht, ob das untergegangen ist, im Jahr 2025 schon € 9.500.000,-. Das habe ich, glaube ich 

auch erwähnt und brauchen dafür aber nur € 6.500.000,- Darlehen. Das heißt diese € 6.500.000,- 

verwenden wir nicht um die alten Darlehen zurückzuzahlen, sondern um die Investitionen, über die 

man philosophieren kann, ob das notwendig ist, dass man € 600.000,- ins Erholungszentrum 

investiert. Man kann auch sagen, sperren wir das Hallenbad zu, ist billiger, stimmt. Wir sind dafür 

eher nicht zu haben und darum haben wir das halt so eingeplant. Wir bekennen uns dazu, dass wir 

weiter in Kanal, Wasser, Straßen, wenn auch weniger wie in den vergangenen Jahren investieren, 

aber doch € 2.800.000,-, das ist nicht nichts. Der Kindergarten ist uns auch wichtig, also in Summe 

diese € 9.500.000,-. Die Rückzahlungen die wir da leisten, diese € 4.300.000,- bei einem Budget 

von € 58.000.000,-, ist eigentlich nicht dramatisch oder nicht wirklich dramatisch. Wenn man da ein 

bisschen zurückschaut in der Geschichte, haben wir früher gehabt € 44.000.000,- Budget und € 

7.000.000,- an Rückzahlungen. Wir haben in der Struktur sehr viel verändert, das kommt uns auch 

in den Folgejahren zu Gute. Dass das wirtschaftliche Umfeld nicht gut ist und der Heinz hat es eh 

gesagt, dass viele Gemeinden das Problem haben, dass der Haushalt schwierig ist, das ist keine 

Frage, aber wir haben einen ausgeglichenen Haushalt zustande bekommen. Wir kriegen keine 

großen Überschüsse, wir sind auf € 900.000,- Zuschuss vom Land angewiesen. Man muss auch 

sagen, dass wir allerdings an das Land auch fast € 17.000.000,- überweisen, da ist es jetzt nicht 

unmäßig, wenn wir sagen okay € 900.000,- fließen wieder in die Gemeindekassa zurück. Früher 

haben wir das auch bekommen, in den vergangenen Jahren, halt für Investitionen und jetzt stellen 

wir den Antrag, dass wir das für den Haushalt bekommen. Ja, klar sind die Verbindlichkeiten 

gestiegen, wir haben die Leasingverträge um finanziert. Es waren einmal € 14.500.000, jetzt sind 

es € 180.000,-, die wir noch ungefähr haben. Du hast aber Recht, die Darlehen, also die 

Verpflichtungen sind um € 21.000.000,- gestiegen im Haushalt. Wir haben aber auch viel investiert. 

Wir haben € 70.000.000,- investiert, im Laufe der letzten Jahre. In die Schule, in Straßen, Kanal, 

Wasser, in die verschiedensten Einrichtungen, auch in die Sporteinrichtungen, in die Sanierung 

Lindenhof, also es wurde auch viel gemacht. Das haben wir auch hier beschlossen und da bedanke 

ich mich auch, dass wir da immer eine breite Mehrheit gehabt haben und diese Investitionen 

gemeinsam getragen haben, in diesen Jahren. Zu den Grundkäufen möchte ich noch sagen, wir 
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investieren das ja nicht, weil wir Grund haben wollen, sondern es bezieht sich hauptsächlich auf, in 

dem Fall Betriebsgebiete, also Schaffung von Arbeitsplätzen und Schaffung von 

Kommunalsteuereinnahmen. Das heißt, viele dieser Einrichtungen, die wir haben, egal ob jetzt 

Musikschule, Erholungszentrum, Sportzentrum oder Z2000, in Summe kosten uns diese 

Einrichtungen mit den Festspielen und allem drum herum, das ist das, was das Land immer wieder 

in Frage stellt, € 8.200.000,-. Die werden im Wesentlichen von der Kommunalsteuer getragen. 

Darum ist es im Interesse der Stadt, dass man die Betriebsansiedlung fördert, dass wir Arbeitsplätze 

in der Stadt fördern und dass wir natürlich das Kommunalsteueraufkommen fördern. Wir kriegen € 

7.500.000,- oder erwarten € 7.500.000,- Kommunalsteuer im nächsten Jahr, die brauchen wir auch, 

um eben genau diese Einrichtungen am Leben zu halten. Die sind halt wichtig für eine Stadt, wie 

Stockerau mit 17.000 Einwohnern. Darum diese Investition in Grundkäufe. Das wird sich nicht in 

einem Jahr, zwei Jahren, drei Jahren alles realisieren lassen. Das Ziel ist, dass wir da eben in die 

Entwicklung der Stadt investieren. In Summe € 9.500.000,- also nicht nichts. In Zeiten wie diesen, 

wo eben vor allem die große Einnahmenposition, die Ertragsanteile stagnieren, ist ein 

ausgeglichener Haushalt ein super Ergebnis, auch wenn Sie das nicht so sehen, aber im Laufe der 

Jahre, werden Sie das vielleicht auch lernen. Herr Mag. Kubat, das war an Sie adressiert. Soweit 

aus meiner Sicht, wenn es keine weiteren Fragen gibt. 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat Pohl wollte noch einmal reden. 

 

Pohl: Keine Frage, sondern eine Meldung, eine Äußerung. Ja, wir brauchen Betriebsgebiete oder 

auch nicht, wenn ich mir die Firmen und Liegenschaften anschaue und Kleinfirmen, die abziehen 

oder pleite gehen, muss man einmal schauen, dass man die bestehenden Flächen voll kriegt und 

danke, dass du das Erholungszentrum angesprochen hast. Das ist ein gutes Beispiel, wenn man 

rechtzeitig darauf schaut, was man hat und was man braucht. Bis 2020 habe ich mir im 

Erholungszentrum alles angeschaut und habe da einige Vorschläge gemacht, unter anderem z.B. 

das WC zu restaurieren. Das ist nicht angenommen worden, ich habe es dann mit dir einmal 

angeschaut. Wir haben es uns im Sportausschuss angeschaut, wo eigentlich ein breiter Konsens 

war, dass das erstens nicht mehr zeitgemäß ist und, dass da dringend was gemacht gehört. 2022 

ist es dann explodiert im wahrsten Sinne des Wortes und 2023 wurde das dann saniert. Dabei ist 

zu Tage gekommen, dass diverse Leitungen defekt sind. Ich habe glaube ich, sogar hier im 

Gemeinderat gesagt, dass man sich bitte die ganze Einrichtung anschauen soll, alle Leitungen, alle 

Abflüsse, alle Zuleitungen, dass das kontrolliert wird, dass das eine gute Investition ist. Das ist nicht 

gemacht worden. Ein Jahr später ging die Dusche kaputt, das darunterliegende Kräutersaunarium 

ging auch kaputt, Folgeschäden. Dadurch haben wir jetzt diese € 600.000,-, wo wir Dinge einfach 

sanieren müssen und da wäre es gewesen, rechtzeitig zu investieren. Da haben wir genügend 

Vorschläge gebracht, dass man das macht und das ist leider ein Zeichen, dass man dann im 

Nachhinein erst reagiert an Stelle im Vorhinein agiert, also sinnvoll investiert. 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat Dummer. 

 

Dummer: Es ist schon so, dass das Erholungszentrum uns, also im Wesentlichen unsere 

Bürgerinnen und Bürger, jedes Jahr € 1.500.000,- kostet. Wir haben auch laufend investiert, wir 

haben am Eislaufplatz in den letzten Jahren einiges gemacht. Wir haben das WC gemacht. Wir 

haben immer wieder auch in die Instandhaltung Hallenbad investiert, aber 40 Jahre sind 40 Jahre. 

Das ist für ein Gebäude und für technische Einrichtungen, wo Wasser im Spiel ist, eine lange Zeit. 

Wir können weiter, Jahr für Jahr, jedes Jahr etwas machen, einmal die Heizung, einmal die 

Wasserleitung, einmal die Lüftung, das wäre auch möglich. Dann tun wir halt jedes Jahr weiter, wie 
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in der Vergangenheit € 100.000,- oder € 150.000,- investieren. Wir haben dann eben im Zuge der 

Budgetbesprechungen gesagt, es macht Sinn, das jetzt auf einmal zu machen, in der Hoffnung oder 

mit dem Bestreben, dann einmal fünf sechs sieben Jahre dort nichts gröberes investieren zu 

müssen, sondern nur instand zu halten. Das ist eine Sache, es ist uns wichtig und darum ist es auch 

im Investitionsplan enthalten. 

 

Völkl: Wenn es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, kommen wir zur Abstimmung 

 

Dummer: Noch nicht, ich muss zuerst den Antrag stellen. Im Voranschlag ist natürlich auch der 

mittelfristige Finanzplan enthalten. Der Mag. Kubat hat den ja schon angesprochen. Da sind jetzt 

nur einmal die notwendigsten, jetzt schon bekannten Dinge enthalten, in einer Situation wie dieser, 

wo man nicht weiß, was morgen passiert, wie sich die Wirtschaft entwickelt, wo es noch überall 

Krieg gibt oder sonst was. Wir haben natürlich nach bestem Wissen und Gewissen die Einnahmen 

und Ausgaben geplant, aber in der Schärfe, wie wir es beim Voranschlag für das jeweilige Jahr tun, 

kann man das natürlich nicht. Das heißt, das würde ich nicht als die Bibel nennen, aber wir haben 

das gemacht. Ich muss auch sagen, dass das Land uns ja jedes Jahr überprüft. Wir schicken den 

Voranschlag hin, wir schicken den Rechnungsanschlag hin. Es gibt immer auch eine 

Vorbesprechung mit dem Land. Es ist nicht so, dass wir da tun und lassen können, was wir wollen. 

Das Land schaut uns sehr wohl auf die Finger. Wenn es eine Verschärfung gebe, die gravierend 

wäre, dann würden sie auch eine Gebarungsanschau von sich aus ansetzen. Das dürfte aber nicht 

der Fall sein, zumindest nach Einschätzung des Landes. Der Voranschlag für das Finanzjahr 2025 

ist in der Zeit vom 18.11. bis 02.12. gemäß § 79 der NÖ Gemeindeordnung zur öffentlichen Einsicht 

aufgelegen. Zur gleichen Zeit war der Voranschlagsentwurf auf der Homepage der Stadtgemeinde 

Stockerau zur Einsichtnahme bereitgestellt. Jeder im Gemeinderat vertretenden Wahlpartei wurde 

am 18.11. eine Ausfertigung des Voranschlagsentwurfs ausgefolgt, bzw. dann auch per Mail 

übermittelt. Es wären dann eben folgende Beschlüsse jetzt zu fassen. 

 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt. Der Gemeinderat wolle beschließen. Der Gemeinderat hat 

folgende Beschlüsse gemäß § 73 der NÖ Gemeindeordnung gefasst, der Voranschlag 2025 wird 

genehmigt. Der mittelfristige Finanzplan für die Jahre 2025 bis 2029 wird genehmigt. Der Nachweis 

der Investitionstätigkeit und deren Finanzierung, Investitionsnachweis wird genehmigt. Der 

Wirtschaftsplan der Bestattung Stockerau e. U. wird auch genehmigt. Der Gesamtbetrag der 

Darlehen, welche zur Deckung der Erfordernisse der Investitionstätigkeit aufzunehmen sind, 

nämlich die € 6.502.900,- wird genehmigt und der Nachweis der Änderung der Nutzungsdauer, 

abweichend von § 19 Abs. 10 der VRV wird ebenfalls genehmigt. Ich ersuche da um Zustimmung, 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. Sehe hier Zustimmung der Fraktion 

der ÖVP, der SPÖ. Gegenstimmen? Fraktion der GRÜNEN und Fraktion der FPÖ. Dankeschön. 

 

Dummer: Gut, danke. Zum Abschluss noch mein persönlicher Dank an den Herrn Direktor Binder 

und seine Mitarbeiter für die wirklich intensive Arbeit, die sie da geleistet haben heuer. Wir waren 

uns nicht immer einig, aber der Herr Direktor Binder hat sich durchgesetzt und darum gibt es auch 

ein gutes Ergebnis. 
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Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 4 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

 

 

5. Reduktion – Darlehensaufnahme 2024 Volksschulen 
 

Dummer: Der zweite Tagesordnungspunkt betrifft die Darlehensaufnahmen 2024. Da sind 

Anpassungen erforderlich, wie es schon kurz erwähnt wurde, aufgrund von Verzögerungen und 

außerordentlichen Ereignissen, sind bei den Gemeinderatssitzungen am 21.02. und 25.03. 

beschlossenen Darlehensaufnahmen folgende Änderungen vorzunehmen. Aufgrund des 

Hochwasserereignisses vom September 2024 sind in ganz Niederösterreich enorme 

Sperrmüllmengen angefallen, zudem ist die Müllverbrennungsanlage in Dürnrohr ausgefallen. In der 

Folge sind die Entsorgungskosten für Sperrmüll von rund € 140,- auf € 300,- und mehr angestiegen. 

Laut letzten Medienberichten wird die Aufarbeitung des Sperrmüllrückstaus ein bis zwei Jahre 

dauern. Daher soll die dafür vorgesehene erste Darlehenstranche in Höhe von € 800.000,- für die 

Entsorgung des Plastikmülls am Fuchsenbühel nicht aufgenommen werden. Die Ausschreibung der 

Leistung und des Darlehens erfolgt neu, sobald sich da die Marktlage normalisiert hat. Das liegt jetzt 

schon seit 2006 und nachdem die Kosten jetzt einfach explodiert sind, müssen wir da leider noch 

ein bisschen warten. Das zweite ist, die Endabrechnung der Volksschulen hat sich verzögert und 

konnte beim Schul- und Kindergartenfond erst Anfang November eingereicht werden. Wir haben im 

Zuge der Endabrechnung für Mehrkosten in Höhe von fast € 3.800.000,-, aufgrund von 

außerordentlichen Preissteigerungen und Hervorkommnissen in der Bauphase ersucht, die 

anerkannten Kosten von € 15.373.500,- und damit auch die Höhe der Zuschüsse aufzustocken. 

Darlehen bis zur Höhe der anerkannten Kosten sind nach § 90 Abs. 4 Punkt 2 der NÖ 

Gemeindeordnung jedenfalls genehmigungsfrei. Darüberhinausgehend sind die Wertgrenzen 

gemäß § 90 Abs. 2 der NÖ Gemeindeordnung maßgeblich. Noch immer gibt es mit drei Gewerken 

Auffassungsunterschiede über die Höhe der Abzüge und Schlussrechnungssummen. Zudem haben 

wir für den Holzbau beim Waldfond einen Förderantrag gestellt, aus dem ein Einmalzuschuss von 

bis zu € 300.000,- möglich ist. Bis Klarheit über die offenen Punkte herrscht, soll die 

Darlehensaufnahme an den rechtlichen Rahmen angepasst werden. Daher soll die 

Darlehensaufnahme für die thermische Sanierung und Erweiterung im Jahr 2024 auf € 1.800.000,- 

reduziert werden. Für diese Darlehensaufnahme ist gemäß § 90 Abs. 2 der NÖ Gemeindeordnung 

keine Genehmigung des Landes NÖ erforderlich. In der Beilage befindet sich dann eine Aufstellung 

der Darlehen, weil das doch jetzt schon fast ein Jahr her ist, damit man dann einen Überblick hat, 

welche Darlehen heuer aufgenommen werden sollen. Das werden dann in Summe € 1.000.070,- 

also um € 2.000.0000,- weniger als ursprünglich geplant. Davon eben € 5.200.0000,-, die unter der 

Wertgrenze liegen und die Differenz, die bewilligungsfrei ist, weil eben nach Punkt 4 der NÖ 

Gemeindeordnung, da ist halt einfach keine Genehmigung notwendig. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die folgenden Anpassungen 

der Darlehensaufnahmen für das Jahr 2024, nämlich, dass das Darlehen in Höhe von € 800.000,- 
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für die Entsorgung des Plastikmüllaltlast heuer nicht aufgenommen wird und die 

Darlehensaufnahme in Höhe von € 3.000.000,- für die Restfinanzierung der thermischen Sanierung 

und Erweiterung der Volksschulen soll auf € 1.800.000,- reduziert werden, wie im Amtsbericht 

ausgeführt. Diese Anpassungen mögen genehmigt werden und ich ersuche da um Zustimmung. 

 

Völkl: Wenn es keine Wortmeldung gibt, kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein 

Zeichen der Zustimmung. Sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Dummer: Danke. 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat für Bauwesen und Stadtentwicklung ist am Wort. 

 

 

 

6. Beauftragung – Rechtsberatung Baurechtsangelegenheiten 
 

Rosenberger: Dankeschön, ich darf heute vier Anträge zur Beschlussfassung vorlegen. Zweimal 

geht es um Beratungsleistungen, einmal in Baurechtsangelegenheiten, einmal in 

Raumordnungsfragen und dann haben wir auch noch zum Gestaltungsbeirat zwei Anträge. Ich 

fange an bei den Rechtsberatungen in Baurechtsangelegenheiten. Im Zusammenhang mit den 

Einwendungen bzw. Berufungen bei Bauangelegenheiten ist in manchen Fällen eine anwaltliche 

Vertretung für die Stadtgemeinde zweckmäßig. Darüber hinaus soll auch der Stadtrat bei 

Beschwerden beim Landesverwaltungsgericht NÖ anwaltlich vertreten werden. Gemäß dem 

Angebot vom 11.11.2024 soll die Rechtsanwälte Onz, Krämmer, Hüttler GmbH für die 

Rechtsberatung in Baurechtsangelegenheiten mit einer Gesamtsumme in der Höhe von € 23.880,- 

Netto beauftragt werden. Die Leistungen werden nach tatsächlichem Aufwand anhand nachfolgend 

angeführten Stundensätzen abgerechnet. Das sind € 350,- pro Einsatzstunde € 120,- pro 

Fahrtstunde, jeweils zuzüglich USt. Die Kosten sind bereits im Voranschlag bedeckt. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, für die Rechtsberatung in 

Rechtsbereichen Bau- und Raumordnung, sowie Verwaltungsverfahrensrecht wird die 

Rechtsanwälte Onz, Krämmer, Hüttler GmbH gemäß Angebot von 11.11.2024 mit einer Netto 

Auftragssumme von € 23.880,- beauftragt. Ich bitte um Ihre Zustimmung, 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Dankeschön. Wenn ich das richtig verstanden habe, deine Ausführungen, dann handelt es 

sich hier um einen Rahmen oder einen Auftragsrahmen, oder? Ist das richtig, Markus? 
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Rosenberger: Ja, ist richtig. Nachdem die Leistungen nach tatsächlichem Aufwand abgerechnet 

werden und deswegen ist der Satz auch im Amtsbericht drinnen, ist das jetzt einmal der Rahmen, 

der gestellt wird. Wir beschließen das jedes Jahr und das ist quasi der Vorratsbeschluss, damit wir 

das haben. 

 

Pfeiler: Dankeschön. In der Beschlussformel klingt es eigentlich so, wie wenn das sozusagen fix 

beauftragt werden würde. Ich würde da vorschlagen, ob wir nicht in der in der Beschlussformel das 

insofern klarifizieren, den Beschluss, indem wir sagen, wird gemäß Angebot vom 11.11.2024 mit 

einem Auftragsrahmen von bis zu € 23.880,- beauftragt. Damit wir das auch klar in der 

Beschlussfassung noch einmal haben, dass das ein Rahmen ist mit einer Höhe von bis zu diesen € 

23.880,-. 

 

Rosenberger: Mein Vorschlag, wir werden dem Amtsbericht bereits enthaltene Beschreibung, die 

Leistungen werden nach tatsächlichem Aufwand ernannt, der nachfolgend angeführten 

Stundensätzen abgerechnet, € 350,- pro Einsatzstunde, € 120,- pro Fahrtstunde, jeweils zuzüglich 

USt., auch dem Antrag anschließen und ich denke, dann ist das was im Amtsbericht drinnen steht 

auch dem Antrag ergänzt und somit auch klar und ersichtlich. 

 

Völkl verlässt die Sitzung 20:17 

 

Falb: Sind Sie damit einverstanden, Herr Stadtrat? Okay, gibt es noch weitere Wortmeldungen? 

Dann darf ich den Antrag in der vom Herrn Stadtrat Rosenberger vorgeschlagenen Form zur 

Abstimmung bringen. Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die zustimmen um ein Zeichen mit 

der Hand. Ich sehe Einstimmigkeit und danke. Ist das für die Protokollführung klar? Okay, danke. 

 

Traubauer verlässt die Sitzung 20:19 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl nimmt wieder an der Sitzung teil 20:22 

 

 

 

7. Beauftragung – Beratung Raumordnungsfragen 
 

Rosenberger: Danke. Als nächster Punkt erfolgt die Beauftragung Beratung in Raumrechtsfragen. 

Das ist auch etwas, was wir jedes Jahr machen. In den letzten Jahren wurden mehrfach, jährlich 

zwischen drei und fünf Raumordnungsfachliche Stellungnahmen im Auftrag der Stadtgemeinde 

Stockerau von der RaumRegionMensch ZT GmbH ausgearbeitet. Für eine Bearbeitung ist ein 

durchschnittlicher Aufwand von ca. zwölf Stunden pro Stellungnahme zu erwarten. Gemäß Angebot 

vom 12.11.2024 der RaumRegionMensch ZT GmbH, ergibt sich für fünf Stellungnahmen pro Jahr 
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bei einem jährlichen Aufwand von 60 Stunden zum Ziviltechniker-Stundensatz von € 148,- netto, ein 

Gesamtpreis in Höhe von € 8.880,- netto. Diese Kosten sind auch im Voranschlag gedeckt.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die RaumRegionMensch ZT 

GmbH wird für raumordnungsfachliche Stellungnahmen gemäß Angebot vom 12.11.2024 mit einer 

Gesamtsumme in der Höhe von € 8.880,- netto beauftragt. Bitte hier um Ihre Zustimmung. 

Pfeiler: Ja, so wie wir es vorher klarifiziert haben, auch da ist im Antrag aus meiner Sicht 

klarzustellen, dass das sozusagen eine Höhe von bis zu diesen € 8.880,- netto ist und dass es hier 

um eine Rahmenvereinbarung geht. Dankeschön. 

 

Rosenberger: Ich habe das angenommen, im beiliegenden Angebot ist im Amtsbericht zu sehen 

und zu erkennen, unter der Annahme von fünf Stellungnahmen pro Jahr, würde das einen 

geschätzten jährlichen Aufwand von 60 Stunden zum Ziviltechniker-Stundensatz von € 148,- netto, 

€ 8.880,- zuzüglich MwSt. geben. Das nehmen wir auch gerne auf, in den Antrag. Wenn es klarer 

Weise mehr wird als das, kostet es natürlich auch entsprechend mehr. 

 

Völkl: Wir unterbrechen kurz die Sitzung. 

 

Handschuh, Gaida, Moser, Ibraimi verlassen die Sitzung 20:24 

 

Unterbrechung 20:24 Uhr – 20:26 Uhr 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat Rosenberger ist am Wort. 

 

Rosenberger: Dankeschön. Für den Antrag, ist in dem Fall noch genauso wie wir es vorher gemacht 

haben zu ergänzen, Didi. Wir ergänzen den Antrag um genau den Passus, der auch im Amtsbericht 

drinnen steht, so wie wir das vorher auch bei den Baurechtsangelegenheiten gehabt haben. Gemäß 

Angebot vom 12.11.2024 der RaumRegionMensch ZT GmbH, ergibt sich für fünf Stellungnahmen 

pro Jahr bei einem jährlichen Aufwand von 60 Stunden zum Ziviltechniker-Stundensatz von € 148,- 

ein Gesamtpreis in Höhe von € 8.880,- netto. Das brauchen wir deswegen, damit wird die Summe 

auch in den Auftrag reinschreiben können. Abgerechnet wird so wie wir anhand des Satzes sehen 

nach dem Aufwand. Dankeschön. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Einstimmig, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 12 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Handschuh, Gaida, Moser nehmen wieder an der Sitzung teil 20:29 
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8. Gestaltungsbeirat – Bestellung eines neuen Mitgliedes 
 

Rosenberger: Dankeschön. Jetzt sind wir beim Gestaltungsbeirat angelangt und zwar ist auch da 

die Reihenfolge wichtig. Zuerst geht es darum, dass wir für den Gestaltungsbeirat ein neues Mitglied 

bestellen wollen und müssen. Wir haben das auch im Ausschuss entsprechend durchbesprochen. 

In der Gemeinderatssitzung vom 23.06.2021 sowie vom 13.12.2023 wurden nachfolgende 

Fachleute als aktuelle Mitglieder des Gestaltungsbeirates bestellt. Ich hoffe, es reicht, wenn ich die 

Namen vorlese, das sind die Herren Diplomingenieure Liske, Neururer, Langer, Königswieser, die 

Frau DI Regina Freimüller Söllinger und eine Vertreterin des Bundesdenkmalamtes. Gemäß 

Geschäftsordnung des Gestaltungsbeirates erfolgt die Bestellung, grundsätzlich mindestens drei 

Jahre. Die Frau DI Regina Freimüller Söllinger hat uns ihr berufsbedingtes Ausscheiden aus dem 

Gestaltungsbeirat für die Stadtgemeinde Stockerau mitgeteilt und sich für die gute Zusammenarbeit 

bedankt. Aufgrund des Ausscheidens von DI Freimüller Söllinger, ist gemäß der Geschäftsordnung 

die unverzügliche Bestellung eines neuen Mitgliedes durch die Bürgermeisterin auf Grundlage eines 

Beschlusses des Gemeinderates erforderlich, um die Geschäftsordnung erforderliche Verfügbarkeit 

von mindestens drei Mitgliedern zu jedem Sitzungstermin auch zu gewährleisten. Seitens des 

Bauamtes wurde mit Frau Arch. DI Veronika Vogelauer Kontakt aufgenommen und die Bereitschaft 

zur Mitgliedschaft im Gremium abgefragt. Die in der Geschäftsordnung angeführten 

Voraussetzungen hinsichtlich der Qualifikation und Herkunft, sowie wirtschaftliche Interessen 

wurden von der Frau DI Vogelauer erfüllt. Somit wird seitens der Bürgermeisterin Arch. DI Veronika 

Vogelauer als neues Mitglied des Gestaltungsbeirats der Stadtgemeinde Stockerau vorgeschlagen. 

Der Gestaltungsbeirat für das Jahr 2025 setzt sich somit aus nachfolgenden Mitgliedern dann neu 

zusammen. Die Herren DI Liske, Neururer, Langer, Königswieser, die Frau DI Veronika Vogelauer 

und eine Vertreterin des Bundesdenkmalamtes. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, dass die Frau DI Veronika 

Vogelauer anstelle der ausscheidenden Arch. DI Regina Freimüller Söllinger als neues Mitglied des 

Gestaltungsbeirates der Stadtgemeinde Stockerau bestellt wird. Die restlichen Mitglieder bleiben 

unverändert. Ich bitte hier um Zustimmung. 

 

Völkl: Ich bitte um Abstimmung und um ein Zeichen der Zustimmung. Einstimmig, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Ibraimi nimmt wieder an der Sitzung teil 20:32 
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9. Beauftragung – Gestaltungsbeirat 
 

Rosenberger: Vielen Dank. Nachdem wir jetzt den Gestaltungsbeirat in der neuen 

Zusammensetzung haben, geht es darum, dass wir den Gestaltungsbeirat auch entsprechend 

beauftragen wollen. Für das Jahr 2025 sind derzeit vier Sitzungen des Gestaltungsbeirates 

vorgesehen. Gemäß der Geschäftsordnung sind für den Gestaltungsbeirat mindestens drei 

Mitglieder erforderlich. Das haben wir vorher auch gerade gehört. Für die Ermittlung der 

Auftragssummen für das Jahr 2025 wurden fünf Sitzungen mit einer Dauer von jeweils fünf Stunden 

sowie jeweils fünf zu beurteilende Projekte angenommen. Bei einer abweichenden Sitzungsanzahl 

oder Dauer sind die Beauftragungen entsprechend anzupassen und die Verrechnung erfolgt jeweils 

nach tatsächlichem Aufwand. Die Mitglieder sollen mit nachfolgenden Auftragssummen netto für die 

Sitzungen im Jahr 2025 beauftragt werden. Die Herren DI Liske und Neururer zu € 2.487,50, der 

Herr DI Langer mit € 7.462,50, der DI Ruppert Königswieser, der den Vorsitz hat mit € 7.462,50, die 

Frau DI Vogelauer mit € 2.487,50. In Summe wird der Gestaltungsbeirat somit auf € 22.387,50 

kommen. 

 

Antrag 

Ich darf daher den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, die Mitglieder des 

Gestaltungsbeirates werden nach den nachfolgenden Auftragssummen netto für die Sitzungen im 

Jahr 2025 beauftragt. Ich erspare Ihnen jetzt die Details noch einmal zu wiederholen. In Summe 

sind die Kosten für den Gestaltungsbeirat 2025 € 22.387,50. Ich darf um Ihre Zustimmung bitten. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. Dankeschön, einstimmig. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Rosenberger: Vielen Dank. Ich darf mich bei beim Herrn DI Altinger bedanken, so wie ich es jedes 

Jahr mache, aber heute eben das letzte Mal für heuer und für diese Periode. Danke für die gute 

Zusammenarbeit, deine Mitarbeit, Gernot. Weiterhin toi, toi, toi. Ihr macht es gut und hoffentlich 

kriegt ihr ein bisschen neue Mitarbeiter und neues Knowhow rein, weil ich glaube das ist ganz wichtig 

für die nächsten Aufgaben, die zu bewältigen sind und deren gibt es viele und da haben wir schon 

einige Dinge. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Beteiligungen und 

Liegenschaften, der Herr Mag. Koll ist am Wort. 
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10. Grundbenützung Netz NÖ EVN Gruppe – Ed.-Rösch-Straße bis R.-

Hirsch-Straße 
 

Koll: Dankeschön. Ich beginne mit dem Punkt 10 laut unserer Tagesordnung. Da geht es darum, 

dass im Zuge der Fernwärmeleitungen für den Zusammenschluss der Fernwärmeheizkraftwerke 

Korneuburg, Spillern und Stockerau diverse Leitungen der Netz NÖ EVN-Gruppe mitverlegt bzw. 

erneuert wurden. Für die soll eine Vereinbarung mit der Stadtgemeinde abgeschlossen werden, 

betrifft das Servitut, das Recht auf eine Grundbenützung. Im Konkreten wurden ein 20 KV-Kabel, 

ein 1 KV-Kabel, zwei Trafostationen wie Lichtwellenleiterkabel in verschiedenen Parzellen verlegt. 

Ich bitte darum, dass ich diese Parzellen nicht alle aufzähle. Es steht dann bei jeder Parzelle ganz 

genau dabei, welche Art vom Kabel da drinnen liegt. Es geht von der Schidla-Gasse bis zur Rudolf 

Hirsch-Straße. Zum Teil können Sie das ja auch sehen, wenn Sie Richtung Wien fahren auf der 

rechten Seite sieht man, dass dort gegraben wird. Es wurde also seitens der Netz NÖ EVN eine 

Vereinbarung ausgearbeitet, die von uns zu unterfertigen sind. Die Vereinbarungen haben wir im 

Gemeinderatsausschuss, in meinem, Beteiligungen und Liegenschaften besprochen. Da gab es 

einstimmig eine einstimmige Befürwortung. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen für die Grundbenützung für 

Stromkabel, Trafostationen und Lichtwellenleiterkabel auf Parzellen der Stadtgemeinde Stockerau 

werden die Ihnen hochgeladenen beiliegenden Vereinbarungen zwischen der Netz NÖ EVN-Gruppe 

und der Stadtgemeinde Stockerau abgeschlossen, unterfertigt. Ich ersuche höflich um Ihre 

Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, bitteschön. 

 

Pfeiler: Nur von der Reihenfolge her, wir beschließen jetzt die Grundbenützung, dass man sie zu 

einer Fernwärmeleitung dazu legt. Für die haben wir aber noch gar keine Grundbenützung 

beschlossen, nämlich die in der Rudolf Hirsch-Straße von der Geschäftsbehandlung hätten wir 

eigentlich zuerst einmal die Grundbenützung in der Rudolf Hirsch-Straße behandeln müssen, wo 

wir sie dann mit dem Kabel, dass jetzt der gegenständliche Antrag ist, dazu legen. Ich glaube, das 

ist jetzt nur eine formale Anmerkung, danke. 

 

Koll: Das war ja Gegenstand meines Dringlichkeitsantrages. Ich nehme an Sie haben das 

mitgekriegt. Ich kann das gerne auch vorziehen, wenn man sich da sicherer fühlt, wenn die Gefahr 

besteht, dass das jetzt dann doch nicht beschlossen wird. Ich glaube aber nicht, dass das notwendig 

ist. Ich würde es in dieser Reihenfolge beschließen lassen. 

 

Pfeiler: Natürlich habe ich das mitbekommen, aber da haben wir ja nur die Dringlichkeit behandelt. 

Dankeschön. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und um ein Zeichen der Zustimmung. Dankeschön, einstimmig. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

11. Grundbenützung Netz NÖ EVN Gruppe – Dr.-Emmerich-Czermak-

Straße 
 

Koll: Dankeschön. Es geht weiter mit einer ähnlichen Geschichte in der Dr. Emmerich Czermak-

Straße, wo ebenfalls die EVN-Netz Servitute beantragt, da geht es um die Sanierung der Gasleitung. 

In dieser Straße soll ein 20 KV-Kabel und ein Lichtwellenleiterkabel verlegt werden und für eine 

Vereinbarung mit der Stadtgemeinde Stockerau über die Grundbenützung abgeschlossen werden. 

Die Trasse verläuft nördlich der Dr. Fuchsgasse bis zum Ende der östlichen Wohnhausanlage. Auch 

da sind alle Grundstücke im Amtsbericht enthalten und auch das was dort reingelegt werden soll. 

Wir haben auch das im Ausschuss besprochen und haben das einstimmig dort befürwortet. 

 

Antrag 

Der Antrag wird deshalb gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, für die Grundbenützung für 

Stromkabel und Lichtwellenleiterkabel auf Parzellen der Stadtgemeinde Stockerau im Bereich der 

Dr. Emmerich Czermak-Straße wird beiliegende Vereinbarung zwischen der Netz NÖ Gruppe und 

der Stadtgemeinde Stockerau abgeschlossen und unterfertigt. Ich bitte wieder um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und Zustimmung. Einstimmig, Dankeschön. 

 

Koll: Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 

„Grundbenützung – EVN Wärme GmbH Rudolf-Hirsch-Straße“  
 

Koll: Damit wir das im Block haben, schlage ich vor, dass ich jetzt diesen Dringlichkeitsantrag 

reinnehme. Darf ich das? Sind alle einverstanden? Dankeschön. Da geht es um einen Antrag der 

EVN Wärme GmbH, betreffend die Rudolf Hirsch-Straße. Das hat wieder damit zu tun, dass die 

Fernwärmeheizkraftwerke Korneuburg, Spillern und Stockerau verbunden werden sollen mit 

Ansuchen vom 09.12. Vorgestern ist also ein weiterer Antrag eingetroffen, dass eben dort vor einiger 
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Zeit was eingebracht wurde und zur Vorlage empfohlen wurde. Im Wesentlichen geht es um 

Grundstücke, die lese ich vor, weil es nur 3 sind. 3971/2, 2353 und 2270/4 alle auf der EZ 3553. Für 

die Sicherstellung der fachgerechten Ausbildung, der Wiederherstellung im Straßenbereich, wurde 

im Standard Vertrag der EVN Wärme eine Ergänzung durch die Stadtgemeinde vorgenommen. 

 

Antrag 

Ich stelle deshalb den Antrag, für glaube ich eine sehr sinnvolle Geschichte, der Gemeinderat wolle 

beschließen für die Grundbenützung für Wärmeleitung samt Schieber, Armatur und Zubehör auf 

Parzellen der Stadtgemeinde Stockerau, wird beiliegende Vereinbarung zwischen der EVN, da ist 

ein Schreibfehler, da steht ENV, ich bitte das auszubessern, EVN Wärme GmbH und der 

Stadtgemeinde Stockerau abgeschlossen unterfertigt. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung, eine Wortmeldung oder wurde abgestimmt? Dankeschön, einstimmig. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

12. Grundkauf – Radweg Renaturierung Göllersbach 

 

Koll: Dankeschön. Mein nächster Antrag ist auch ein, glaube ich sehr sympathischer und zwar geht 

es um einen Grundkauf in dem Zusammenhang mit dem Projekt der Renaturierung des 

Göllersbaches. Da haben wir in der Sitzung vom 29.03.2022 verschiedene Beschlüsse gefasst, eine 

Einreichplanung und beschlossen, dass das technisch aufgearbeitet wird. Dafür bedarf es eben 

verschiedenster Gutachten und Untersuchungen, jener Grundstücksteile auf denen der Radweg mit 

landwirtschaftlicher Nutzung hergestellt wird. Sie finden das im Plan in der orangenen Fläche, sollen 

von den Grundeigentümern zu einem Preis von € 15,- pro m², somit insgesamt € 39.975,- erworben 

werden. Das heißt, wir kaufen da Grund dazu, dass einerseits dieses Renaturierungsprojekt, aber 

andererseits auch ein Radweg dort eingerichtet werden kann. Für die Grundstücksteile, die temporär 

über ein bis zwei Saisonen in Anspruch genommen werden, soll eine einmalige Ausgleichzahlung 

an diesen Verkäufer erfolgen. Der erleidet da einen Verlust bei der AMA, bei der Förderung, er muss 

rekultivieren, wenn wir dort einen Weg bauen und so weiter. Er hat Fruchtausfälle, das heißt 

zusätzlich zu den € 15,- pro m² würden noch € 5.000,- Pauschalvergütung kommen. Das ist 

durchaus üblich, weil das eine wesentliche Einnahmenquelle in der österreichischen Landwirtschaft 

ist, dass diese AMA-Zahlungen höchst notwendig sind, um positiv bilanzieren zu können. Diese 

Straße wird dann in einem Winkel von eins zu zehn geböscht und nach der Rekultivierung kann 

dadurch auch der Grundeigentümer, der daneben seinen Acker hat an jeder Stelle dort wieder 

zufahren. Das genaue Flächenausmaß wird in einem noch zu erstellenden Vermessungs- und 

Teilungsplan ermittelt.  
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Antrag 

Ich stelle deshalb den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, für die Errichtung eines 

Radweges mit landwirtschaftlicher Nutzung im Zuge der Renaturierung des Göllersbachs, werden 

Flächen im Ausmaß von circa 2.665 m² zu einem Preis von € 39.975,- von den Grundeigentümern 

durch die Stadtgemeinde Stockerau angekauft. Für die temporäre Flächeninanspruchnahme wird 

eine einmalige Ausgleichszahlung von € 5.000,- getätigt. Ich bitte um Ihre Zustimmung für diesen 

Radweg. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und um ein Zeichen der Zustimmung, einstimmig. 

 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

13.  Sondernutzungsvertrag Bewässerungsleitung – Ergänzung und 

Zusammenführung 
 

Koll: Dankeschön. Mein nächster Antrag beschäftigt sich wieder mit einem Sondernutzungsvertrag 

durch die Wassergemeinschaft Biohof Anzböck OG. Es wurde mit Mail vom 11.09.2024 

Genehmigung der Nutzung von Gemeindegrund angesucht. Dabei handelt es sich lediglich um eine 

geringe Erweiterung der bestehenden, auf mehrere Verträge aufgeteilten Nutzungsrechte. In 

Wirklichkeit geht es um zwei Querungen von Wegen, die der Stadt gehören. Weil da schon in 

verschiedensten Jahren und bei verschiedenen Anlässen unterschiedliche Servitute gegeben 

wurden, ist es immer relativ schwierig dann auch in der Verwaltung das irgendwie aktuell zu halten. 

Aus diesem Grund haben wir uns entschlossen, dass wir diese gesamten bestehenden Rechte 

zusammenfassen, die mit diesem Wasserprojekt des Biohof Anzböck im Zusammenhang stehen. 

Es sind dann insgesamt 432 Meter die wir ihm gewähren. Die letzten paar Meter sind die, die neu 

dazu kommen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, der beiliegende 

Sondernutzungsvertrag zwischen der Stadtgemeinde Stockerau und der Wassergemeinschaft 

Biohof Anzböck OG zur Zusammenführung bestehender Nutzungsrechte und geringfügigen 

Erweiterung wird seitens der Stadtgemeinde unterfertigt, bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Zustimmung. Sehe hier Einstimmigkeit, danke. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

14. Sondernutzungsvertrag Bewässerungsleitung – Ergänzung und 

Zusammenführung 
 

Koll: Dankeschön. Dann kommt der Antrag, den wir eben auch im Ausschuss schon mehrmals 

hatten und zwar gibt es einen Bereich des Körnerplatz, in dem verschiedene Grundstücke 

verschiedenen Eigentümern gehören, verteilt sich nicht auf viele, sondern nur auf zwei nämlich der 

Gemeinde, der Stadtgemeinde und der KIG. Es ist offensichtlich oder offenbar oder anscheinend 

damals im Jahr 2008 als bestimmte Liegenschaften in die Kommunale Immobilien Gesellschaft 

herein verkauft worden. Es sind ein paar kleine Grundstücke übersehen worden und die sind 

dadurch anstatt bei den Häusern, wo sie dazu gehören, im öffentlichen Bereich gewesen. Auf der 

anderen Seite gibt es einen öffentlichen Bereich, der jetzt der KIG gehört. Aus diesem Grund soll 

das bereinigt werden und es werden quasi Grundstücke geteilt. Es liegt der Teilungsplan und es 

liegen diese einzelnen Grundstücke vor. Es gibt da insgesamt drei Trennstücke um die es geht. Das 

erste hat 24 m² und das zweite hat 55 m². Die ersten 24 m² sollen ins öffentliche Gut übernommen 

werden, die gerade erwähnten 55 m² werden vom Grundstück abgeschrieben und dem 

Bauplatzgrundstück zugeschrieben. Die Fläche des Trennstücks 2 wird aus dem öffentlichen 

Gemeindegebrauch entlassen und das Trennstück 3 mit 694 m² wird ins öffentliche Gut 

übernommen. Damit ist dort das arrondiert oder bereinigt.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, gemäß dem Teilungsplan der Arge Vermessung mit der Geschäftszahl 

42209 werden folgende Aufnahmen und Entlassungen aus dem öffentlichen Gutsbestand 

genehmigt. Erstens Trennstück 1 mit 24 m² ins öffentliche Gut und zwar in die EZ 3553, das 

Trennstück 2 mit 55 m² wird vom Grundstück 1962/34, EZ 3553 abgeschrieben und dem 

angrenzenden Bauplatzgrundstück 1962/48, EZ 5930 zugeschrieben. Die Fläche des Trennstücks 

2 wird aus dem öffentlichen Gemeindegebrauch entlassen und das Trennstück 3 mit 694 m² wird 

ins öffentliche Gut EZ 3553 übernommen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich bitte um Abstimmung und Zustimmung. Dankeschön, einstimmig. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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15.  Grundkauf – Kargl 
 

Koll: Ich bedanke mich, mein nächster Punkt ist wieder ein Schrebergarten Grundstücksverkauf. Wir 

haben in der letzten Sitzung schon einige gekauft und da haben wir ein paar Verkäufe beschlossen. 

Jetzt kommt der Entwurf eines neuen Kaufvertrages hier zur Abstimmung. Die Stadtgemeinde 

Stockerau möchte an den Herrn Dominik Kargl, die Parzelle Nummer 1963/249 im Ausmaß von 237 

m² zu folgenden Bedingungen verkaufen. Der Kaufpreis beträgt € 140,- pro m², insgesamt also € 

33.180,-. Im Kaufvertrag soll nachfolgende Besserungsklausel aufgenommen werden. Ich habe die 

beim letzten Mal vollinhaltlich vorgelesen. Wenn es jemand möchte, würde ich es noch einmal 

vorlesen. Es geht im Wesentlichen darum, dass eben für den Fall, dass dieses Grundstück dauernd 

bewohnt wird oder umgewidmet wird, Sie können sich erinnern, dass nachträglich was zu bezahlen 

ist und ich ersuche um Zustimmung zu diesem Kaufvertrag. 

 

Völkl: Eine Frage, Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Eher eine Erklärung meines Abstimmungsverhaltens. Sie werden das eh schon 

wahrscheinlich vermuten. Ich werde mich natürlich da enthalten, weil ich empfinde, wir sollten noch 

keine Kleingärten verkaufen, solange wir nicht wirklich in Umsetzung sind neue Kleingartensiedlung 

zu planen. Kleingärten erfüllen nämlich einen sehr wichtigen sozialen Faktor. Bei einer wachsenden 

Stadt sollte die Anzahl der stadteigenen zu verpachteten Kleingärten nicht geringer werden, sondern 

zu mindestens gleich behalten werden. Dankeschön. 

 

Völkl: Weitere Wortmeldungen? Dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen 

der Zustimmung. Sehe hier Zustimmung der Fraktion der FPÖ der ÖVP der SPÖ. Zustimmung vom 

Herrn Gemeinderat Muth, Herrn Stadtrat Pfeiler. Enthaltungen? Frau Gemeinderätin Fless-Klinger 

und Herr Gemeinderat Kubat. 

 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 0 GRÜNE 2 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

16.  Grundkauf – Öfferl Hejtmanek 
 

Koll: Dankeschön. Das war der Kaufvertrag Kargl, dann kommt ein praktisch inhaltlich gleicher 

Antrag betreffend eine andere Liegenschaft, ebenfalls ein Schrebergartenverkauf. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Stadtgemeinde Stockerau 

verkauft an Herrn Johannes Öfferl und Frau Gerlinde Hejtmanek, die Parzelle Nummer 1963/241 im 

Ausmaß von 241 m² zu folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt € 140,- pro m², somit 
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insgesamt € 33.740,- und enthält die gleiche Besserungsklausel, wie wir sie aus den anderen 

Verträgen schon kennen. Ich bitte da um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Sehe hier Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ, Herr 

Gemeinderat Muth, Herr Stadtrat Pfeiler. Enthaltung? Der Herr Gemeinderat Kubat und die Frau 

Gemeinderätin Fless-Klinger. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 0 GRÜNE 2 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

17.  Nachbesserungsklausel – Stöhr 
 

Koll: Ich bedanke mich. Wir hatten früher eine andere Besserungsklausel, die wir jetzt revidiert 

haben und der Herr Ing. Hary Stöhr und die Frau Sarah Stöhr haben noch zu den alten Bedingungen, 

betreffend die Besserungsklausel, damals den Schrebergarten gekauft. Das haben wir in der vor-

vorletzten Gemeinderatssitzung beschlossen. Wir finden das als fair, wenn wir auch denen, die 

vorher schon gekauft haben, die gleiche Besserungsklausel zukommen lassen, die auch alle neuen 

Käufer jetzt haben. Das heißt, diese Kaufpreis Nachbesserungsklausel soll in Form von einem 

Nachtrag zum Kaufvertrag vom 29.04. vorgenommen werden, in dem die alte Kaufpreis 

Nachbesserungsformulierung aufgehoben wird und die neue Besserungsklausel aufgenommen 

wird. Das erfolgt in der Form eines Nachtrags zum Kaufvertrag, in dem sich eben dann inhaltlich 

diese Besserungsklausel ändert.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, folgenden Nachtrag zum Kaufvertrag vom 29.04.2024 mit Herrn 

Ing. Hary Stöhr und Frau Sarah Stöhr soll beschlossen werden. Die alte Kaufpreisnachbesserung 

laut Punkt 8. wird aufgehoben und die neue, nachfolgende Besserungsklausel, die ich jetzt schon 

drei Mal erwähnt habe, wird aufgenommen. Bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung, sehe hier Zustimmung der Fraktion der FPÖ, ÖVP, SPÖ, vom Herrn 

Gemeinderat Muth, Herrn Stadtrat Pfeiler. Enthaltung? Herr Gemeinderat Kubat und eine 

Gegenstimme, die Frau Gemeinderätin Fless-Klinger. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 1 GRÜNE 1 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 



-35- 
Gemeinderat 11.12.2024 

 

18.  Entlassung aus dem öffentlichen Gut Gst. Nr. 118/68 
 

Koll: Dankeschön. Dann komme ich zu meinem letzten Punkt in der öffentlichen Sitzung. Da geht 

es auch um die Entlassung aus dem öffentlichen Grund. In der Gemeinderatssitzung zuletzt haben 

wir den Verkauf des Grundstücks an die Frau Nadja Grabler-Fritz beschlossen, die befindet sich in 

der Widmung Grünland Kleingärten. Trotz der Widmung und der privatrechtlichen Nutzung befindet 

sich das Grundstück im öffentlichen Gut. Aus diesem Grund ist vor Unterfertigung des Kaufvertrags, 

den wir jetzt gerade beschlossen haben, die Entlassung aus dem öffentlichen Gut zu beschließen. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, das Grundstück 118/68 im Ausmaß 

von 170 m² wird aus dem öffentlichen Gutsbestand entlassen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. Wir kommen nun zu den 

Anträgen des Herrn Stadtrates für Sport und Freizeit. 

 

Dummer verlässt die Sitzung 20:55 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Hödl verlässt die Sitzung 20:56 

 

 

 

19.  Basisförderung 2024 
 

Pohl: Ja, danke für das Wort und für den Antrag, noch einmal schönen Abend allen noch hier 

gebliebenen. Es geht um die Sportbasisförderung 2024. Im Sinne der Richtlinien für die 

Sportförderung haben einige Sportvereine um eine Basisförderung für das Jahr 2024 angesucht. 

Der Gemeinderatsausschuss VI - Sport und Freizeit, empfiehlt folgende Basisförderungen für die 

angeführten Vereine zu beschließen. Die Auszahlung erfolgt im Jahr 2025 nach Vorlagen des 

Tätigkeitsberichtes. Die im Rechenmodell angeführten Beträge unter € 200,- sollen auf € 200,- 

aufgerundet werden. Im Falle der Genehmigung der Basisförderung gelangt diese gemäß § 9, der 

Richtlinie für Sportförderung erst nach der Klärung etwaige offener Forderungen zur Auszahlung. 

Im Anlassfall wird die Förderung mit Außenständen gegen gerechnet. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, im Sinne der Richtlinien und 

auf Empfehlung des Gemeinderatsausschusses wird den angeführten Vereinen, eine Förderung für 

das Jahr 2024 gewährt, wobei die Auszahlung im Jahr 2025 nach Vorlage eines Tätigkeitsberichtes 

erfolgt. Ich komme zu den Vereinen, 1. Billiardsportclub ESK-Stockerau € 200,-, 1. Stockerau Base- 
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und Softballverein € 862,-, 1. Stockerauer Beachvolleyballverein, "Die Zwölfender 00" € 774,-. 1. 

Stockerauer Heimat- und Armbrustschützenverein € 200,-, ATUS Stockerau Turnverein € 200,-, 

Ballsportclub Cageball (BSC Cageball) € 3.167,-, Basketball Klub StockCity, abgek. BK Stock City 

€ 6.696,-, 3 x 3 Basketball StockCity € 436,-, Eishockey Stock City Oilers € 8.851,-, Fitaktivclub Gitti-

City, rhythm. Gymnastik, Sportaerobic € 4.241,-, Gymnastic Academy Stockerau € 2.983,-, Judoclub 

Stockerau € 5.188,-, Karate 2000 € 706,-, Sportverein Softball € 200,-, Schachverein Stockerau € 

1.138,-, SC Tennis € 2.190,-, Sportunion Stockerau 21.125,-, SV Stockerau – Fußball € 15.729,-, 

TaeKwonDo Kumgang Stockerau € 2.020,-, TTSC Stockerau € 1.656,-, UHC Stockerau Handball € 

14.105,-, UTC Stockerau € 7.259,- und der UTTC Panaceo Stockerau € 1.031,-. Das ergibt eine 

Gesamtsumme von € 100.957,-. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Ja, danke für den Antrag. Der Walter ist heute nicht da darum darf ich für den Walter 

sprechen. Danke, dass da die Sportförderung, die Basisförderung, heute zum Beschluss kommen 

kann. Es ist schön gewesen in den letzten Jahren zu sehen, wie sich dieses Pflänzchen der neuen 

Sportförderung gut entwickelt hat. Ich durfte damals, es war glaube ich 2018 dabei sein oder 

maßgeblich mitbeteiligt sein, wie wir die Sportförderung neu organisiert haben. Es hat sich eigentlich 

wirklich ganz gut eingespielt. Man hat damals bei der Neuausarbeitung der Sportförderung 

Basisförderung geglaubt, es wird eine große Streiterei zwischen den Vereinen geben, aber 

eigentlich war das gar nicht der Fall. Es war eigentlich totales Verständnis da, dass man das 

sozusagen nach nachvollziehbaren Kriterien verteilt, diese Basisförderung, leistungsgerecht auch 

mit dem Fokus auf Jugendarbeit und anstatt eben jährlich die Beträge, die irgendwann mal 

festgelegt wurden oder ausgeschnappt wurden vorzuschreiben. Insofern super, dass sich das jetzt 

die letzten Jahre so gut etablieren konnte und die Vereine die entsprechenden Impulse über die 

Förderung kriegen, in qualifizierte Jugendarbeit zu gehen. Dankeschön. 

 

Pohl: Ich darf noch einmal kurz fortführen. Danke, gutes Modell und zur Vergangenheit, die Vereine 

sind jetzt gut geführt, wirtschaftlich geführt und können alle von Haus aus überleben, inklusive 

unserer Förderungen natürlich. Danke noch einmal an den Walter, aber auch an alle anderen 

Mitglieder des Sportausschusses. Es war ein fröhliches Gedeihen. Ich glaube, wir haben gezeigt, 

die Handschrift von uns, dass wir auf Augenhöhe uns befinden, konstruktiv für die Vereine und die 

Bürger arbeiten. Meinen herzlichen Dank noch einmal an alle Mitglieder des Ausschusses und 

danke auch weil da hinten sitzt der Georg, die Birgit und der Florian, die Mitglieder in den beiden 

Liegenschaften für die Mitarbeit, nicht nur heuer, sondern auch die letzten Jahre und nachdem ich 

es nicht persönlich machen konnte bei der Weihnachtsfeier auch an alle anderen Mitarbeiter, die im 

Sinne der Bürger und der Gemeinde arbeiten und für die Bürger wirklich wertvolle Arbeit leisten. 

Dankeschön. 

 

Hödl nimmt wieder an der Sitzung teil. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Pollak, bitte. 

 

Pollak: Vielen Dank. Als Stellvertreter vom Herbert darf ich noch kurz ergänzen. Unser ganz 

besonderer Dank geht natürlich an die Vereine selbst, die mit ihrer Arbeit enormes leisten und 

unsere Förderung ist nur eine kleine Anerkennung für diese große Leistung an der Gesellschaft. 

Besonderer Dank auch hinaus, danke. 
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Völkl: Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. Einstimmig, Dankeschön. Wir machen jetzt eine kleine 

Pause. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Pause 21:02 – 21:14 Uhr 

 

 

 

20.  Anpassung – Übernahmepreise Sammelplätze 
 

Pfeiler: Noch einmal schönen guten Abend von meiner Seite. Ich darf Ihnen jetzt die Anträge aus 

dem Referat VII – Umwelt, Au, Parkanlagen und Friedhof vortragen.  

 

Völkl: Ich ersuche die Nebengespräche zu beenden und wieder den Platz einzunehmen. 

 

Pfeiler: Zwei Dinge möchte ich vorausschicken. Alle drei Anträge wurden im Umweltausschuss 

besprochen und positiv beurteilt und als zweites möchte ich mich auch bedanken für die 

Zusammenarbeit in den letzten fünfeinhalb Jahren mit den Kolleginnen und Kollegen der 

Verwaltung. Das beginnt vom Baubereich, wo ja auch viele Themen, die unser Resort treffen bis hin 

eben Friedhof, Au, Parkanlagen, Wirtschaftshof, also da hat es immer eine gute Gesprächsbasis 

gegeben, immer wieder natürlich auch thematische Herausforderung, keine Frage und natürlich 

auch danke an die Kollegen und Kolleginnen des Umweltausschusses, dass wir es geschafft haben 

immer auch eine Beschlussfähigkeit zustande zu bringen und dass wir grundsätzlich gute 

Diskussionen, gute Zusammenarbeit auch in diesem Ausschuss hatten. Gut, dann darf ich zu den 

Anträgen kommen. Anpassung Übernahme Sammelpreise, da ist vorauszuschicken, dass eben für 

bestimmte Abfälle, sowohl für Private wie auch für Betriebe nur gegen Gebühr auf den 

Entsorgungsplätzen entsorgt werden können. Hier richtet sich die Preisgestaltung natürlich nach 

den weiteren Entsorgungskosten, die dann wiederum bei der Stadtgemeinde Stockerau anfallen. 

Nachdem eben Preisanpassungen erfolgt sind und auch Preisanpassungen angekündigt sind, 

werden jetzt hiermit die Übernahmepreise auf den Sammelplätzen für private, aber auch für Betriebe 

per 01.01.2025 neu angepasst. Wir haben das wie gesagt besprochen im Umweltausschuss. Die 

Preisanpassungen bewegen sich zwischen 0,84%-7%/8%. In manchen Bereichen gibt es auch 

größere prozentuale Abweichungen. Warum ist das so? Wenn z.B. bestimmte 

Entsorgungsstofffraktionen zu einer anderen Schlüsselnummer wandern, zu einer höherpreisigen 

Schlüsselnummer zusammengefasst werden, dann ist natürlich diese Abfallfraktion mit dem 

höheren Preis zu bewerten. Da gibt es dann auch Ausschläge von 93%, weil eben bestimmte 

Wertstoffschlüssel sich geändert haben. Im Zuge dieser Neufassung dieser Preise, wird auch die 

Preisliste getrennt nach Privatpersonen und für Betriebe, sodass dann immer auch Klarheit herrscht, 

für wen, welche Preise anzuwenden sind. Ich würde Sie ersuchen, dass Sie mich von der Verlesung 

der Preise entbinden. Die Preislisten waren im Amtsbericht enthalten. Ich hoffe, dass wir so 

vorgehen können. Dann würde ich hier zum Beschlussantrag kommen. 
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Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die im Amtsbericht 

angeführten Übernahmepreise werden genehmigt, Dankeschön. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung, einstimmig. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

21.  Abwicklung Single-Use-Plastics-Kostenersatz 
 

Pfeiler: Ich danke schön. Nächster Tagesordnungspunkt, Abwicklung Single-Use-Plastics-

Kostenersatz, ein bisschen komplexer Sachverhalt, ich versuche ihn vereinfacht darzustellen. 

Aufgrund der EU-Richtlinie zu Einwegkunststoffen, das ist die Richtlinie 2019/904, gibt es eben hier 

Verantwortung für die Produzenten, die Einwegkunststoffe in den Umlauf bringen und sind auch 

Kostenbeiträge für das in Verkehr setzen von Einwegkunststoffen zu leisten. Aus diesen 

Kostenbeiträgen werden dann Abfallverbände oder Verbandsfreie Gemeinden mit Erlösen bedacht. 

Wofür? Für Leistungen, die im Zusammenhang mit der Entsorgung oder Information über 

Einwegplastik entstehen. Ein Beispiel, wir führen ja in Stockerau alljährlich eine Flurreinigung durch 

und eben für solche bewusstseinsbildende Maßnahmen oder Sammelaktionen, können dann diese 

Mittel eben in Anspruch genommen werden. Natürlich werden diese Verträge nicht mit jeder 

Gemeinde und jedem Abfallverband verhandelt, sondern das hat hier der Städte- und 

Gemeindebund in Abstimmung mit dem Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie durchgeführt. Die Vertragsverhandlungen haben auch relativ 

lange gedauert, so dass wir jetzt hier eine Vereinbarung beschließen wollen, die rückwirkend ab 

01.01.2023 gelten wird. Das ist nicht irgendwo auf der Gemeinde liegen geblieben, sondern 

aufgrund der langen Verhandlungen zwischen den Vertragspartnern oder Verhandlungspartnern in 

dem Fall, die also hier mit der Verhandlung der Verträge betraut waren. Konkret geht es um vier 

Verträge, denn es gibt in Österreich vier Entsorgungssysteme. Das bekannteste ist die ARA - Altstoff 

Recycling Austria, dann gibt es die European Recycling Plattform - ERP Austria, die Interzero GmbH 

und die Reclay Systems GmbH. Das sind im Prinzip gleichlautende Verträge. Relevant ist natürlich 

die Frage, welche Erlöse können wir daraus erzielen. Nachdem jetzt der Vertrag rückwirkend 

abgewickelt wird und dann immer eben ab 01.01.2023 und die Abrechnung der Erträge dann im 

Jahresverlauf des Folgejahres erfolgt und das Folgejahr 2024 sich schon dem Ende zuneigt, ist jetzt 

auch schon bekannt, welche Vergütungen wir als Stadtgemeinde Stockerau hier für das Jahr 2023 

bekommen werden. Das sind in etwa knapp € 10.000,- genau € 9.780,94 netto. Diese vier Verträge 

sind auch dem Amtsbericht beigelegen. Die sind also hier zu beschließen.  
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Antrag 

Dementsprechend stelle ich den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die beiliegenden 

Verträge mit den Vertragspartnern ARA - Altstoff Recycling Austria AG, European Recycling 

Plattform - ERP Austria GmbH, Interzero Circular Solutions Europe GmbH und Reclay Systems 

GmbH, werden seitens der Stadtgemeinde Stockerau unterfertigt. Dankeschön.  

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

22.  Vergabe von Leistung – Biologische Beikrautbekämpfung mit 

Heißschaum 

 

Pfeiler: Dann darf ich zum dritten Amtsbericht kommen, nämlich die Vergabe von Leistungen für die 

biologische Beikrautbekämpfung. Hier wurden ja in den letzten Jahren schrittweise ergänzende 

Leistungen durch die mechanische Beikrautbeseitigung übernommen, also sprich, dass wir mit dem 

metallischen Kehrbesen sozusagen aus den Straßenräumen das Unkraut ausgekehrt haben, das 

Beikraut und dementsprechend wurden schon in den letzten Jahren die Laufmeter mit der 

biologischen Heißschaum-Beikrautbekämpfung laufend reduziert. Jetzt im kommenden Jahr, 

nachdem es schon umfassende Erfahrungen gibt mit dem mechanischen Besen, da hat man da 

verschiedene Einstellungen vornehmen müssen, Erfahrungen sammeln müssen. Wo funktioniert es 

gut, wie können wir die ganze Ressourcenausgestaltung und die Abläufe gestalten und 

ausgestalten, so dass man jetzt hier im Jahr 2025 einen größeren Schritt hin zur mechanischen 

Beikrautbekämpfung und weg von der Bekämpfung mit dem Heißschaum machen. In der 

Vergangenheit waren es 108.000 Laufmeter, also 108 Kilometer mit drei Durchgängen, die hier 

behandelt wurden mit dem Heißschaumverfahren, im nächsten Jahr ist eben die Länge reduziert 

worden auf 97,6 Kilometer, die nur mit zwei Durchgängen behandelt werden, das heißt die gesamte 

über das Jahr behandelte Straßenlänge ist also deutlich gekürzt worden um 40%. Wo es keine 

Reduktion gibt, ist bei den Flächen, die gepflastert sind mit einer Sandfuge, weil man da natürlich 

nicht mit dem Besen mechanisch kehren kann, weil da würden man den Sand auskehren. Aber auch 

dort ist man eben jetzt auf zwei Durchgänge gegangen. In Summe ist das eine deutliche 

Kostenreduktion, natürlich ist dieser Schritt auch unter dem Gesichtspunkt der budgetären Lage 

notwendig gewesen. Es wurden auch wieder mehrere Angebote eingeholt, hier für diese biologische 

Beikrautbekämpfung und als Bestbieter hat sich die Firma Weingartshofer hier herausgestellt. 

 

Antrag 

Dementsprechend würde ich jetzt hier den Antrag stellen. Die Beauftragung der Firma 

Weingartshofer zur biologischen Beikrautbekämpfung auf Straßenrändern, Gehsteigen und Plätzen 

ohne Hauskanten für das Jahr 2025 zum Preis von € 69.932,43 exkl. 20% Mehrwertsteuer zu 

beauftragen. Dankeschön. 
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Völkl: Dankeschön, ich bitte um Abstimmung, sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 

„Aufhebung des Radfahrverbotes im Naturschutzgebiet Stockerauer Au“  
 

Pfeiler: Dann würde ich jetzt zu dem Dringlichkeitsantrag kommen. 

 

Völkl: Bitte. Verlesen wurde er und ich ersuche um Diskussion. Bitte, Herr Stadtrat Osmanovic und 

der Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Osmanovic: Vielen Dank, Frau Bürgermeisterin. Schönen guten Abend von meiner Seite. Danke für 

den eingebrachten Dringlichkeitsantrag, ich möchte gerne darauf eingehen. Es sind einige Dinge, 

die ich dazu sagen möchte. Erstens einmal am Antrag steht 12.12.2024, die Gemeinderatssitzung 

ist bekannterweise heute. Heute ist der 11.12.2024. Zu dem weiteren Sachverhalt, es ist so, ich 

nehme einmal an, du hast den Impuls von den Medien bekommen, diesen Antrag zu stellen. Dazu 

gibt es seit 05.12. in verschiedenen Medien Informationen, die man oberflächlich hier zur Verfügung 

stehen hat und diese Informationen reichen jetzt nicht aus, da eine Einschätzung zu treffen, wie man 

hier vorzugehen hat. Du hast da einen Antrag gestellt. Die Stadt soll sich bewerben um einen PVZ.  

 

Pfeiler: Wir sind beim Dringlichkeitsantrag Radfahren im Naturschutzgebiet. 

 

Völkl: Genau, wir sind beim Naturschutzgebiet. 

 

Osmanovic: Alles klar, dann verlegen wir das auf später, das war jetzt nicht klar.  

 

Pfeiler: Der Dringlichkeitsantrag der FPÖ wurde dem Ressource VII zugeordnet. So habe es ich 

zumindest bei der Sitzung mir notiert und dementsprechend wäre ich jetzt auch vorgegangen. 

 

Osmanovic: Alles klar. Dann können wir das gerne später besprechen, danke. 

 

Völkl: Gut, also ich sage es noch einmal. Aufhebung des Radfahrverbotes im Naturschutzgebiet 

Stockerauer Au. Das ist jetzt unser Thema. Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Gut, danke für den Antrag. Es ist hier zu lesen, dass es verschiedene Schriftstücke der 

Naturschutzbehörde gibt, die also hier auf ein Radfahrverbot hinweisen würden. Mir liegen diese 

Schriftstücke nicht vor bislang, soll aber bitte jetzt um Gottes Willen nicht heißen, dass es diese nicht 

gibt. Also wenn es dieses Schreiben gibt, dann würde ersuchen, dass dieses Schreiben mir 
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weitergeleitet wird. Das ist der eine Punkt. Der zweite Punkt ist, dass ich natürlich jetzt in der 

Zwischenzeit die mir vorliegenden Dokumente zur Unterschutzstellung recherchiert habe und da 

habe ich eben gefunden, das Schreiben des Amtes der NÖ Landesregierung mit der Geschäftszahl 

aus der Zeit der Gründung des Naturschutzgebietes, bekanntlich vor 25 Jahren, Geschäftszahl RU5-

NSG-135/013. Das ist der Motivenbericht für die Unterschutzstellung des Naturschutzgebietes 

Stockerauer Au. Da gibt es eben einen allgemeinen Teil, Situationsbeschreibung Schutzziele und 

auf Seite fünf dieses Motivenberichtes geht es dann um zulässige Nutzungen. Im zweiten Drittel des 

ersten Absatzes ist ausgeführt, unter zulässigen Nutzungen, also unter dem Kapitel, was zulässig 

ist, zum Spazierengehen, Laufen und Radfahren wird ein Wegenetz von insgesamt 23 Kilometer 

Länge zur Verfügung stehen. Die mir vorliegenden Dokumente aus der Gründungszeit des 

Naturschutzgebietes Stockerauer Au stellen hier eigentlich aus meiner Sicht das Radfahren auf den 

ausgewiesenen Wegen als zulässige Nutzung dar. Wie gesagt, es ist ein Schriftstück mit einer 

Geschäftszahl der RU5. Danke. 

 

Völkl: Bitte, Herr Stadtrat Pohl. 

 

Pohl: Wir werden das auf alle Fälle nachsenden. Ein Motivenbericht ist ein Motivenbericht und hat 

keine bescheidmäßige Wirkung. Das ist so die Grobumschreibung in welche Richtung es gehen 

wird und daher ist das jetzt aus meiner Sicht nicht heran zu ziehen. 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat Hödl hat sich auch gemeldet und dann wieder der Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Hödl: Ich darf in diesem Zusammenhang erstens verweisen auf § 11 Abs. 4 Naturschutzgesetz. Der 

lautet: In Naturschutzgebieten ist jeder Eingriff in das Pflanzenkleid oder Tierleben und jede 

Änderung bestehender Boden- und Felsbildungen verboten. Weiters ist das Betreten außerhalb der 

gemäß Abs. 5 in der Verordnung bezeichneten Wege und Bereiche verboten. Von dem 

Betretungsverbot sind die Eigentümer, die Nutzungsberechtigten und diejenigen Personen 

ausgenommen, denen dies aufgrund eines gesetzlichen Auftrags, Vorstutzorgane, Jagd- und 

Fischereiaufsichtsorgane, Organe der Naturschutzbehörde gestattet ist, Zitat Ende. Das heißt schon 

im § 11 des NÖ Naturschutzgesetzes, ist selbst nur das Betreten und da auch nur in gewissen 

Bereichen erlaubt und in der Verordnung über Naturschutzgebiete, wie sie korrekt heißt, gibt es 

keine Ausnahme für das Radfahren. Ich darf weiters darauf verweisen, ich bin da beim Didi, dass 

wir mit ein wenig mehr Vorbereitung und wenn es nicht so kurzfristig kommt, uns auch besser 

vorbereiten hätten können. Ich habe nicht den Motivenbericht, sondern das Managementkonzept 

vom Andreas Straka, 1993, der zum Thema Rad- und Mountainbikefahren im Managementkonzept 

schreibt: Der durch die Donau führende Radweg ist breit genug, um von Fußgängern und 

Radfahrern gleichzeitig benutzt werden zu können. Durch die ebene Lage sind keine 

Abfahrtsmöglichkeiten vorhanden. Da die Hagenstraße jetzt weder zur Donau führt und dort 

Abfahrtsmöglichkeiten sind, gehe ich davon aus, dass damit die Kraftwerkstraße gemeint ist, die 

natürlich kein Radweg ist, sondern eine Betriebsstraße, wo der Radverkehr zulässig ist. Es ist also 

offenbar im Managementkonzept ausdrücklich nicht berücksichtigt worden, dass die Au für 

Radfahrer geöffnet werden soll. Jedenfalls nicht vom Andreas Straka. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Zum NÖ Naturschutzgesetz ist natürlich auszuführen, dass das in diesen grundsätzlichen 

Festlegungen sehr hart ist, du hast es eh zitiert, jeder Eingriff in den Boden, ins Pflanzenkleid, die 

Tierwelt usw. Dann gibt es eben für die jeweiligen Naturschutzgebiete spezifische 
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Ausnahmeregelungen und da ist schon drinnen die Erhaltung der Wege. Ich denke mir, es ist einfach 

ganz wichtig, es wirklich aufzuklären, welche Schriftstücke gibt es da. Das ist jetzt gar keine Kritik. 

Ich finde das ist ein wichtiger Punkt, dass wir das klären. Wenn wir einfach diese Schriftstücke zur 

Verfügung gestellt bekommen, dass man sich das anschaut und den Sachverhalt wirklich klärt. Ich 

sage jetzt einmal ein Motivenbericht ist jetzt auch nicht irgendein Kaszettel. Es ist ja die Grundlage 

dafür gewesen, dass irgendwann im NÖ Landtag die Stockerauer Au als Schutzgebiet beschlossen 

und damit auch ausgewiesen wird und mit einer Geschäftszahl die ich zitiert habe, hat das ja auch 

schon eine gewisse Verbindlichkeit. Ich denke mir, dass da einfach Klärungsbedarf da ist. Das 

können wir jetzt sicher nicht ausdiskutieren, aber wo es eben schon auch sehr deutliche Hinweise 

darauf gibt, dass das Radfahren auf diesen Wegen schon von Anfang an mitgedacht war und auch 

in den zulässigen Nutzungen explizit ausgeführt wurde. Es ist nicht so, dass man das jetzt 

hineininterpretiert, sondern das Radfahren ist auf den bestehenden Wegen explizit als zulässige 

Nutzung in diesem Motivenbericht ausgeführt. Ich glaube, das ist schon ein Dokument auf das man 

sich stützen kann und die Erhaltung der Wege ist eben als zulässiger Eingriff in unserem 

Naturschutzgebiet auch fixiert. Da gibt es schon starke Hinweise, dass wir das beibehalten können. 

Die Klärung ist da, glaube ich, ein ganz wichtiger Punkt. Dankeschön. 

 

Pohl: Ja, danke. Da sind wir uns, glaube ich, alle einer Meinung. Der Gerald Moll hat kräftig daran 

mitgearbeitet, durch seine Energie ist er, glaube ich, Stadtrat für das Naturschutzgebiet geworden. 

Uns ist dieser Sachverhalt aufgefallen, zur Kenntnis gebracht worden und um da jetzt für die 

Stockerauer Bevölkerung, im Winter wird wahrscheinlich eh nicht so viel Rad gefahren in der Au, 

eine Rechtssicherheit zu haben. Deshalb haben wir das aufgezeigt und da bitten wir einfach dann 

unsere Juristen, wir werden die Schriftstücke, die wir haben beibringen und dass man das dann 

einfach möglichst schnell klärt, nicht dass da Rechtsunsicherheit herrscht. Wir haben gesagt, okay, 

wir müssen das aufzeigen, wenn uns eine Rechtsunsicherheit bekannt wird. Jetzt ist es allen 

bekannt und jetzt haben wir die Verantwortung, dass wir es juristisch einfach weiterbearbeiten. Uns 

war es auch dringend, dass wir in die Frühjahressaison gehen können, dass die Stockerauer dann 

einfach wissen wann und wo sie da fahren können. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Wenn ich die Diskussion richtig verstehe, muss man dann noch das eine oder andere klären. 

Daher würde ich auch in diesem Vorfall vorschlagen den zuständigen Ausschuss zu befassen mit 

dem Antrag, ich danke und den Antrag auch gleich zu stellen, danke. 

 

Pohl: Ja, können wir in den Ausschuss verweisen. Wie gesagt, es war wichtig es aufzubringen. Ich 

sehe da eher die Verwaltung als den Ausschuss in der Pflicht, aber bin ganz bei dir. 

 

Falb: Danke. 

 

Völkl: Dann ersuche ich um ein Zeichen der Zustimmung, wenn der Gemeinderat beschließt, diesen 

Antrag, also dieses Thema in den Ausschuss zu verweisen. Ich sehe hier Einstimmigkeit, 

Dankeschön. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig in den Ausschuss verwiesen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

23.  Entsorgung Klärschlamm 
 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Verkehr, Infrastruktur und 

Straßen. 

 

Hödl: Danke vielmals, nochmal schönen Abend von meiner Seite. Auch meine Anträge sind alle 

schon im zuständigen Ausschuss behandelt worden. Ich darf anfangen mit der Vergabe der 

Klärschlammentsorgung für das Jahr 2025. Wir haben für die Entsorgung für das Jahr 2024 eine 

Ausschreibung gehabt, haben eine entsprechende Angebotsprüfung gehabt und daraus ging die 

Firma Sauber und Stark GmbH als Bestbieter hervor. Die Firma Sauber und Stark hat uns das 

Angebot gemacht, für ein weiteres Jahr zum gleichen Preis die Entsorgung zu übernehmen. Aus 

der Markteinschätzung heraus war nicht zu erwarten, dass eine Ausschreibung zu einem 

günstigeren Angebot führen würde. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Firma Sauber und Stark 

GmbH mit der Klärschlammentsorgung für 2025 mit einer Auftragssumme von € 93.776,71 netto zu 

beauftragen. 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

24.  Schulbus Zögernsee 
 

Hödl: Dankeschön, der nächste Antrag. Wir haben im Bereich des Zögernsees anscheinend einen 

Generationenwechsel. Es ist ja die öffentliche Bushaltestelle aufgelassen worden aufgrund einer zu 

geringen Frequenz. Wir kümmern uns derzeit sehr intensiv darum einen neuen Platz zu schaffen, 

um den Kindern mit der Wiederherstellung einer öffentlichen Bushaltestelle, einen sicheren Weg 

bieten zu können. Da arbeiten wir sehr intensiv daran. Als Übergangsmittel haben wir schon für das 

heurige Jahr einen Bus-Shuttle eingerichtet, der mit einer Fördersumme von rund 90% gefördert 
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wurde und in Absprache mit den Eltern und insbesondere mit den Müttern, die sich da sehr intensiv 

eingesetzt haben, für den Transfer der Kinder, wollen wir auch für das Jahr 2025 diese Beförderung 

wieder sicherstellen. Auch da liegt der Förderumfang wieder bei rund 90%. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Firma Moser Transport 

GmbH wird mit der Beförderung der Schulkinder für das Jahr 2025 mit einer Gesamtsumme in der 

Höhe von € 10.175,- brutto beauftragt. 

 

Völkl: Ich ersuche um Zustimmung. Eine Wortmeldung. Bitte, Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Ja, danke, dass das mit der Schulbushaltestelle Zögernsee dann durch starken und 

wiederholten Druck von mir immer wieder, in die Gänge gekommen ist. Einfach im Verhältnis, es 

sind jedes Jahr € 10.000,- für dieses Taxi zu bezahlen, jetzt vorübergehend. Wir müssen bedenken, 

dass der Schulbus von Goldgeben herüber nach Stockerau, einfach zehn Minuten zeitversetzt nur 

von diesem Taxi fahrt. Da finanzieren wir wirklich einen Parallelverkehr, was jetzt gut und wichtig 

ist, als Übergangslösung. Umso wichtiger ist es, dass wir wirklich diese Schulbushaltestelle 

Zögernsee wieder in Betrieb bekommen. Dankeschön. 

 

Mayer: Ich möchte mich nur der Wortmeldung anschließen, auch uns war das ein sehr wichtiger 

Punkt. Danke. 

 

Hödl: Ihr überschätzt alle eure Hartnäckigkeit im Verhältnis zu den agierenden Damen, die da sehr 

intensiv daran gearbeitet haben. 

 

Völkl: Und der Kevin Braunstein, das möchte ich jetzt sagen. Das war sehr viel Arbeit und das war 

auch nicht sehr einfach. Ich weiß nicht, ob die Bewohnerinnen des Zögernsees bei euch waren, 

aber bei mir waren sie da. 

 

Hödl: Aber ja, es gab auch die allgemeine und die einheitliche Unterstützung im Ausschuss, danke, 

auch dafür. 

 

Völkl: Abstimmung bitte. Einstimmig. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

25.  Vertrag Giromedias 
 

Hödl: Was mich sehr freut, ist der nächste Tagesordnungspunkt. Wir haben in den letzten Jahren 

mit der tatkräftigen Unterstützung des Wirtschaftshofes, das eine oder andere Buswartehäuschen 
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zustande gebracht, allerdings mit einer enden wollenden Perspektive, bis wann wir da eine klägliche 

Anzahl an angemessenen Wartemobiliar zusammenbringen werden. Es ist vor rund eineinhalb 

Jahren der Herr Dr. Vergeiner von der Firma Giromedia an uns herangetreten, die auch in kleineren 

Gemeinden hier Werbeflächen auf Stadtmobiliar anbieten. Wir haben nach langen Verhandlungen, 

nach intensiven Verhandlungen, nach mehrfacher Befassung auch im Verkehrsausschuss jetzt das 

Ergebnis zustande gebracht, dass wir im nächsten Jahr zwanzig neue Buswartehäuser von der 

Giromedia erhalten werden. Die Firma Giromedia macht es natürlich nicht aus Jux und Tollerei, 

sondern es werden von ihr die Werbeflächen auf den Buswartehäusern, bzw. gibt es dann noch 

zusätzliche Werbeflächen, sogenannte Citylights, die das Ganze finanzieren und dafür gibt es eben 

dieses Vertragswerk, welches uns dann entsprechend auch bindet. Wir werden gleichzeitig, das ist 

auch im Amtsbericht festgehalten, teilweise derzeit noch bestehende Wartehäuser, unter anderem 

der Firma Gewiss, wo weder die Gewiss, noch wir die Verträge haben und wo die Gewiss gesagt 

hat, in der Vergangenheit sind diese Verträge gern mündlich gemacht worden, das heißt die werden 

ausgetauscht. Diese Buswartehäuser werden auch, das war dann auch noch ein wichtiger Input, 

über den wir auch in der Ausschusssitzung geredet haben, so ausgestaltet, dass sie dem 

Vogelschutz gerecht werden. Das heißt, dass es da nicht durch Kollisionen zu toten Vögeln kommt 

in dieser neuen Situation. Ich freue mich sehr darauf, es wird popogerechte Sitzbänke geben, das 

hat auch der Didi angemerkt, dass das möglichst nicht aus Metall sein soll, auch das wurde von der 

Giromedia angenommen, ebenso dass wir Mistkübel haben und extra Aschenbecher dazu, die im 

laufenden Betrieb auch von der Firma Giromedia gewartet werden. Das heißt, auch da ein 

wesentlicher Beitrag zur aktiven Mobilität, zur Verhinderung von Individualverkehr im Stadtgebiet. 

 

 

 

Antrag 

Ich darf daher den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, den Vertrag zwischen der 

Stadtgemeinde Stockerau und der Firma Giromedia GmbH mit einer Laufzeit von 17 Jahren zu 

unterfertigen, um die Errichtung der Buswartehäuser an den angeführten Haltestellen umzusetzen. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung bitte, zwei Wortmeldungen. 

 

Muth: Schönen, guten Abend auch von meiner Seite. Das Erste was mich interessieren würde, wie 

kommt man auf eine Vertragsdauer von 17 Jahren? 

 

Hödl: Das sind die Kaufmänner und Kauffrauen der Giromedia. Nein, die haben halt eine Verzinsung 

und erwartete Einnahmen und daraus ergibt sich das. 

 

Muth: Der zweite Punkt, den ich gefunden habe ist, im Vertrag in der Präambel steht drinnen, dass 

der Gemeinderatsbeschluss am 12.12. erfolgen würde. Das ist genauso auszubessern bitte. 

 

Hödl: Aber wir haben es ohne Dringlichkeitsantrag geschafft, dass wir es noch vorher schaffen. 

Danke für den Hinweis. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pohl, bitte. 

 

Pohl: Die Geschichte prinzipiell ist sehr positiv. Es geht um das Geben und Nehmen. Wir ersparen 

uns da glaube ich was. Es ist eine gute Sache, wir werden euch zustimmen bei den Wartehäuschen, 

teilweise. Das ist der Punkt, warum ich gemeldet habe, haben das unsere Mitarbeiter vom 
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Wirtschaftshof gebaut oder renoviert, aber nicht nur das. Bei den Festspielen haben sie Sachen 

gemacht und bei den Kinderspielplätzen, da haben wir uns viel Geld erspart. Der Philipp Lampl und 

sein Team kriegen ein sehr großes Dankeschön. Das erspart uns viel und was da auch geleistet 

wird. 

 

Völkl: Dankeschön Herr Stadtrat. Wir kommen zur Abstimmung, bitte um ein Zeichen der 

Zustimmung. Einstimmig. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

26.  Vertrag Bike & Ride Anlage Stockerau 
 

Hödl: Danke vielmals. Der nächste Punkt, Vertrag Bike- & Ride-Anlage Stockerau. Wir fördern das 

Angebot für alle, die aktiv mobil sein wollen. So wie beim vorigen Punkt, über die Schaffung von 

Buswartehäusern, dass man zu mindestens die letzten 100 Meter vom Haus bis zur Haltestelle 

sicher und regenfrei warten kann. So auch der nächste Punkt, der massiv den Radverkehr fördern 

soll. Radverkehr, wo wir sehr erfolgreich sind, seit der Gemeinderat Franta und die Stadtgemeinde 

Stockerau den Zug bewogen haben, an der Aktion Niederösterreich radelt, Österreich radelt 

teilzunehmen, die wir auch im heurigen Jahr wiedergewinnen konnten, dank eines Power-Teams, 

die uns da wieder zum Erfolg geführt haben. Alle, die so wie ich und einige andere Kollegen aus 

dem Gemeinderat, mit dem Fahrrad zum Bahnhof fahren, wissen das jetzt schon zu wenig 

Abstellplätze da sind. Sie wissen ebenso, dass diese alten Radabstellplätze mehr schlecht als recht 

von der ÖBB renoviert worden sind. Es gibt jetzt aber dennoch die Möglichkeit 200 überdachte 

Fahrradabstellplätze im Doppelstock-System, so wie überdachte Mofa-Abstellplätze zu schaffen, 

und zwar das in einer Kooperation mit ÖBB, Land NÖ und der Gemeinde. Wobei der Gemeindeanteil 

für diese Park- & Ride-Anlage bei € 82.500,- liegt. Es gab im Ausschuss die Diskussion, weil einer 

der Vertragspunkte, die zur Verfügungstellung oder die in Rechnungsstellung von Grundkosten der 

ÖBB war, da hat der Gernot Altinger dankenswerterweise bei der ÖBB nachgefragt, die darauf 

verwiesen haben, laut ihren Darstellungen ist das noch als Verkehrsfläche und nicht als Parkfläche 

gewidmet. Obwohl ja jetzt diese Speichen-Killer schon dort stehen und deswegen sei es laut ÖBB 

angemessen, das in Rechnung zu stellen, wie auch sonst, wir haben darüber geredet. Die 

Vertragsformulierungen sind teilweise sehr klar, diese tragen die Handschrift eines Monopolisten. 

Wir haben dann auch weiter noch nachgefragt, die Punkte, die wir auch im Ausschuss erörtert haben 

und haben von der ÖBB ja die Rückmeldung bekommen, friss oder stirb. Das heißt entweder ihr 

kontrahiert zu diesen Bedingungen und ihr bekommt Zuschüsse von 50% der ÖBB und 35% des 

Landes oder eben nicht. Die Vorgehensweise mag jetzt etwas unschön sein, den Vertrag hätten wir 

uns allenfalls etwas anders vorstellen können. Faktum ist, wir können zu diesen Bedingungen 

kontrahieren oder verzichten auf diese 200 überdachten Fahrradabstellplätze, die auch beleuchtet 

sind. Das haben wir auch als Thema gehabt, also das ist alles gewährleistet. Ich glaube, dass es 

eine wichtige Verbesserung ist, für alle, die mit dem Rad zum Bahnhof fahren und gerade jetzt, wenn 
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sie ein Bisschen später kommen, kann man durchaus ein paar Runden fahren mit dem Fahrrad, so 

wie die Autofahrer auf Parkplatzsuche, so ist man auch mit dem Fahrrad unterwegs um noch ein 

freies Platzerl zu finden. Das wird sich ändern.  

 

Dummer verlässt die Sitzung 21:50 

 

Antrag 

Ich darf in diesem Sinne den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, der beiliegende 

Vertrag über die Planung, die Realisierung, den Betrieb, die Betreuung und die Instandhaltung der 

Bike- & Ride-Anlage in Stockerau sowie deren Finanzierung bzw. Bezuschussung wird seitens 

Stadtgemeinde Stockerau unterfertigt mit dem Zusatz, der sich so nicht im Amtsbericht findet, sobald 

hierfür eine ausreichende Bedeckung, ungefähr April 2025 vorliegt. Der Errichtungskostenanteil der 

Stadtgemeinde Stockerau beträgt € 82.500,- netto. Der Zusatz deswegen, weil das ganze recht 

kurzfristig und nach der Budgetierungsphase gekommen ist, das heißt, wir müssen schauen, dass 

wir dann ausreichende Mittel tatsächlich haben und wenn diese Mittel aus dem Baubudget zur 

Verfügung stehen, dann erst würden wir diesen Vertrag auch schreiben und das der ÖBB 

entsprechend rückmelden, aber nachdem der Vertrag ohnehin so ist, wie er ist, hätte ich das gerne 

auch heute noch beschlossen und hätte ganz einfach dieses tolle Zeichen für die aktive Mobilität 

und die Hoffnung auf bald vorhandene, ausreichend vorhandene, ordentlich überdachte 

Fahrradabstellplätze dennoch gerne diesmal im Gemeinderat beschlossen gehabt. Danke. 

 

Völkl: Der Herr Gemeinderat Mayer und dann der Herr Stadtrat Osmanovic. 

 

Mayer: Danke. Wir begrüßen das auch natürlich, wir fördern das. Was uns natürlich aufgefallen ist 

in dem Vertrag, aber das hast du schon angekündigt, da kann man nicht viel umwandeln oder sich 

herausnehmen wahrscheinlich, aber nur damit sich die Stadt Stockerau wieder in die Pflicht nehmen 

lässt, diese Instandhaltung, Reinigung und das Ganze wieder auf sich zu nehmen, ist schon so eine 

Sache, weil schließlich sollte das eine Serviceleistung der ÖBB sein für die Fahrgäste der ÖBB und 

nicht, dass wir wieder, so wie in der Park- & Ride-Anlage, Reinigungskosten von € 35.000,- oder so 

was haben. Das ist auch ein Auftrag von unserer Fraktion gewesen, wie wir das besprochen haben, 

kann man ungefähr abschätzen, was jährlich diese Kosten betreffen werden? 

 

Hödl: Zum einen vielleicht der Unterschied zur Park- & Ride-Anlage ist zu mindestens der, dass die 

Bike- & Ride-Anlage wohl zu mindestens zu 100% Stockerauerinnen und Stockerauern zum Vorteil 

gereicht. Da haben wir in der Park- & Ride-Anlage durchgehend ein anderes Bild, aber damals war 

diese Finanzierungsteilung noch irgendwie aus der Idee, die kaufen dann alle bei uns ein und 

deswegen trägt die Gemeinde einen erheblichen Beitrag, also da sehe ich andere 

Rahmenbedingungen. Was die Instandhaltung betrifft, war auch der Gernot Altinger so freundlich 

noch so kurzfristig nachzufragen. Dieses Doppelstock-System ist im Grunde genommen recht 

Wartungsarm. Du hast da diese Gasdruckfedern, das ist so ähnlich wie bei der Autoheckklappe. 

Die, die noch nicht elektrisch gehen, die werden wohl innerhalb des Zeitraums zu tauschen sein. 

Ansonsten sagt die Herstellerfirma, die Anlage gibt es seit 15 Jahren auf dem Markt und bis auf 

diese Gasdruckfederaustausch-Notwendigkeit sind diese Anlagen nur durch Vandalismus zu 

Schaden gekommen. Bei Vandalismusschäden kommt laut Vertrag wieder die ÖBB auf. Das heißt 

wartungsfrei ist es nicht, aber bis auf die Gasdruckfedern sollte laut Connex Urban bzw. der 

österreichischen Vertreiber-Firma nichts an Instandhaltungskosten entstehen. Typische 

Inspektionen ob bei irgendeiner Anlage die Schraube locker ist, sind ausgenommen. Der Bereich ist 
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überschaubar. Das ist jetzt auch nicht der große Bereich, wo ich jetzt erhebliche Reinigungskosten 

erwarten würde. 

 

Mayer: Dann können wir nur hoffen, dass es so ist. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat, bitte. 

 

Osmanovic: Dankeschön, Frau Bürgermeisterin. Herwig, Dankeschön für den Antrag. Im Ausschuss 

war ich dabei, wie das unter „Allfälliges“ thematisiert wurde. Es war aufgrund der Kurzfristigkeit auch 

dann unter „Allfälliges“, deswegen war ich überrascht. Weil es ja doch eine Summe ist, keine 

unerhebliche, der Finanzierungsbeitrag bei ungefähr € 82.000,-, habe ich mich im Ausschuss 

enthalten und habe dir auch gesagt, ich werde das in der Fraktion besprechen. Wir haben das 

besprochen, wir befürworten das. Wir finden, dass das eine tolle Sache ist und freuen uns, dass wir 

das in die Umsetzung bringen können und dass die Bürgerinnen und Bürger in Stockerau hier 

zusätzliche Möglichkeiten haben, die Fahrräder abzustellen. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön, dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der 

Zustimmung. Dankeschön, einstimmig. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

27. Beauftragung – Planungsleistung – Erneuerung Schaltkästen 

Hebeanlagen 
 

Hödl: Danke vielmals und zum Schluss noch auf die auf die biederen Instandhaltungsarbeiten, auch 

da im Bereich des Abwassersystems. Wir haben einige Maßnahmen an den Hebeanlagen für das 

Leitsystem, die Details und die Anlagen sind im Amtsbericht aufgegliedert und es wurde für diese 

Arbeiten eine Ausschreibung erstellt, die auch dem Amtsbericht beilegt, wo auch der 

Leistungsumfang drinnen ist.  

 

Antrag 

Ich darf den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, die Beauftragung der Firma ETS 

Claus Salzmann, Loferer-Straße 9, 5760 Saalfelden, mit den Dienstleistungen für die Erneuerung 

der Schaltkästenhebeanlagen Teil 3 mit einer Angebotssumme von netto € 23.500,-, brutto € 

28.200,-.  

 

Völkl: Ich bitte um Zustimmung. Einstimmig. Dankeschön. 

 

Hödl: Auch ich darf mich ganz herzlich bedanken, natürlich bei den Kolleginnen und Kollegen der 

Verwaltung, vor allem aber nicht nur beim Gernot Altinger, sondern natürlich auch beim Leopold 
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Poisinger, Christoph Ertl und auch nochmals bei diesen drei Personen, bei allen Mitarbeitern, die im 

Stab gesessen sind, während des Hochwassers und natürlich beim Kevin Braunstein und bei der 

Kollegin Mayer, die da im Verkehrsbereich mich auch super servicieren und mir die Arbeit beinahe 

zum Vergnügen machen, danke vielmals. 

 

Völkl: Dankeschön. Der Herr Vizebürgermeister, Stadtrat für Verwaltung und Digitalisierung ist am 

Wort. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

28. Dienstpostenplan 2025 
 

Falb: Danke Frau Bürgermeisterin. Ich darf noch kommen mit dem Dienstpostenplan für das Jahr 

2025, den wir im Ausschuss am 21.11. auch besprochen haben, eine Annexmaterie, mehr oder 

weniger zum Budget des kommenden Jahres. Ich möchte vielleicht ein bisschen erläutern den 

Dienstpostenplan, er ist nach einer neuen Systematik gestaltet. Es wurde heute schon 

angesprochen, dass es ja ein neues Dienstrecht für die öffentlich Bediensteten gibt im Land NÖ und 

in diesem Kontext auch die Gestaltung des Dienstpostenplanes geändert wurde. Das führt zunächst 

dazu, dass verschiedene Funktionen, die wir in der Stadtgemeinde haben, im Dienstpostenplan 

nicht mehr dargestellt werden, etwa der Festspielintendant, Heimarzt, Stadtarzt, der schulärztliche 

Dienst, Hausbesorgerin und Geschäftsführung Bestattung. Das sind Dinge, die in dieser Darstellung 

nicht mehr enthalten sind. Wenn man das jetzt davon bereinigt, sind folgende Veränderungen 

vorgenommen worden. Wir haben zwei neue Nachmittagsbetreuerinnen für die Volksschule. Wir 

haben zwei Dienstposten im Europakindergarten streichen können. Wir haben einen zusätzlichen 

Dienstposten im Schaffarikkindergarten, eine Stützkraft betreffend. Wir haben im 

Klosterkindergarten eine Stützkraft reduzieren können. Wir haben im neuen Kindergarten am 

Campus, 5 neue Kinderbetreuerinnen. Wir haben in der Musikschule einen Musiklehrer-Posten 

streichen können. Wir haben zusätzlich, ich betone temporär, einen Haustechniker im Pflegeheim 

installiert oder werden wir installieren. Da geht es also um die Übergabe im Rahmen der 

Pensionierung des derzeit Tätigen und der Planposten wird im nächsten Jahr wieder wegfallen. Wir 

haben einen Dienstposten im Wirtschaftshof noch streichen können und wir haben ebenfalls auch 

hier temporär einen Dienstposten im Z2000 geschaffen. Das ist auch schon angesprochen worden 

heute im Rahmen des Prüfungsausschussberichtes, dass wir hier dabei sind, eine Nachbesetzung 

für den derzeitigen Geschäftsführer zu finden bzw. zu installieren und auch da, diese Umstände sind 

erwähnt worden, muss eine Parallelführung für eine gewisse Zeit gewährleistet sein und da werden 

wir auch eben temporär einen Dienstposten im kommenden Jahr haben, der dann im nächsten 

Dienstpostenplan nicht mehr aufscheinen wird. 

 

Dummer nimmt wieder an der Sitzung teil 22:00 
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Antrag 

Ich ersuche Sie um Zustimmung zum Dienstpostenplan für das Jahr 2025 der Stadtgemeinde 

Stockerau. 

 

Völkl: Abstimmung? Dann ersuche ich Sie um Zustimmung, wenn es keine Wortmeldung gibt. Ich 

sehe hier Zustimmung der Fraktion der FPÖ der ÖVP der SPÖ. Gegenstimmen? Fraktion der 

GRÜNEN. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 4 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

29. Funktionsdienstpostenverordnung 
 

Falb: Ich danke. Im Kontext des jährlichen Voranschlages, machen wir die sogenannte 

Funktionsdienstpostenverordnung und da haben wir ebenfalls einige Änderungen vorgenommen. 

Wir haben die Bezeichnung eines Dienstpostens in der Kanzlei im Bauamt abgeändert. Wir haben 

auch den Dienstposten umbenannt, da gibt es eine bloße Umbenennung. Ebenso eine bloße 

Umbenennung, Leiterin/Leiter Abgabenamt. Dann haben wir einen Dienstposten gestrichen, 

nämlich Friedhofsverwalter-Stellvertreter und einen Funktionsdienstposten Leiter 

Veranstaltungszentrum Z2000, aus den genannten Gründen von vorhin hinzugefügt. 

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Dienstpostenverordnung in der 

entsprechend dargestellten, wenn es mir erlaubt ist, darf ich mir das Vorlesen der einzelnen 

Dienstposten ersparen, die Änderungen habe ich genannt, per 01.01.2025 zu genehmigen. 

Gleichzeitig wird die bis dahin geltende Verordnung vom 13.12.2023 außer Kraft gesetzt. Ich 

ersuche um Ihre Zustimmung. 

Völkl: Ich ersuche um Abstimmung, ich sehe hier Einstimmigkeit, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Falb: Ich danke. Ich darf auch die Gelegenheit nutzen, mich beim Personalamt zu bedanken. Ich 

muss dazu auch noch erläutern, dass das Personalamt sei zweieinhalb Monaten unter wirklich 

schwierigen Voraussetzungen zu arbeiten hat und dabei jetzt nicht nur Dienstpostenplan, nicht nur 

die Umstellung auf das neue Besoldungsschema und ein neues Zeiterfassungssystem durchführt 

und möchte besonders den Herrn Labode hervorheben, der da wirklich gelaufen ist und in einem 
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irrsinnig intensiven Kontakt und mit einer enormen Arbeitseinsatz diese Dinge jetzt abwickelt. Die 

Frau Mag. Kuzmich, dazu kommen wir zu einem zum späteren Zeitpunkt noch hat jetzt vor kurzem 

temporär die Leitung des Personalamts übernommen, aber das ganze Team muss ich sagen, wenn 

ich auf die letzten fünf Jahre noch irgendwie Bezug nehmen darf hat wunderbar, das gilt natürlich 

auch für den Herrn Zeman, gearbeitet. Es ist eine schwierige Arbeit, weil sie Verantwortung für 

Menschen umfasst, unter enorm schneller Reaktion, im Fall von Krankenständen, in Form von 

Kündigungen, in Form von Reduktion von Arbeitszeiten und so weiter. Man muss wirklich auf Draht 

sein und ich möchte mich für diese hervorragende Dienstleistung auch hier ausdrücklich bedanken. 

Danke. 

 

Pohl: Darf ich nur kurz? Eine kurze Wortmeldung. 

 

Völkl: Ja. 

 

Pohl: Es ist vieles geschehen, wir haben viele Sachen abgearbeitet und du sitzt dann auch immer 

am Protokoll. In diesem Faktor, im Personal gibt es sicher noch einiges nachzuschärfen und die 

Prozesse zu überarbeiten, dass sie auch transparenter sind. Es freut mich, dass wir gemeinsam 

Martin, die glaube ich damals über 70 ausstehenden Verträge alle geschafft haben. Danke, dass du 

dich dafür eingesetzt hast. 

 

Falb: Erstens gerne, zweitens wenn das als Kritik gemeint war, dann will ich sie insofern 

zurückweisen. Was die Transparenz betrifft., es sind ganz einfach individuelle 

Personalmaßnahmen, nicht im öffentlichen Teil von Sitzungen zu besprechen, das ist so, das Recht 

haben die Bediensteten, Bewerber und so weiter. Das Zweite ist, das war zwar lange angekündigt 

vorher, aber wir haben in dieser Funktionsperiode tatsächlich einen Personalausschuss gehabt. In 

der Vergangenheit wurde das immer wieder angekündigt, hat es nicht gegeben. In dieser Periode 

hat es einen gegeben und wir haben bis auf eine Gemeinderatssitzung vor jeder 

Gemeinderatssitzung auch eine Sitzung des Personalausschusses gehabt, an der, jedenfalls 

meiner Erinnerung nach, drei Fraktionen immer teilgenommen haben und in einer sehr expeditiven 

und ökonomischen Art dort auch gearbeitet wurde. Also insofern die Transparenz über die 

Personalentscheidungen und es waren nicht immer alle einfach, wurde immer, glaube ich so gut es 

geht gewährleistet. 

 

Völkl: Dankeschön. 

 

Pohl: Also ich glaube auch der Vorgabe schon im Personalausschuss, der ist vom Kube installiert 

worden, glaube ich und das Wort Transparenz klingt vielleicht gerade in den manchen schärferen 

Zeiten, die Nachvollziehbarkeit von solchen Sachen. Danke 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Wirtschaft und 

Tourismus. 

 

Falb verlässt die Sitzung 22:12 
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30. Verlängerung – Einkaufsmagazin Treffer 
 

Moser: Vielen Dank, Frau Bürgermeister. Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, im ersten Antrag geht es um den Treffer. Vor circa einem Jahr haben wir gemeinsam mit 

der Firma Dirolog One Direct Marketing GmbH dieses Projekt überregionales Einkaufsmagazin 

Treffer Stockerau aus der Taufe gehoben. Wir haben damals die Unterstützung für ein Jahr und vier 

Ausgaben beschlossen. Nach einem Jahr denke ich, dass man sagen kann, das ist ein sehr 

interessantes Produkt geworden. Ein glaube ich gutes Tool, ein gutes Instrument für die Wirtschaft 

als auch für die Stadtgemeinde. Zum einen glaube ich, ist es ein sehr ansprechendes Magazin 

geworden, ich habe da eines von heuer in der Hand. Von der Aufmachung, von der Qualität, vom 

Umfang und auch vom Ton, vom generell positiven Ton. Wir erreichen 31.300 Haushalte, also weit 

über die Grenzen der Stadt Stockerau hinaus. Wir haben mit dem Treffer die Möglichkeit, der 

regionalen Wirtschaft, der lokalen Wirtschaft eine kostengünstige Werbemöglichkeit anzubieten und 

tatsächlich wurde es sehr gut angenommen. Wir haben bis zu 30 Inserenten pro Ausgabe, vor allem 

aus Stockerau. Wir haben auch die Möglichkeit als Stadtgemeinde hier auf sechs Seiten unsere 

Veranstaltungen, unsere Aktivitäten, unsere News, unsere Freizeitbetriebe zu bewerben und 

vorzustellen. Im Wirtschaftsausschuss hat man die Fortsetzung dieses Projektes Treffer beraten 

und man hat einstimmig vorgeschlagen, hier die Verlängerung für ein weiteres Jahr zu den gleichen 

Konditionen, dem Gemeinderat zu empfehlen. 

 

Antrag 

Daher erlaube ich mir den Antrag zu stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, die Verlängerung 

des Vollbetriebes des Stockerau Einkaufsmagazins Treffer um ein Jahr, nämlich 2025 mit vier 

Ausgaben, der Förderbeitrag für dieses Jahr beträgt unverändert € 24.000,- vier Ausgaben € 6.000,- 

exklusive Abgaben. Am Ende des Jahres 2025 soll der Vollbetrieb neuerlich evaluiert und über einen 

weiteren Fortbetrieb entschieden werden. Im Budget ist dieser Betrag unter Wirtschaftsförderung 

gedeckt und wie gesagt sechs A4 Seiten stehen immer der Stadtgemeinde Stockerau zur 

Verfügung. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Bitte, Herr Stadtrat Pohl. 

 

Pohl: Ja, wir stehen dem auch positiv gegenüber. Es ist ein sehr hochwertiges Produkt und auch 

mit einer guten Reichweite. Wenn man mit den kleinen Geschäften redet, die können sich die Preise 

nicht ganz leisten. Wir haben auch im Wirtschaftsausschuss vorgeschlagen, dass man die gewissen 

Spaten einmal in der Stadtzeitung vorstellt, dass hätten wir uns noch gewünscht, dass das vielleicht 

auch aufgenommen wird. Es ist damals im Ausschuss für gut befunden worden, aber leider nicht 

durchgeführt. Dass man sagt jetzt stelle ich einmal alle Friseure vor, alle kleinen Butiken, genau die, 

die sich da meistens die Preise nicht leisten können, um eben den Stockerauern, gerade die 

zugereisten, und ich bin auch einer davon, die den Stadtkern nicht gut kennen, auch ein bisschen 

Schmackhaft zu machen. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Dankeschön, einstimmig. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Falb nimmt wieder an der Sitzung teil. 

 

 

 

31. Anpassung – Richtlinie Mietzinsunterstützung 
 

Moser: Im nächsten Antrag geht es um die Mietzinsunterstützung. Wir haben die 

Mietzinsunterstützung im Jahre 2019 beschlossen und seit 2020 ist diese in Kraft. Diese hat sich 

schon für zahlreiche Betriebe positiv ausgewirkt, die sich in der Stockerauer Innenstadt angesiedelt 

haben und diese werden hier eben in diesem schwierigen Start, in dieser schwierigen Anlaufzeit 

unterstützt. Der Wirtschaftsausschuss hat sich im Herbst mit diesem Thema beschäftigt und schlägt 

die Überarbeitung unserer Richtlinie in zwei Punkten vor. Zum einen betrifft es den Kreis der 

förderbaren Unternehmen. Bisher war die Förderung auf Handelsbetriebe und auf 

Gastronomiebetriebe beschränkt. Nun soll eine Erweiterung in Richtung Dienstleistungsbetriebe 

erfolgen, unter der Maßgabe, dass auch ein Straßenlokal betrieben wird. Die zweite Änderung, die 

vom Wirtschaftsausschuss vorgeschlagen wird, ist die Valorisierung. Wie gesagt, seit 2019 wurden 

diese Sätze beschlossen und im Rahmen der Inflation schlagen wir da eine 25 prozentige Erhöhung 

vor, sowohl der Förderbeträge von € 3,- auf € 3,75 pro m² und Monat im ersten Jahr, von € 2,- auf 

€ 2,50 im zweiten Jahr und von € 1,- pro m² und Monat auf € 1,25 vor. Ebenso soll die maximal 

zugrunde liegende Mietobergrenze im entsprechenden Ausmaß, nämlich von € 10,- pro m² und 

Monat auf € 2,50 erhöht werden. Wir haben da eine Reihe von Fällen gehabt, die genau hier mit der 

Valorisierung, mit diesen zu geringen Sätzen Probleme hatten. Erwähnen möchte ich noch, dass 

klarer Weise kein Rechtsanspruch auf diese Förderung besteht und immer im Einzelfall hier beurteilt 

werden muss. Ich möchte auch betonen, dass klarerweise der Gemeinderat immer die Möglichkeit 

hat, hier erweiterte Förderungen zu beschließen und über die Richtlinie hinauszugehen.  

 

Antrag 

In dem Sinne ersuche ich um Unterstützung dieses Vorschlages. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Lieber Christian, ich möchte mich bedanken für diesen Antrag. Ich finde es unheimlich 

wichtig, dass wir den Kreis der Unternehmer da um einiges erweitert haben. Man merkt, dass sich 

ganz einfach die Unternehmen und dieser Branchenmix ganz einfach auch verändert hat, aufgrund 

der Zeit. So wie es früher war, ist der Branchenmix nicht mehr und ich denke, dass es vor allem 

auch für Unternehmen wirklich wichtig sein kann, gerade am Anfang mit einer Mietzinsunterstützung 

rechnen zu können. Ganz einfach, dass man die erste Zeit einmal durchtauchen kann und sich dann 

wirklich auch etabliert. Das wird hoffentlich angenommen und es soll in Richtung der Unternehmen 

auch erwähnt sein, wenn ein Unternehmer um eine Mitzinsunterstützung ansucht, dann kann er das 

auch machen. So wie du auch gesagt hast, es obliegt dann einer Einzelfallbeurteilung. Das können 
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wir gerne machen und danke, dass diese Änderungen auch wirklich in der Verordnung drinnen sind. 

Ich glaube, damit haben wir auch was Gutes gemacht und auch zukunftsträchtig für diese Branchen 

und für den Branchenmix und für eine hoffentlich wieder belebtere Innenstadt auch geleistet. 

 

Völkl: Dankeschön, wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Sehe hier Zustimmung der Fraktion der ÖVP der SPÖ der GRÜNEN. Gegenstimmen? Fraktion der 

FPÖ. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

 

 

32. Beauftragung – integrierte Quartiersentwicklung 
 

Moser: Dankeschön. Zu meinem dritten Antrag komme ich mit dem sperrigen Titel Beauftragung 

integrierte Quartiersentwicklung Stockerau. Wir haben das vor einem Monat in der letzten Sitzung 

sehr ausführlich behandelt, was darunter zu verstehen ist. In der NÖN hat es heute auch diverse 

Beiträge dazu gegeben, wir haben jedenfalls vor einem Monat den Grundsatzbeschluss gefasst, 

hier so ein Projekt für das Pilotquartier Renner-Platz/Scharfes Eck anzustoßen, haben einen 

Kostenrahmen von € 50.000,- dafür ins Auge gefasst. Wir haben nach diesem Grundsatzbeschluss 

gemeinsam mit dem Leader Büro Interessierte oder Beratungsunternehmen, die hier einschlägig 

schon Erfahrung haben eingeladen, ein Angebot abzugeben. Vier Unternehmen haben das 

gemacht, die haben wir uns im Rahmen eines Hearings durch den Wirtschaftsausschuss angehört. 

Ich muss sagen, es waren drei wirklich extrem gute Bewerbungen. Ein Bewerber, nämlich das Büro 

Januschke Ebenstreit hat sich hier als absoluter Sieger herausgestellt. Bei allen Kriterien, bei allen 

einzelnen Jury-Mitgliedern hat das Unternehmen den ersten Platz belegt. Dazu kommt jetzt auch 

noch, dass sie nicht nur die besten, sondern auch die günstigsten waren mit einem Angebotspreis 

von € 34.390,-. Es wurde ja bei Leader eingereicht, vor zwei Tagen hat die Leader uns zugesagt 

und beschlossen, diesen Betrag auch noch mit 70% zu fördern, das ist einmal fix und eventuell 

kommt dann noch eine Top-Förderung von weiteren 10% dazu, das wird sich aber erst im Laufe der 

Projektdurchführung entscheiden. Die Nettokosten, die für die Stadtgemeinde Stockerau über 

bleiben sind € 10.317,- plus Ust. Wir kaufen damit 18 Monate Begleitung durch diesen Top-Berater, 

ungefähr zwölf Monate Planungs- und Entwicklungsphase mit 45 Berater-Tagen, zahlreiche 

Planungswerkstätten, Workshops, Rundgänge, Auftragsveranstaltung klarerweise auch und sechs 

Monate hier Umsetzungsbegleitung. Soweit der Plan und ich denke wirklich ein extrem attraktives 

Angebot durch einen Mann oder durch ein Team, das sich schon in einigen Gemeinden sehr bewährt 

hat, insbesondere in Lienz. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, der Gemeinderat der 

Stadtgemeinde Stockerau bekennt sich zur integrierten Quartiersentwicklung und startet hiermit das 

Pilotprojekt Renner-Platz/Scharfes Eck mit der Beauftragung der Bietergemeinschaft Raumprozess 
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- Public Consulting e.U., MMag. Oskar Januschke und Dominik Ebenstreit, MA, MSc, für den 

externen Begleitprozess um € 34.390,- plus USt. und unter Berücksichtigung der Leader-Förderung 

von 70% die bereits zugesagt wurde, entstehen der Stadtgemeinde Stockerau, tatsächliche Kosten 

von netto € 10.370,-. Ich ersuche um Ihre Unterstützung. 

 

Völkl: Bitte um eine Wortmeldung, zwei Wortmeldungen.  

 

Pfeiler: Wir haben beim letzten Mal, bei dem Grundsatzbeschluss grundsätzlich zugestimmt. Wir 

sehen das als ein Element, das ist für die Belebung der Innenstadt, dringend notwendig. Ich glaube, 

dass sich viele erwartet haben, dass mit dem politischen Farbwechsel 2019 rasch Schritte zur 

Belebung der Innenstadt kommen. Jetzt schaffen wir es gerade, dass wir in der letzten 

Gemeinderatssitzung dieser ohnehin verlängerten Periode einmal ein Konzept beauftragen. Gut, 

immerhin etwas. Juhu, es wird ein Masterplan beauftragt. Ich hoffe, dass dieser Masterplan nicht 

das Schicksal vieler Masterpläne, die in dieser Stadt schon geschmiedet wurden, ereilt, nämlich in 

einer Schublade verschwindet. Ja, also wir werden zustimmen, weil wir glauben, dass das ein ganz, 

ganz wichtiger Impuls ist und hoffen, dass das gut geht. Wie gleich wir auch die Sorge haben, dass 

auch das wieder irgendwo versandet, wie viele Masterpläne schon. Wie gesagt, es ist ein Element. 

Wir glauben, es wäre ganz, ganz wichtig, eine Kaufkraftanalyse zu haben, um zu sehen, wie viel 

Kaufkraft haben wir eigentlich, wie viel Kaufkraft schaffen wir in Stockerau zu binden. Wie viele 

kaufen warum, wo anders ein, also das wäre glaube ich auch ganz wichtig, zusätzlich notwendige 

Elemente, um einfach viel besser verstehen zu können, welche Potentiale wir haben. Was es auch 

ganz dringend braucht, ist eine strukturierte Erhebung des Branchenmixes, welche Branchen fehlen 

und durch welche Maßnahmen ist es Möglichkeit zu einem Branchenmix zu kommen, der dann 

letzten Endes in seiner Summe ein lebendiges Stadtzentrum ergibt. Das wären weitere aus unserer 

Sicht recht notwendigen Schritte. Wir werden da jetzt zustimmen und hoffen, dass das nicht wieder 

in der Schublade verschwindet. Dankeschön. 

 

Völkl: Danke. Herr Stadtrat Pohl. 

 

Pohl: Ob das in der Schublade verschwinden wird, liegt dann glaube ich an uns allen. Es wird schon 

jemand vom heutigen Gemeinderat dann dort drinnen sitzen oder die Protokolle lesen. Es ist nicht 

5 vor 12, es ist 5 nach 12. So, wie der Didi schon gesagt hat, wäre so ein Konzept am Anfang gut 

gewesen. Es hat über die Legislaturperiode ein paar Einzelmaßnahmen, wie den 

Schnäppchenmarkt und andere Kleinigkeiten gegeben, aber sonst haben die Impulse, die viele 

Unternehmen, vor allem Klein- und Mittelbetriebe, sich erwartet hätten, einfach gefehlt und da sind 

viele Menschen enttäuscht. Es haben schon viele Geschäfte geschlossen und wenn man mit den 

Leuten redet, werden leider auch noch einige schließen. Wir werden dieser Maßnahme zustimmen, 

natürlich, denn jeder Impuls ist gut, aber das große Ganze fehlt. Ich hoffe, dass noch einige davon 

leben können. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit 

und bedanke mich. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Moser: Nicht weil es alle gemacht haben, aber weil es mir wirklich ein Anliegen ist, möchte ich auch 

danke sagen. Danke an den Ausschussvorsitzenden Johannes Bartosch, danke an alle Mitglieder 

und Kollegen aus dem Wirtschaftsausschuss. Danke an die Top-Vertreter aus der Verwaltung. 

Georg Ihm und Matthias Binder, euch auch vielen Dank. Es war mir eine Freude, eine Ehre in dem 

Team arbeiten zu dürfen. Weiterhin alles Gute. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen nun zur Behandlung des Dringlichkeitsantrages der GRÜNEN und 

der Herr Stadtrat Osmanovic hat eine Wortmeldung. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 

„Bewerbung der Stadt Stockerau als Standort 28 

Primärversorgungszentren für NÖ“ 
 

Osmanovic: Vielen Dank, Frau Bürgermeisterin. Noch einmal einen schönen guten Abend zum 

richtigen Tagesordnungspunkt, dem Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN. Um diesen 

Dringlichkeitsantrag einzuordnen, möchte ich ein bisschen ausholen. Es hat am 05.12. von 

verschiedenen Medien Berichte gegeben, dass es hier eine Maßnahme geben soll, um weitere PVZ 

in Niederösterreich zu etablieren. Da wird weder gesagt, dass es da eine Möglichkeit gibt, sich zu 

bewerben noch wie man da vorgehen soll, sondern es wird einfach mitgeteilt, dass es da eine 

Vereinbarung gibt zwischen NÖGUS, NÖ Ärztekammer und ÖGK, um hier das zu forcieren. Es wird 

auch gleichzeitig mitgeteilt, dass es hier schon geplante Standorte gibt und dass weitere dazu 

kommen werden, das ist alles angegeben. Dann wird in einem Nebensatz mitgeteilt, dass auch 

andere Standorte, zum Beispiel in ländlichen Gemeinden als zusätzliche PVE Standorte möglich 

sind, abweichend von dem, was sonst angegeben ist. Gut, soweit dazu. Wenn man sich das Thema 

anschaut, dann gibt es ja schon seit 2021 die Möglichkeit eine Gründungsförderung für PVE‘s zu 

beantragen. Die ist damals, Dezember 2021 erstmalig erlassen worden, dann hat es am 01.01.2024 

ein Update davon gegeben. Da wurde eine neue Gründungsförderung erlassen und das heißt, es 

ist keine neue Möglichkeit. Was ist der grobe Rahmen? Es ist eine Investitionsförderung, wo man 

anerkannte Kosten zu 50% gefördert bekommen kann. Da gibt es ein Förderverfahren, das muss 

man beantragen, da gibt es klare Grundlagen dazu, Rahmenbedingungen, da gibt es ein Gesetz, 

das nennt sich auch Primärversorgungsgesetz und dann gibt es diese Förderrichtlinie. Es gibt hier 

Rahmenbedingungen, die erfüllt werden müssen. Es gibt eine klare Vorgangsweise, wie man das 

machen kann und muss, damit man hier zu dieser Förderung kommt. Wenn wir jetzt von dieser 

Förderung sprechen, dann ist es auch so, dass wenn wir als Stadtgemeinde hier drüber nachdenken 

wollen, so was zu machen, dann gäbe es für uns die Rolle, darüber nachzudenken, ob wir das als 

Gesellschaft machen wollen und können. Das wäre eine Möglichkeit. Es gibt hier klare Richtlinien 

wie die Antragsteller oder wer das sein kann, so viel dazu. Dann ist es so, dass hier aus diesem 

Text eben nicht klar ist, ob sich hier die Rahmenbedingungen geändert hätten jetzt plötzlich für diese 
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Förderung. Das heißt, es wäre hier wichtig einmal abzuklären, mit der ÖGK, mit der Ärztekammer, 

gibt es hier eine andere Vorgangsweise als die bestehende Vorgangsweise ist? Das ist sozusagen 

was ganz Essentielles, um hier überhaupt weitere Schritte andenken zu können. Wir müssen einmal 

wissen, was sind die Rahmenbedingungen, wie sollen wir vorgehen. Wenn wir diese Dinge abgeklärt 

haben, dann können wir darüber nachdenken, ob wir diesen Weg einschlagen möchten. Ich 

persönlich befürworte natürlich jede Maßnahme, die die medizinische Versorgung in Stockerau 

verbessert, aber wir müssen das schon mit Hand und Fuß machen. Es ist hier in gegebener Form 

ein Investitionszuschuss, der zu diskutieren wäre von 50%. Der andere Kostenanteil, der bleibt der 

Stadtgemeinde. Das ist nicht nichts, das sind auch wiederum 50%. Das heißt mein Vorschlag wäre 

grundsätzlich dafür, dass wir da eine Kontaktaufnahme, also ich kann das gerne machen, als 

zuständiger Stadtrat, dass ich die Ärztekammer kontaktiere, die ÖGK kontaktiere und frage, wie ist 

die Vorgangsweise, hat sich zu den Rahmenbedingungen was geändert? Wenn das klar ist, kann 

man hier weitere Schritte überlegen. 

 

Antrag 

Deshalb möchte ich hier den Antrag stellen, diesen Dringlichkeitsantrag dem zuständigen 

Ausschuss zuzuweisen und dort in der Weise, in der dieser zu behandeln wäre auch den Raum zu 

geben, den Rahmen und auch die Zeit, dass man sich das gut überlegt mit den Argumenten, die 

dafür sprechen und abwägt und alle notwendigen Informationen auch hier mit einbezieht, um hier 

eine gute Entscheidung treffen zu können. Didi, ich finde deinen Impuls, weil das nichts anderes ist 

als ein Impuls, grundsätzlich gut, aber die Vorbereitung, ich habe es eh schon vorhin gesagt, das 

mit dem Datum ist schon falsch. Das ist eine Bewerbung, es gibt keinen formalen Weg dafür. Das 

ist meiner Meinung nach einfach irgendwas. Das hat mit der Vorgangsweise für diese 

Gründungsförderung überhaupt nichts zu tun. Ich bitte hier um Zustimmung das im zuständigen 

Ausschuss zu behandeln und dorthin zu verweisen. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Der Herr Stadtrat Pfeiler hat noch eine Wortmeldung. 

 

Pfeiler: Gemäß der Vereinbarung, dass wir im Beginn der Sitzung nur die Antragsformel verlesen, 

würde ich gerne jetzt noch ein bisschen was zum Sachverhalt ausführen. Wir sind einfach 

konfrontiert mit einem Ärztemangel, das ist glaube ich eh relativ bekannt und das betrifft uns auch 

in Stockerau. Es war so, dass in der letzten Zeit eben allgemeinmedizinische Kassenstellen für 

längere Zeit nicht besetzt waren. Es sind jetzt alle besetzt, aber es ist in absehbarer Zeit so, dass 

es hier zu Pensionsantritten kommt und dann wir in absehbarer Zeit wieder das Thema haben 

werden, dass wir uns um allgemeinmedizinische Kassenpraxen bemühen müssen oder hoffen 

müssen, dass da wer kommt oder vielleicht auch damit konfrontiert sind, dass ein, zwei, drei 

allgemeinmedizinische Kassenpraxen für längere Zeit nicht zur Verfügung stehen und eine 

Versorgungslücke im Kassenarztbereich besteht. Dann die aktuelle Ausschreibung für Fachärzte, 

da haben wir schon einen Handlungsbedarf. Es ist die Facharztstelle für Haut- und 

Geschlechtskrankheiten unbesetzt seit 01.10.2021, also nicht gerade seit vorgestern. Die 

Allgemeinchirurgie ist ausgeschrieben, seit 01.07.2024, noch nicht so lange, aber auch verkannt. 

Wir haben hier bereits Lücken im Fachbereich. Die Primärversorgungszentren können hier Abhilfe 

schaffen, weil es die Möglichkeit gibt, mehrere Expertisen, Fachrichtungen, Disziplinen zusammen 

zu fassen und was auch ganz wichtig ist, dass in so Mehrversorgungszentren, auch erweiterte 

Öffnungszeiten gelten. Stockerau ist auch eine Ein- und Auspendlergemeinde und gerade für 

berufstätige Menschen, Bürgerinnen und Bürger, ist es einfach sehr wertvoll, wenn hier erweiterte 

Öffnungszeiten zur Verfügung stehen. Erstens haben wir GRÜNEN uns mit dem Thema 

Fachärztemangel in Stockerau schon seit längerer Zeit beschäftigt, das weißt du auch. Das zweite 
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ist, wenn man dann halt in den Medien liest, es gibt jetzt ein Programm, wo 28 Gemeinden oder 28 

Einheiten entstehen sollen, durch eine Vereinbarung zwischen Ärztekammer, Land und den 

Gesundheitskassen und dann liest man halt weiter, dass wieder einmal die klassischen Gemeinden 

Tulln, Mistelbach und so weiter dabei sind und Stockerau nicht dabei ist und absehbar wieder eine 

sich wahrscheinlich vergrößernde Lücke in der medizinischen Versorgung im Kassenarztbereich 

entsteht, dann glaube ich ist es wichtig, dass wir handeln und dass man das Thema aufzeigt. Das 

war mir einfach wichtig im Dringlichkeitsantrag, dass wir als Stadt Stockerau aufzeigen und sagen 

28 Standorte sind geplant. Wir sollten uns mit dem Thema beschäftigen, dass wir hier vielleicht oder 

hoffentlich einer dieser Standorte werden. Das ist die Intention dieses Antrags und darum würde ich 

ersuchen, dass wir uns ja durchaus vielleicht auch in dem Sinn, wie es du skizziert hast, da einmal 

über die Rahmenbedingungen schlau machen und uns dann hier ganz einfach ins Spiel bringen als 

möglicher Standort. Irgendwann werden die 28 Standorte belegt sein und wir stehen vielleicht dann 

mit vakanten Kassenpraxen, Einzelpraxen da und mit einer Versorgungslücke, wo dann die 

Menschen trotz einer gesetzlichen Krankenversicherung, zum Wahlarzt gehen können und hinterher 

die Ärztehonorare einreichen müssen. Das ist schon ein Thema. Da sollten wir unsere 

Verantwortung wahrnehmen und uns bemühen hier in dieses Programm, das da jetzt ausgerollt 

wird, aufgenommen zu werden. Dankeschön. 

 

Völkl: Bitte. 

 

Osmanovic: Didi, die 28 stehen schon fest. Wenn du den Text genau liest, dann sind die 28 schon 

angegeben und es steht nur mehr die Möglichkeit, dass es auch andere Standorte, zum Beispiel in 

ländlichen Gemeinden, als zusätzliche PVE Standorte geben soll und dass diese Möglichkeit hier 

eingeräumt wird. Zu der Thematik Kassenarztstellen in Stockerau, dass was du sagst, das ist 

faktisch richtig mit den zwei Fachärztinnenstellen, die zu vergeben sind. Natürlich ist das hier 

Priorität Nummer 1, dass man sagt, wie könnte man das attraktiver gestalten, um die Hautarztstelle 

hier nach zu besetzen. Das wäre Priorität 1, und Priorität 1 gleichzeitig wäre auch zu schauen, das 

haben wir schon gemacht, dass wir schauen, dass der Krankenhausstandort in Stockerau erhalten 

bleibt. Ob jetzt in der Weise, in der dieser jetzt schon da ist, oder in einem Neubau, das ist eine 

andere Thematik. Das wären einmal die ersten zwei Dinge, die hier anzugehen sind und dann in 

weiterer Folge kann man natürlich auch über Gruppenpraxen reden, denn das ist ja auch eine Form 

davon, die man hier auswählen kann. Es gibt hier verschiedenste Modelle, es gibt hier 

verschiedenste Förderungen und hier ist einerseits das Land am Zug, andererseits der Bund, die 

Kammer und die ÖGK. Hier gibt es viele, die da mitmischen in diesem Maßnahmenpaket um die 

Ärztesituation zu verbessern und um diesen Mangel zu beheben. Was wir in der Stadt Stockerau 

machen könnten, das wäre mein Vorschlag, dass man Anreize schafft, hier einen Hautarzt, eine 

Hautärztin zu gewinnen. Das ist glaube ich vom Aufwand her ein anderer Aufwand, als jetzt über 

ein PVZ oder PVE zu reden. Ich freue mich, dass du die Vorgangsweise, die ich vorher in den Raum 

gestellt habe, befürwortest. Danke. 

 

Koll: Darf ich einen Satz dazu sagen, ohne die Weihnachtssitzung aufzuhalten? Was ganz wichtig 

ist und wenn man dann über solche Dinge nachdenkt ist, die niedergelassenen Ärzte, die die jetzt 

da sind, einzubeziehen in diese Geschichte. Es ist eine nicht zu unterschätzende Gefahr, dass ein 

PVZ Leute vertreibt. Ich erinnere an die Meinung unseres Stadtarztes Baradar, der zu diesem 

Thema eine eindeutige Meinung schon gesagt hat, da waren auch einige dabei. Bitte unbedingt auf 

die Kollegen Rücksicht nehmen, die sich hier niedergelassen haben und die damit hier zufrieden 

sind und die möglicherweise keine Freude haben mit so einer Geschichte, danke. 
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Völkl: Dankeschön. Herr Gemeinderat Pollak, bitte. 

 

Pollak: Danke Frau Bürgermeisterin, schönen guten Abend, liebe Anwesende und liebe 

ZuseherInnen. Ein Primärversorgungszentrum, ein gut ausgestattetes Primärversorgungszentrum 

kann ja nicht nur Leistungen erbringen, die jetzt ein normaler, ein niedergelassener Arzt erbringt, 

sondern zusätzlich auch darüber hinaus kleine Eingriffe, wie zum Beispiel Metallentfernung in 

Lokalanästhesie, was ein Arzt vielleicht nicht schafft. Bei einer guten Ausstattung hätte es Röntgen, 

MRT, ZT mit Direktbefundung und einem Akutlabor an Bord. In dem Fall wäre es eine geeignete 

Erstanlaufstelle für alle PatientInnen und die Spitalambulanzen werden entlastet. Trotz könnten 

dann Fälle bis zum Ende begleitet werden oder eine ausreichend genaue Diagnose erstellt werden, 

um den Patienten, die Patientin ins richtige Spital zu schicken und nicht wie jetzt auf eine große 

Odyssee. Ein großes Pro ist, die Stellen dort könnten mit Facharztkassenstellen besetzt werden, 

das wäre natürlich sehr zu begrüßen. Man kann auch an eine Hausapotheke oder gar eine 

vollwertige Apotheke denken, wie auch immer, damit die vielen Stopps, die man jetzt auf der Ärzte- 

Rallye einlegen muss, vielleicht dann alle unter einem Dach sind, das wäre ein großer Vorteil. Heute 

gibt es beim Pendeln zwischen den Stationen, Arzt, Radiologe, Facharzt sehr oft lange Wartezeiten, 

wenn man denkt, von der Kasse finanzierte Leistungen in Anspruch zu nehmen. In einem solchen 

Zentrum könnte das deutlich verkürzt werden und wertvolle Zeit bei zeitkritischen Diagnosen 

gewonnen werden. Zusammengefasst, Primärversorgungszentrum ist eine großartige Ergänzung 

zu einem funktionierenden Krankenhaus, kann aber nie ein Ersatz sein. Darauf müssen wir achten, 

wenn wir uns um ein solches bemühen. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Bitte, Herr Stadtrat. 

 

Rosenberger: Verschärfend dazu kommt beim Primärversorgungszentrum natürlich auch die 

strategische Ausrichtung und was für eine Richtung wollen wir jetzt? Man sollte nichts verbauen im 

Hinblick eben auf die Entwicklung in Richtung Spital und das ist genau das, was du gesagt hast 

Daniel, das muss man halt dann ganz einfach beachten und deswegen ist es umso wichtiger, dass 

man das in dem Ausschuss wirklich klar erörtert, klar ausarbeitet, sich Gedanken drüber macht und 

dann auch eine Entscheidung trifft. Was entwickelt sich wie? Das ist für mich als Ergänzung noch 

wichtig zu sagen. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Weil das jetzt irgendwie so vermischt wird, mit Spital und nicht mit Spital und vielleicht doch 

mit Spital, das sind völlig unterschiedliche medizinische Einrichtungen. Ein 

Primärversorgungszentrum kann ein Spital als Praxis entlasten, ist aber von der medizinischen 

Leistung einfach was anderes. Da geht es darum, dass du Fachärzte und Allgemeinmediziner in 

einem Dach hast. Das ist völlig unabhängig, ob eine Stadt ein Spitalstandort ist oder nicht, siehe die 

beiden Beispiele, die ich vorgebracht habe mit Tulln und Mistelbach. Da ist überhaupt nicht strittig, 

ob das Spital in Tulln bleibt oder nicht, da gibt es einfach Primärversorgungszentren, es hat ein ganz 

anderes Profil. Das habe ich in meiner Sachverhaltsdarstellung auch ausgeführt kurz, vielleicht nicht 

erwähnt, aber es steht da. Es ist einfach eine ganz andere medizinische Leistung. Schön, dass jetzt 

da einige Wortmeldungen sich sehr positiv für ein PVZ äußern und ich hoffe, dass wir dann relativ 

rasch Klarheit haben, wie es hier weiter gehen kann und die medizinische Kassenversorgung in 

Stockerau einfach wirklich zu sichern. Dankeschön. 
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Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Osmanovic, du hast es schon gesagt, es ist viel Diskussionsbedarf 

und noch vieles zum Abklären.  

 

Antrag 

Wir werden es in den Ausschuss verweisen und ich stelle den Antrag, dass dieses Thema im 

Sozialausschuss weiter behandelt wird.  

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Sehe hier Einstimmigkeit und bedanke mich 

herzlich. Wir sind am Ende der öffentlichen Sitzung angelangt. Ich darf mich herzlich für das 

Ausharren unserer vier Besucher bedanken. Auch denen, die uns zuhause bei den Geräten 

begleiten. Ich wünsche allen schöne Adventtage und dann ein ruhiges, erholsames Weihnachtsfest. 

Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig in den Ausschuss verwiesen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Ende der öffentlichen Sitzung um 22:43 Uhr.  
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